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Beginn: 10:02 Uhr

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Ich eröffne die Sitzung und heiße Sie zum heutigen
Sitzungstag herzlich willkommen.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich folgende Mitteilung machen: Der Abgeordnete
Volker Schnurrbusch hat nach § 47 Absatz 2 der
Geschäftsordnung des Landtags mitgeteilt, dass er
an der Teilnahme der heutigen Sitzung verhindert
ist.

Wir haben Gäste auf der Besuchertribüne. Das sind
Schülerinnen und Schüler des Friedrich-Schiller-
Gymnasiums in Preetz sowie Schülerinnen und
Schüler der Hans-Brüggemann-Schule in Borde-
sholm. - Herzlich willkommen im Schleswig-Hol-
steinischen Landtag!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Maritime Forschung stärken

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/1118

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat für die CDU-Fraktion der Abgeordnete
Tim Brockmann.

Tim Brockmann [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der 27. September 2018 war ein großer
Tag für unsere Christian-Albrechts-Universität und
für unser schönes Bundesland. An diesem Tag fiel
die Entscheidung, dass die Cluster zur „Präzisions-
medizin“ sowie zu „ROOTS“ bis ins Jahr 2026 mit
rund 100 Millionen € gefördert werden. Zweifels-
ohne ist dies ein richtig großer Erfolg für die
schleswig-holsteinische Forschungslandschaft.

Allerdings gab es zeitgleich auch die schlechte
Nachricht, dass das Meerescluster leider nicht er-
folgreich war. Für uns als Land zwischen den Mee-
ren, seit Jahrzenten eng mit der Meeresforschung
verbunden, ein bitterer Tag. Erfreulich ist, dass
CAU-Präsident Lutz Kipp noch am selben Tag da-
rauf verwies, dass die historisch eng mit der Uni-
versität verbundenen Meereswissenschaften For-
schungsschwerpunkt und integraler Bestandteil der
wissenschaftlichen Agenda der CAU bleiben wer-
den. Dies ist die richtige Einstellung, meine Damen

und Herren; statt zu lamentieren, müssen wir nach
vorne schauen und andere Wege gehen.

Die Meeresforschung in unserem Land war in der
Vergangenheit spitze, ist in der Gegenwart spitze,
und ich bin sehr zuversichtlich, dass sie dies auch in
Zukunft bleiben wird. 

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Sie genießt gemeinsam mit den anderen universitä-
ren und außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen im norddeutschen Raum weltweit einen exzel-
lenten Ruf. Damit dies auch in Zukunft so sein
wird, bitten wir die Landesregierung mit unserem
Antrag, sich aktiv auf Bundesebene für die zeitnahe
Gründung einer Deutschen Allianz für Meeresfor-
schung einzusetzen. Die Grundvoraussetzungen da-
für sind exzellent: Zehn Forschungseinrichtungen
mit mehr als 4.000 Beschäftigten und einer Grund-
finanzierung von 400 Millionen € finden sich be-
reits heute im norddeutschen Raum. Sie befassen
sich mit Ozeanforschung, Tiefseeforschung, Küs-
tenforschung sowie Polarforschung und verfügen
über eine herausragende Infrastruktur an For-
schungsschiffen, Flugzeugen, Eisbrechern, Tieftau-
chrobotern und -systemen, Observatorien und For-
schungsstationen. Ihre Aufgabe ist es, Antworten
auf die zentralen Fragen der Meeresforschung zu
geben: Welche Rolle spielen die Ozeane im Klima-
wandel? Wie wirkt sich die menschengemachte
Veränderung auf Meere und Ökosysteme aus? Wie
lassen sich Rohstoffe umweltfreundlich aus dem
Meer gewinnen? Wie lassen sich die maritimen Na-
turgefahren beherrschen?

Aber auch regionale Fragen stellen sich und verlan-
gen nach Antworten: Welche Folgen hat der Mee-
resspiegelanstieg auf den Küstenschutz? Vielleicht
auch auf den Tourismus; wir diskutieren das nach-
her noch. Wie gehen wir mit den Belastungen der
Meere durch Plastik und Munition zukünftig besser
um?

Wir brauchen eine Bündelung der breiten fachli-
chen Expertise in der Küsten-, Ozean-, Tiefsee- und
Polarforschung, die optimierte Planung und Koordi-
nation der weltweiten Einsätze der deutschen For-
schungsflotte und seegehenden Großgeräte sowie
die gemeinsame Nutzung der analytischen und da-
tentechnischen Infrastruktur. Dafür wird die Deut-
sche Allianz für Meeresforschung den notwendigen
Rahmen geben. Wir wollen Norddeutschland zur
weltweit führenden Region in der Meeresforschung
entwickeln. Dafür brauchen wir die besten Köpfe,
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leistungsstarke Infrastrukturen, exzellente For-
schung und innovative Anwendungen.

Ich begrüße es daher außerordentlich, dass sich
auch im Koalitionsvertrag auf Bundesebene ein kla-
res Bekenntnis zur Gründung einer Deutschen Alli-
anz für Meeresforschung findet.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

- An der Stelle darf auch die SPD gern applaudie-
ren. - Die geschätzten 100 Millionen €, die für die
Umsetzung der Allianz für Meeresforschung erfor-
derlich sind, müssen dabei fair zwischen Bund und
Ländern aufgeteilt werden. Insbesondere darf sich
der Bund seiner Finanzierungsverantwortung für
die Spitzenforschung nicht entziehen. Wir wollen
mit der Deutschen Allianz für Meeresforschung Po-
tenziale hervorheben, Exzellenzen fördern und eine
internationale Führungsposition in der Meeresfor-
schung einnehmen.

Es ist genau der richtige Zeitpunkt, sich dieses The-
mas anzunehmen, nicht nur weil heute wieder
Schülerinnen und Schüler deutschland- und europa-
weit für die Zukunft unseres Planeten demonstrie-
ren, sondern auch weil die Vereinten Nationen für
den Zeitraum von 2021 bis 2030 eine internationale
Dekade der Meeresforschung für nachhaltige Ent-
wicklung unter dem Motto „The Ocean we need for
the Future we want“ ausgerufen haben.

Lassen Sie uns unseren Antrag im Bildungsaus-
schuss noch einmal ausführlich diskutieren. Lassen
wir uns dort noch einmal darstellen, was die Lan-
desregierung unternommen hat. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Bevor wir zum nächs-
ten Redner kommen, möchte ich weitere Gäste auf
der Besuchertribüne begrüßen, und zwar vom Team
Arbeit Personalberatung aus dem Kreis Plön. -
Auch Ihnen ein herzliches Willkommen im Schles-
wig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Für die SPD-Fraktion hat Dr. Heiner Dunckel das
Wort.

Dr. Heiner Dunckel [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Gäste!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir hatten am
23. August 2018 im Bildungsausschuss eine sehr

interessante Beratung, weil die CAU uns ihre drei
Projekte vorgestellt hat, die sie für die Förderung
als Exzellenzcluster angemeldet hatte. Wenige Wo-
chen später gab es für uns alle die gute Nachricht,
dass zwei davon, nämlich das Projekt zur Entzün-
dungsforschung und das interdisziplinäre Pro-
gramm „ROOTS“ zu den Zusammenhängen zwi-
schen Gesellschaft, Kultur und Umwelt in der Ver-
gangenheit, mit ihren Bewerbungen erfolgreich wa-
ren. 

Vielleicht konnte niemand ernsthaft erwarten, dass
gleich drei Exzellenzcluster der Kieler Universität
erfolgreich sein würden. Es ist immerhin ein Erfolg,
dass das Projekt „Future Ocean Sustainability“ es in
die Endrunde geschafft hat. Es ist natürlich schade,
dass genau der Forschungsbereich, der mit Schles-
wig-Holstein und mit Kiel in besonderem Maße
verbunden und am stärksten auch mit Kiel identifi-
ziert wird, nämlich die Meeresforschung, das große
Ziel nicht erreichen konnte. Dabei ist gerade dieses
Thema nicht nur von regionaler, sondern von globa-
ler Bedeutung. Die eindrucksvolle Präsentation von
Frau Professor Matz-Lück im Bildungsausschuss
hat das sehr eindrücklich auch für Menschen deut-
lich gemacht, die sich nicht tagtäglich mit diesen
Themen beschäftigen.

Dass es dieses Forschungsprojekt 2018 nicht in die
Exzellenzförderung geschafft hat - Kollege Brock-
mann hat darauf hingewiesen -, heißt nicht, dass es
in der Zukunft keine Chancen gäbe. Insofern sollten
wir in der Tat alle Anstrengungen unternehmen, das
zu unterstützen. Der Präsident der CAU hat ja
schon deutlich gemacht, dass die CAU ihre diesbe-
züglichen Anstrengungen nicht reduzieren will. An-
gesichts der nationalen und globalen Bedeutung der
Fragestellungen, denen das Projekt nachgeht, sollte
es realistisch, auf jeden Fall wünschenswert sein, zu
einem späteren Zeitpunkt doch noch mit einem Ex-
zellenzantrag erfolgreich zu sein.

Die Koalition hat einen Antrag vorgelegt, der eine
Bündelung der Meeresforschung innerhalb
Deutschlands anregt. Das ist natürlich ein richtiger
Ansatz, weil auch in diesem Forschungsfeld Koope-
rationen erforderlich sind und ich keine For-
schungseinrichtung kenne, die sich fachlichen und
interdisziplinären Kooperationen verweigern wür-
de. Aber das ist mir ganz wichtig: Natürlich müssen
die Forschungseinrichtungen selbst und unter fach-
lichen Kriterien entscheiden, welche Kooperationen
sie eingehen. 

Die Politik ist darauf angewiesen, dass uns die For-
schung nicht nur Probleme benennt, sondern uns
auch sagt, was wir konkret tun können und sollen.
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Das Beispiel der Plastikabfälle macht dies deutlich.
Die Verseuchung der Ozeane durch Plastikabfälle
mag in der Vergangenheit ein abstraktes Thema ge-
wesen sein, und man kann die Bilder von erstickten
Meeresschildkröten oder von Quallen, die elendig
verenden, vielleicht ab und an verdrängen, aber das
Problem ist da. Nehmen Sie nur das Stichwort Plas-
tikkontinent. Daran sieht man, dass uns dieses The-
ma unmittelbar betrifft. Es betrifft jeden Einzelnen,
denn wir wissen mittlerweile, dass das Plastik im
Meer in den Nahrungskreislauf gelangt und damit
im Prinzip auch bei jedem einzelnen ankommt.
Deswegen glaube ich, dass dies ein wichtiger Punkt
ist, der uns in Schleswig-Holstein, in Kiel, national
und international weiter beschäftigen wird und
muss. 

(Beifall SPD und SSW)

Auch darauf ist hingewiesen worden: Die jungen
Menschen erinnern uns an jedem Freitag in aller
Deutlichkeit daran, dass dies kein Thema ist, das
man auf die lange Bank schieben kann. Insofern
kann ich nur die CAU und uns bestärken, in diesem
Bereich weitere Forschungsanstrengungen zu unter-
nehmen. Das ist wichtig, das ist richtig und für uns
und unser aller Leben von Bedeutung.

(Beifall SPD, SSW und Dennys Bornhöft
[FDP])

Insofern freue ich mich in der Tat, dass wir sicher-
lich gemeinsam im Bildungsausschuss noch weiter
darüber beraten werden. Ich hoffe und gehe davon
aus, dass das Wissenschaftsministerium uns weiter
darüber informieren wird, wie der Fortgang der
Dinge ist. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, SSW und Burkhard Peters
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Das Wort für BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat der Abgeordnete Lasse Petersdotter. 

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-
ordnete und Besucherinnen und Besucher! Exzell-
ente Forschung entsteht nicht allein dadurch, dass
sich das Bundesministerium dazu entschieden hat,
einen Stempel auf diesen Forschungsbereich zu set-
zen, sondern exzellente Forschung entsteht durch
Neugier, Leidenschaft, durch brillante Köpfe und
sehr viel Fleiß. All das kann man der Meeresfor-
schung in Kiel nicht nehmen. Ich glaube, allein das
ist schon ein guter Anlass, trotzdem positiv in die

Zukunft zu blicken, auch wenn die Situation jetzt
gerade kompliziert sein mag.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Die in Teilen immer wieder sehr umstrittene Ent-
scheidung des Bundesministeriums zu den jeweili-
gen Exzellenzclustern schmerzt im ganz konkreten
Fall trotzdem und ganz besonders für Kiel und
Schleswig-Holstein. Wie die Entscheidung zustan-
de kam, will ich jetzt gar nicht in den Vordergrund
rücken. Trotzdem ist es interessant, wie viele zu-
sätzliche Projekte sehr kurzfristig dann doch noch
unter den Exzellenzclustern anzutreffen waren.
Dass das auch Verteilungsprobleme unter den er-
folgreichen Exzellenzclustern auslöst und dass das
insbesondere Probleme dabei schafft, nicht erfolg-
reiche Exzellenzcluster weiterhin angemessen för-
dern zu können, bedeutet Herausforderungen, de-
nen man sich jetzt stellen muss. 

Man muss aber sagen, dass gerade die Meeresfor-
schung mit ihrer Bewertung in eine Exzellenzuni-
versität der CAU sehr gut hineinpasst, wo die Inter-
faces, also die interdisziplinäre Forschung, in den
Vordergrund gerückt wird. Kaum etwas ist so inter-
disziplinär wie etwa die Meeresforschung an der
CAU. 

The Future Ocean ist kein Exzellenzcluster mehr,
das mag sein. Er bleibt aber weiterhin unheimlich
wichtig, da sind wir uns nicht nur hier im Haus ei-
nig. Ich erinnere an ein Zitat der Bundesbildungs-
ministerin Frau Karliczek, die sagte: Meeresfor-
schung hilft uns, sie, die Ozeane, besser zu verste-
hen und zu schützen. Sie ist damit eine Investition
in die Zukunft unseres Planeten. 

Damit diese Investition in die Zukunft unseres Pla-
neten gelingen kann, muss es auch Investitionen in
diesen Forschungsbereich geben. Hier muss man
sagen, dass das Bundesbildungsministerium mehr
als warme Worte bringen muss. Es muss sich auch
substanziell an dieser Deutschen Allianz für Mee-
resforschung beteiligen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Wir als Land sind hier bereits gut vorangegangen.
Im aktuellen Haushalt stellen wir bereits 100.000 €
zur Verfügung. Nichtsdestotrotz ist das noch lange
nicht das Ende der Fahnenstange, um ein solch gro-
ßes Forschungsprojekt unterstützen zu können. 

Die Allianz für Meeresforschung wäre ein Stück
weit das norddeutsche Gegengewicht zur süddeut-
schen Automobilindustrie. Hier haben wir brillante
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Köpfe, die an den Lösungen der Probleme forschen.
Immerhin sind die Ozeane dieses Planeten der
wichtigste Faktor, wenn es um den Klimawandel
und die Klimakrise geht. Wir sind mit dieser For-
schung Teil der Lösung, nicht Teil des Problems.
Wie gesagt, ganz vorn haben wir diese brillanten
Köpfe, die sich alle in Kiel und Umgebung einge-
funden haben und uns helfen werden, Gegenstrate-
gien zur Klimakrise zu erforschen, die uns aber
auch helfen werden, Anpassungsstrategien zur Kli-
makrise zu erforschen, wenn Gegenmaßnahmen
nicht mehr wirksam sind. 

Viele haben es angesprochen: Dass das nötig ist, se-
hen wir jetzt auch wieder an der Initiative der Schü-
lerinnen und Schüler und Studierenden, die heute
sehr zahlreich und zu Tausenden vor dem Bundes-
ministerium, aber auch vor dem Bundestag und der
Kohlekommission demonstrieren werden.

Die Ozeanbeobachtung hat aber nicht nur einen ge-
sellschaftlichen und einen klimapolitischen Vorteil,
sondern ganz klar auch einen wirtschaftspolitischen
Vorteil. Nehmen wir zum Beispiel die Analyse von
Sturmentwicklungen und damit auch die Analyse
von Veränderungen im Schiffsverkehr. Wir alle ken-
nen den Fall von dem Schiff, das seine Ladung ver-
loren hat. Die Nachrichten haben darüber berichtet.
So etwas ist nicht nur durch eine bessere Sicherung
besser handhabbar - klar, das ist offensichtlich -,
sondern auch, wenn man Strömungen besser vor-
hersehen kann, sodass Schiffe Strömungen und
Sturmsituationen so umfahren können, dass Ladun-
gen gerettet werden können, dass weniger Zeit ver-
loren wird und die Schiffe so effizienter ans Ziel
kommen.

Dazu kommen Mikroplastik, das die Lebensgrund-
lage von Millionen Menschen auf diesem Planeten
gefährdet, aber auch Munition im Meer, die uns als
Kielerinnen und Kieler besonders beschäftigt. Wir
merken dies fast jede Woche durch Eilmeldungen
der „Kieler Nachrichten“. All das, was an Land ge-
funden wird, befindet sich in der Regel noch einmal
im Meer. Hier ist gerade die Expertise aus Kiel und
Schleswig-Holstein international gefragt, weil bis
heute noch immer viel Munition im Meer landet.

Damit das alles gelingt, braucht es aber auch einen
Technologietransfer, der dabei hilft, gesellschaftlich
voranzukommen und die Sensibilität über die Fragi-
lität der Meere und die Relevanz der Meere in die
Gesellschaft hineinzutragen. Aber Technologie-
transfer bedeutet immer auch Arbeitsplätze, und
Arbeitsplätze, die durch Forschung in Norddeutsch-
land entwickelt werden, sind sicherlich auch Ar-

beitsplätze, von denen Norddeutschland und
Schleswig-Holstein profitieren. 

Insofern glaube ich, dass die Deutsche Allianz für
Meeresforschung ein guter Schritt in die richtige
Richtung ist, und ich freue mich auf die weiteren
Diskussionen. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Das Wort für die FDP-Fraktion hat
der Abgeordnete Dennys Bornhöft. 

Dennys Bornhöft [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Maritime Forschung hat in Kiel eine
lange und erfolgreiche Tradition vorzuweisen. Über
Jahrzehnte hinweg wurden hervorragende for-
schungstechnische Kompetenzen aufgebaut, die
weit über unser Land hinaus geschätzt werden. In-
sofern ist es wichtig und richtig, dass das Thema
maritime Forschung auf die Agenda des Landtags
gesetzt wird, denn das ist auch etwas, was den ech-
ten Norden ausmacht.

(Beifall FDP, vereinzelt CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte ein paar Sätze zur Exzellenzinitiative
des Bundes und der Länder verlieren. Es wurde
schon erwähnt, auch die CAU hat sich mit drei For-
schungsclustern hierum beworben. Positiv ist, dass
zwei davon angenommen wurden. Das war zum ei-
nen die Entzündungsforschung, die schon vorher
exzellent gewesen und schon sehr renommiert ist.
Neu hinzugekommen ist der Forschungsverbund
„ROOTS“, der mehr mit Blick auf die Menschheits-
geschichte, Kultur und Umwelt forscht. Insgesamt
sprechen wir hier von einem finanziellen Fördervo-
lumen von über 100 Millionen €, verteilt über die
nächsten sieben Jahre. Das bedeutet, dass über
100 Millionen € nach Schleswig-Holstein fließen.
Das allein wird auch volkswirtschaftlich einen ho-
hen positiven Effekt haben und natürlich auch posi-
tiv für die Arbeitsmarktsituation in Schleswig-Hol-
stein sein. 

Eine Hochschule braucht mindestens zwei Exzel-
lenzcluster, um im Wettbewerb um eine Exzellenz-
universität mitmachen zu können. Hoffen wir, dass
dieser Schritt noch erfolgen wird. Im April 2019
wissen wir sicherlich mehr. 

Auf Initiative von Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westphalen und Niedersachsen ist die Anzahl för-
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derungswürdiger Projekte kurzerhand erhöht wor-
den. Das ist an sich eine gute Sache. Es werden
jetzt 57 Cluster gefördert. Leider hat man nicht die
Gesamtfördersumme erhöht, sodass jedes einzelne
Cluster nun mit etwas weniger Geld als vorher aus-
kommen muss. Hoffen wir einmal, dass es dadurch
im Laufe der Jahre keine Finanzierungslücken ge-
ben wird.

Am Tragischsten ist aus schleswig-holsteinischer
Perspektive, dass bei dieser Förderrunde die dritte
Bewerbung um „Future Ocean“ - wie ich finde: un-
erwartet - leer ausgegangen ist; denn in Zusammen-
arbeit mit dem GEOMAR wird hier international
auf höchstem Niveau und ebenso international aner-
kannt Spitzenmeeresforschung betrieben - und das
schon seit Langem. 

GEOMAR hier gegenüber kooperiert mit Kieler
Schulen. Das ist ein toller Ansatz, um jungen Men-
schen naturwissenschaftliche Berufe näherzubrin-
gen. Ich bin immer noch ein wenig stolz darauf,
dass ich damals als Schüler im Rahmen eines Bio-
leistungskurses am Gymnasium Wellingdorf am
Kieler Ostufer bei dem inhaltlichen Vorgängerpro-
jekt von „Future Ocean“ namens „AQUA SHIFT“
mitwirken durfte. 

(Beifall FDP und CDU)

Dieses Vorgängerprojekt untersuchte die zeitliche
Verschiebung der Algenblüte durch Wassererwär-
mung - mit fatalen Auswirkungen für die Nah-
rungssituation der Fischbrut. Seit Kurzem ist nun
bekannt, dass dies einer der Gründe ist, dass der
Heringsbestand in der Ostsee Probleme und die EU
die Fangquoten hier deutlich reduziert hat.

Meeresforschung wird weltweit mit Kiel, der Chris-
tian-Albrechts-Universität und GEOMAR in Ver-
bindung gebracht. Wir müssen uns daher starkma-
chen, dass das so bleibt, auch ohne Förderung aus
dem Exzellenzcluster. Denn was macht der Klima-
wandel mit dem Meer? Die Polkappen schmelzen,
der Salzgehalt sinkt, Wassermassen vermischen
sich anders oder nicht mehr, höhere Temperaturen
erhöhen das Wasservolumen, wodurch der Meeres-
spiegel steigt. Auf der anderen Seite ist das Meer
aber ein Puffer für den Klimawandel, da das Meer
besonders viel atmosphärischen CO2 bindet. Aber
auch das hat Grenzen, und es kann zur Übersäue-
rung führen, wodurch Kieselalgen, Muscheln und
weitere ihre Schale nicht mehr ausprägen können.
Damit gibt es die konkrete Gefahr, dass die Nah-
rungskette unten am Beginn ausfällt. Was das für
verheerende Auswirkungen für die Nahrungskette,

am Ende auch für den Menschen hat, braucht keine
weitere Erläuterung. 

Das, was ich gerade erwähnt habe, sind Fragen und
Problemlagen für unsere Zukunft, zu denen dort
drüben und dort hinten, auch im GEOMAR und an
der Uni Kiel geforscht wird. Das Wissen darüber
muss gemehrt, und es muss verbreitet und veröf-
fentlicht werden. Daher ist es wichtig, dass wir die
Ärmel hochkrempeln und uns für eine Deutsche Al-
lianz für Meeresforschung einsetzen. Ich hoffe, dass
wir damit Erfolg haben werden, und ich hoffe auch
auf ein breites Votum zu diesem Antrag. - Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall FDP, CDU und SSW)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Das Wort hat für die AfD-Fraktion
der Abgeordnete Jörg Nobis. 

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Gäste! Es ist gut und richtig,
sich für den Meeresschutz einzusetzen und die
deutsche Meeres- und Ozeanforschung zu stärken.
Ich glaube, das dürfte allgemeiner und breiter poli-
tischer Konsens hier im Haus sein und bedarf ei-
gentlich keiner politischen Debatte. 

In diesem Bereich hat Deutschland, wie Sie richtig-
erweise in Ihrem Antrag feststellen, einen exzellen-
ten internationalen Ruf. Insbesondere die For-
schungseinrichtungen in Schleswig-Holstein - wie
beispielsweise das GEOMAR Helmholtz-Zentrum -
sind im Bereich der Ozeanforschung sehr stark. Das
GEOMAR genießt auch international ein sehr ho-
hes Ansehen. Es stimmt, wenn Sie in der Begrün-
dung Ihres Antrags davon sprechen, dass viele Ein-
flüsse noch nicht hinreichend erforscht sind. Die
großen kalten und warmen Meeresströmungen ha-
ben einen großen Einfluss auf unser Klima. Sie sind
die Klimaanlage unseres Planeten und sorgen für
einen entsprechenden Ausgleich zwischen den Kli-
mazonen.

Der Golfstrom beispielsweise transportiert riesige
Wärmemengen in Form relativ warmen Wassers aus
den Tropen bis weit in den Norden und beeinflusst
auf diese Weise stark unser europäisches Klima. Es
ist daher gut und richtig, bei der Ozeanforschung
zukünftig die Nase vorn zu haben, mögliche Verän-
derungen des Golfstroms rechtzeitig zu erkennen.

Natürlich geht es auch um Rohstoffe im Meer: von
Manganknollen über Methanhydrat bis hin zur Fi-
scherei. 
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Insofern stimmen wir Ihrem Antrag in der Sache
selbstverständlich zu. Ob allerdings ein so wohl-
klingender Name wie Deutsche Allianz für Meeres-
forschung - - Ich stelle mir gerade vor, Herr Haber-
saat, wenn wir den Namen Deutsche Allianz für
Meeresforschung gefordert hätten, was dann wohl
los gewesen wäre.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Dass die Lösung eine Verbesserung der gegenwärti-
gen Forschungssituation bringt oder die Zusam-
menarbeit stärkt, glauben wir nicht unbedingt. Wir
denken, dass es längst eine gute und fachübergrei-
fende internationale Zusammenarbeit gibt. Aber na-
türlich - das ist unbestritten - kann etwas, das be-
reits gut ist, noch besser werden. Das wollen wir
nicht bestreiten. 

Meine Damen und Herren, in Ihrem Antrag schrei-
ben Sie von Forschung und Strategien zur Vermei-
dung von Plastikmüll. Plastikmüll in den Ozeanen
ist weltweit betrachtet auf jeden Fall ein Thema,
aber nicht unbedingt in Schleswig-Holstein und
eben nicht hier bei uns in der Nord- und Ostsee.
Hier stand wohl wieder einmal der grüne Panikgeist
Pate.

(Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Nein!)

Eines habe ich bei diesem ehemaligen Exzellenzc-
luster „Ozean der Zukunft“ nicht verstanden. Was
hat denn die Muthesius Kunsthochschule bitte
schön als Partner in diesem Cluster mit Ozeanfor-
schung zu tun?

(Zuruf Dennys Bornhöft [FDP])

Vielleicht ist das die Marine-Malerei, Herr Haber-
saat. Vielleicht können Sie mich da einmal aufklä-
ren.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Aber zurück zu Ihrem Antrag: Sie möchten, dass
sich die Landesregierung für eine solche Allianz für
Meeresforschung auf Bundesebene einsetzt. Dage-
gen ist selbstverständlich nichts einzuwenden. Das
befürworten wir. Ich konnte Ihrem Antrag den Be-
griff „fördern“ allerdings nicht entnehmen. Sie,
Herr Brockmann, sprachen eben davon, dass Sie
durchaus Steuergelder in die Hand nehmen wollen.
Davon stand in Ihrem Antrag nichts. Ich vermute
also, dass Sie jetzt eine Förderung durch die Hinter-
tür betreiben wollen. Dann frage ich mich, warum
Sie nicht in Ihren Antrag schreiben, wie viel Geld
vom Land bereitgestellt werden soll. Dafür brau-
chen wir ganz konkrete Daten. 

(Zuruf Lars Harms [SSW])

Deshalb, Herr Harms, beantrage ich, dass dieser
Antrag mitberatend in den zuständigen Finanzaus-
schuss überwiesen wird. - Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat die
Kollegin Jette Waldinger-Thiering.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Damen und Herren! Als im September 2018 die
Deutsche Forschungsgemeinschaft bekannt gege-
ben hat, welche Forschungsverbünde in den komm-
enden sieben Jahren im Zuge der Exzellenzstrategie
des Bundes und der Länder gefördert werden, hat-
ten viele von uns gemischte Gefühle, einerseits die
große Meldung, dass die Uni Kiel 100 Millionen €
für Spitzenforschung bekommt - zwei Projekte hat-
ten sich im bundesweiten Wettbewerb der Exzel-
lenzstrategie durchgesetzt -, andererseits keine Ex-
zellenzclusterförderung für die Kieler Meeresfor-
schung „Ozean der Zukunft.“ Das schmeckte erst
einmal bittersüß. 

Deshalb stimmen wir grundsätzlich zu, dass wir die
Strukturen unserer Meeresforschung aufrechterhal-
ten müssen. Deutschlandweit gilt der Forschungs-
ansatz, der hier verfolgt wird, als einmalig. Mee-
res-, Geo- und Wirtschaftswissenschaften werden
mit Expertise aus der Medizin, der Mathematik, der
Rechts- und Gesellschaftswissenschaften kombi-
niert - und das im Forschungsverbund der Christi-
an-Albrechts-Universität, der Muthesius Kunst-
hochschule, des Instituts für Weltwirtschaft und von
GEOMAR. 

Nicht umsonst wurde seit der Gründung des Clus-
ters 2006 immer wieder herausgestellt, welch be-
sonderer Zusammenschluss das ist. Die Rolle des
Ozeans im Klimasystem wird genauso untersucht
wie das wirtschaftliche Potenzial in Form von Roh-
stoffvorkommen, die die Menschheit bestenfalls
nachhaltig nutzen kann. 

Hier bei uns im Land hat die Meeresforschung so-
wohl in der Selbstwahrnehmung als auch in der Au-
ßendarstellung ein enormes Gewicht, ganz abgese-
hen davon, dass wir es uns umweltpolitisch nicht
leisten können, diese Forschung zu vernachlässi-
gen.

(Beifall SSW)
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Heute Morgen haben Schülerinnen und Schüler
wieder vor unserem Landeshaus, aber auch in Ber-
lin demonstriert, weil sie befürchten, dass die Poli-
tik nicht handelt. Sie sehen keinen Sinn mehr darin,
zur Schule zu gehen, wenn sie in Zukunft eine Kli-
makatastrophe erwartet. Ich verstehe diesen Gedan-
kengang sehr wohl. Ich verstehe, dass sie Angst ha-
ben und dass es sie wütend macht, dass die Politik
nicht handelt. Auch deshalb müssen wir unsere
Meeres- und Klimaforschung weiter stärken.

Zugegebenermaßen haben wir uns über einzelne
Formulierungen des Antrags etwas gewundert, ein-
mal inhaltlich und einmal - sagen wir - aus Gründen
der Diplomatie. Die verlässliche gemeinsame För-
derung der Meeresforschungseinrichtungen aus
Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen und Schleswig-Holstein ist keine
neue Idee. Das Land Schleswig-Holstein plante
schon länger, die GroKo plant sie ebenso. Eine
Dachorganisation für außeruniversitäre und univer-
sitäre Forschungseinrichtungen der Meeresfor-
schung macht Sinn. Aber in einer Deutschen Alli-
anz für Meeresforschung von politischer Seite vor-
zuschlagen, die Forschungseinrichtungen in Schles-
wig-Holstein sollen eine besondere Rolle einneh-
men - - Man sollte sich vorher fragen, wie man mit
künftigen Partnern umgehen will, und sich viel-
leicht eher höflich zurückhalten. 

(Beifall SSW)

Verstehen Sie mich nicht falsch, unsere For-
schungseinrichtungen in Schleswig-Holstein sind
herausragend und irgendwie auch spektakuläre und
öffentlichkeitswirksame Wege gehend, wenn ich an
das Segel-Rennen um die ganze Welt denke, bei
dem zwei Jachten Proben für das Future-Ocean-Ex-
zellenzcluster gesammelt haben.

Aber wenn wir uns die von der Exzellenzkommissi-
on ausgewählten Cluster anschauen, dann fallen für
mich ähnliche Themenbereiche, die Uni Bremen
mit dem Exzellenzcluster „Der Ozeanboden - uner-
forschte Schnittstelle der Erde“ und die Uni Ham-
burg mit „Klima, Klimawandel und Gesellschaft“,
direkt ins Auge. Außerdem scheint mir im Antrag-
stext ein starkes nationales Gewicht zu liegen, wäh-
rend dann in der Begründung doch eher die interna-
tionale Zusammenarbeit mit den Anrainerstaaten
betont wird.

Sei es drum, Kooperationen in der Forschung, nati-
onal und international, finden wir gut und auch
richtig. Besonders die Kooperation mit den Anrai-
nerstaaten im Sinne einer neuen Küstenkoalition

der Meeresforschung ist absolut nach unserem Ge-
schmack.

Wir freuen uns auf die Beratungen im Ausschuss.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Das Wort hat für die
Landesregierung die Ministerin für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur Karin Prien.

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ja, die maritime Forschung ist ein Leucht-
turm unserer Forschung und Wissenschaft in
Schleswig-Holstein. Studierende aus aller Welt, die
sich für Meeresforschung interessieren, denken zu-
erst an Kiel und die Christian-Albrechts-Universität
als Studienort. Wir sind immerhin das einzige Bun-
desland in Deutschland, das von zwei Meeren um-
geben ist. Unsere Meeresforscherinnen und Mee-
resforscher gehören - ich glaube, das ist unstreitig
und auch in der Debatte deutlich geworden - zu den
Besten der Welt. Sie sind bestens vernetzt, und
zwar weltweit, aber eben auch mit unseren nord-
deutschen Partnern und Nachbarn, um die Meeres-
forschung gemeinsam voranzubringen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Darauf können wir zu Recht auch ein bisschen stolz
sein.

Dass nun ausgerechnet das Exzellenzcluster Future
Ocean Sustainability bei aller Freude über den Er-
folg der beiden anderen genannten Cluster im Wett-
bewerb um die Förderung durch Bund und Länder
im Rahmen der Exzellenzstrategie nach immerhin
zwei erfolgreichen Förderperioden keine Förderung
erhalten wird, war eine wirklich große Enttäu-
schung. Das ist auch in der Debatte deutlich gewor-
den.

Hinweisen will ich darauf, dass dies nicht eine Ent-
scheidung des Bundesministeriums war, sondern ei-
ne Entscheidung der Exzellenzkommission. Das
heißt, auch 39 international renommierte Wissen-
schaftler haben diese Entscheidung letztlich vorbe-
reitet.

Wichtig ist mir auch der Hinweis, dass die Förde-
rung, die die Exzellenzcluster erhalten, eine Kofi-
nanzierung zwischen Bund und Ländern ist. Das
Land Schleswig-Holstein ist natürlich auch an den

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 49. Sitzung - Freitag, 25. Januar 2019 3673

(Jette Waldinger-Thiering)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8783&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG



erheblichen Fördersummen für die erfolgreichen
Cluster mit 25 % beteiligt.

Wichtig ist auch, noch einmal zu überlegen, warum
das Cluster nicht erfolgreich war; denn das muss
auch Auswirkungen auf unsere zukünftigen Überle-
gungen haben. Die allgemeine Einschätzung ist,
dass das Cluster deshalb nicht erfolgreich war, weil
es ganz bewusst einen transdisziplinären Ansatz ge-
wählt hat, der ganz stark den Fokus auf das Thema
Nachhaltigkeit gerichtet hat. Meine feste Überzeu-
gung ist, dass das Cluster mit seinem Ansatz damit
seinerzeit in gewisser Weise ein ganzes Stück vo-
raus war. Wir werden in den nächsten Jahren erle-
ben, dass genau diese Art von transdisziplinärer
Forschung weltweit nachgefragt werden wird. Wir
brauchen die Expertise, wir brauchen die Wissen-
schaft, damit sie uns mehr Handlungswissen an die
Hand gibt, um die großen Herausforderungen und
die großen Menschheitsfragen tatsächlich angehen
zu können.

Wie werden wirtschaftlicher Nutzen und ökologi-
sche Risiken beim Meeresbergbau in Zukunft be-
wertet werden können? Oder wie können wir ver-
hindern, dass sich sauerstoffarme Zonen weiterhin
in den Ozeanen und Meeren ausbreiten? All das
sind bedeutende Fragen für uns alle. In der Begut-
achtung der Cluster war jedoch offenbar eine starke
Fokussierung auf die fachwissenschaftliche Basis
erwünscht, so wie Bremen und Hamburg das ange-
boten haben. Diese beiden Cluster sind ja dann
auch erfolgreich gewesen.

Anders gesagt: Future Ocean ist mit seinem drin-
gend benötigten Forschungsansatz seiner Zeit vo-
raus. Doch auch in der Wissenschaftspolitik gilt:
Durch Niederlagen lassen wir uns in Schleswig-
Holstein nicht entmutigen. Meine Prognose ist, dass
nicht zuletzt wegen des breiten Ansatzes und des
großen Beratungsbedarfs auf diesem Feld die Zeit
für Future Ocean kommen wird.

(Beifall CDU und FDP)

Deshalb, meine Damen und Herren, führen wir zur-
zeit Gespräche mit der Christian-Albrechts-Univer-
sität, aber auch mit den anderen Cluster-Partnern,
um zu überlegen, wie wir diese Marke „Future
Ocean“ erhalten können und wie wir die Bewer-
bung für die nächste Phase der Exzellenzstrategie
auch heute schon vernünftig vorbereiten können.
Ich glaube, daran sollten wir ein gemeinsames Inte-
resse haben.

Darüber hinaus arbeiten wir - das ist jetzt das zwei-
te Thema des Antrags - mit unseren norddeutschen
Partnerländern daran, die Meereswissenschaften na-

tional und international stärker sichtbar zu machen.
Norddeutschland ist ein weltweit führender Stand-
ort in der Meeres-, Küsten- und Polarforschung.
Mehr als 4.000 Menschen - auch das muss noch
einmal gesagt werden - arbeiten in diesem For-
schungsbereich, verteilt auf unterschiedliche Ein-
richtungen und Bundesländer. Dass die norddeut-
schen Bundesländer Vorreiter in diesem For-
schungsfeld sind, sollte deshalb niemanden verwun-
dern.

Und doch, meine Damen und Herren, ist es wichtig,
das im Hinblick auf das Nord-Süd-Gefälle in der
Forschungslandschaft insgesamt noch einmal ge-
meinsam zu bekräftigen. Deshalb, Herr Nobis,
brauchen wir genau diese Debatte im Landtag heu-
te. Ich bin den Koalitionsfraktionen sehr dankbar
dafür, dass sie dieses Thema auf die heutige Tages-
ordnung gesetzt haben.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Warum ist eine Deutsche Allianz für Meeresfor-
schung so wichtig? Das liegt daran, dass andere
Länder, die eher zentralistisch organisiert sind,
Frankreich, Großbritannien und selbst die USA,
zentrale Institute haben, mit denen sich zum Bei-
spiel das GEOMAR in Bezug auf Größe gar nicht
messen kann, mit Blick auf die Qualität schon. In-
sofern macht es sehr wohl Sinn, hier zu einer natio-
nalen Kraftanstrengung zu kommen, ohne natürlich
die weltweite, die internationale Vernetzung weiter
voranzubringen.

Unsere Idee ist es, ein gemeinsames Dach zu schaf-
fen und damit unsere Einrichtungen in Nord-
deutschland - nicht nur in Schleswig-Holstein - zu
stärken. Die Bündelung wichtiger Forschungspro-
jekte, Infrastrukturen und Datenmanagements wird
in diesem Zusammenhang immer wichtiger, damit
diese norddeutsche Stärke in Zukunft wesentlich
besser zur Geltung kommt.

Ich will aber einräumen, dass wir, obwohl wir er-
folgreich damit waren, dieses Thema im Bundes-
Koalitionsvertrag zu verankern, immer noch an ei-
ner guten Lösung zwischen Bund und Ländern ar-
beiten. Ich wäre übrigens auch dankbar dafür, wenn
wir insoweit auf die Unterstützung der Abgeordne-
ten der Großen Koalition hoffen könnten. Es geht
nämlich nicht nur um die Verhandlungen mit dem
BMBF, sondern auch die Haushälter im Deutschen
Bundestag spielen dabei eine große Rolle. Insofern
können wir uns hier eine große gemeinsame Kraft-
anstrengung nur wünschen.
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Es geht um einen hohen zweistelligen Millionenbe-
trag, der nach Einschätzung der zukünftigen Akte-
ure der Allianz benötigt wird, um die Zusammenar-
beit substanziell und strukturell auf ein neues Ni-
veau zu heben.

Über das Geld sprechen wir mit dem Bund. Wir
sprechen aber auch über Strukturfragen, die nicht
weniger wichtig sind; denn es geht darum, eine ech-
te nachhaltige und langfristige Perspektive für eine
Deutsche Allianz für Meeresforschung zu schaffen.

Zusammenfassend darf ich sagen: Wir brauchen ei-
ne nationale Anstrengung, und wir wünschen uns
vom Bund eine nachhaltige und strukturelle Unter-
stützung. Gemeinsam sollten wir hier noch Über-
zeugungsarbeit leisten. Ich würde mich freuen,
wenn auch heute ein entsprechendes Signal aus die-
sem Landtag in Richtung Berlin geht.

Ich freue mich auf die ausführlichere Debatte im
Ausschuss. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Die Ministerin hat die vorgesehene Redezeit um
2 Minuten erweitert. Diese Redezeit stünde jetzt
theoretisch auch allen anderen Fraktionen zur Ver-
fügung. - Ich sehe jedoch nicht, dass davon Ge-
brauch gemacht wird.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe somit die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag in der Drucksa-
che 19/1118 dem Bildungsausschuss und mitbera-
tend dem Finanzausschuss zu überweisen. Wer so
beschließen möchte, den bitte ich um sein Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist somit
einstimmig beschlossen.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 10:

Berufung einer/eines Brexit-Beauftragten

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/1071

„Brexit“ - Schleswig-Holstein ist vorbereitet!

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/1202

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
sehe, das ist nicht der Fall. Ich eröffne somit die
Aussprache. Das Wort hat für die SPD-Fraktion der
Fraktionsvorsitzende Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir leben in einer Zeit, in der das, was politisch un-
denkbar ist, beinahe im Wochentakt neu definiert
werden muss. Das gilt für das Vereinigte König-
reich im ganz Besonderen. Debatten, wie wir sie
heute im Unterhaus verfolgen, wären noch vor
Kurzem nicht vorstellbar gewesen, ebenso wenig
eine konservative Premierministerin, die ohne par-
lamentarische Mehrheit von den Hardlinern in ihrer
Fraktion vorgeführt wird.

Niemand kann voraussagen, wie es weitergeht. Klar
ist, dass die Option eines ungeregelten Brexits auf
dem Tisch bleibt - und sogar wahrscheinlich ist.
Man muss schon ein ausgesprochenes Faible für
britischen Humor haben, um noch über etwas la-
chen zu können, was in Wirklichkeit ein Trauerspiel
für Europa und ein Tragödie für Großbritannien ist.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, vereinzelt CDU und FDP)

Ob ungeregelt oder geregelt - der Brexit trifft auch
uns in Schleswig- Holstein, und das in vielen Berei-
chen. Großbritannien ist ein wichtiger Außenhan-
delspartner unseres Landes. Die jahrzehntelange
Partnerschaft hat zu einer engen Verflechtung der
Wirtschaft geführt; die Zerschlagung wird absehbar
dramatische Folgen haben.

Aber auch die regionale Kooperation in der Nord-
seeregion ist betroffen, die Zusammenarbeit in der
Kriminalitätsbekämpfung, die Terrorabwehr, die
Partnerschaften im kommunalen und kulturellen
Bereich. Auch indirekte Folgen werden Schleswig-
Holstein - durch Einschnitte bei den EU- Förder-
programmen - massiv treffen. Vor allen Dingen aber
ist die Hängepartie ein Problem für viele Bürgerin-
nen und Bürger. Familienbesuche, Urlaube, Studi-
enaufenthalte, Schüleraustausch - man könnte vie-
les hinzufügen, was sich für die Betroffenen in der
Praxis noch als schwierig erweisen wird. In dieser
Situation darf man sich nicht wegducken, sondern
man muss Verantwortung übernehmen.

In einer immer komplexeren Welt sind die einfa-
chen Antworten verlockend - verlockend, aber sel-
ten richtig. Denn eine Sache zeigt der Brexit: Er ist
auch exemplarisch für das, was passiert, wenn seri-
öse Politiker angstgetrieben die Argumente der Po-
pulisten übernehmen. Denn erst aus dem Versuch
David Camerons, der UKIP den Wind aus den Se-
geln zu nehmen, wurde schließlich die nicht mehr
zu stoppende politische Lawine. Das Beispiel UKIP
zeigt, dass rechte Parteien keine eigene politische
Mehrheit brauchen, um das Land ins Chaos zu stür-
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zen. Es reicht aus, wenn die anderen nicht früh und
entschieden genug dagegen auftreten - oder sogar
das Dilemma für eigene kurzsichtige Spiele nutzen.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deswegen sage ich sehr deutlich: Am Ende geht es
um die Bewahrung von Frieden und Wohlstand in
Europa. Schon deswegen müssen wir den Nationa-
listen und Europahassern von rechts mit aller Ent-
schiedenheit entgegentreten.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, FDP und SSW)

Wir sollten dabei nicht hochnäsig über die Nordsee
blicken. Auch in Deutschland kokettiert eine Partei
mit dem Austritt aus der Europäischen Union. Der
Vorsitzende der AfD, Herr Gauland, spricht von der
EU als - ich zitiere wörtlich - „totalitärem Apparat
in Straßburg und Brüssel“. Die gleiche Sprache ha-
ben wir im September vergangenen Jahres von den
Rechtsextremisten in diesem Haus hören müssen.
Ich kann nur sagen: Dass die das mit dem „Dexit“,
also dem deutschen Austritt, jetzt ein bisschen zu-
rückstellen, hat nichts mit der eigenen Haltung zu
tun, sondern damit, dass sie fürchten, das britische
Beispiel könne die Leute erschrecken. In Wirklich-
keit wollen sie den Austritt.

Wir müssen dafür sorgen, dass die Menschen wäh-
len gehen und demokratische Parteien wählen, da-
mit solche Leute nichts zu melden haben - nicht in
Europa und nirgendwo sonst.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, vereinzelt CDU und FDP)

Gerade die wirklich verheerenden Weltkriege des
letzten Jahrhunderts zeigen uns deutlich, dass deren
Annahmen falsch sind. Ein leidenschaftliches Be-
kenntnis zur Europäischen Union ist die Antwort.
Europa ist die richtige Antwort. Das ist das, was
wir tun müssen. Denn diejenigen, die „Wir sind das
Volk!“ grölen, sind eine lautstarke Minderheit. Die
Mehrheit will etwas anderes. Sie muss aber auch
zur Wahl gehen, wenn etwas anderes umgesetzt
werden soll. Das müssen wir den Bürgerinnen und
Bürgern sehr deutlich machen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, vereinzelt CDU und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Dr. Stegner, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Dr. Frank Brodehl?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Nein. Fragen von Rechtsextremisten gestatte ich
grundsätzlich nicht. - Meine sehr verehrten Damen
und Herren, wir als schleswig-holsteinische Lan-
despolitiker haben nicht die Verantwortung für das,
was dort passiert. Aber wir haben die Verantwor-
tung, damit vernünftig umzugehen. Uns liegt ein
Entwurf der Landesregierung für ein Gesetz zum
geregelten Übergang vor. Es kann allerdings passie-
ren, dass der Übergang ungeregelt erfolgt. Es ist
wichtig, darauf vorzubereitet zu sein. Deswegen ist
die Taskforce eine vernünftige Idee. In manchen
Bereichen müssen wir aber schneller und deutlicher
handeln - zusammen mit den Verantwortlichen in
der Wirtschaft, in Schulen, Initiativen, Vereinen,
Hochschulen und Kommunen. Ich glaube, dass es
richtig wäre, eine verlässliche Anlaufstelle zu
schaffen. Deswegen beantragt die SPD-Fraktion die
Berufung eines Brexit-Beauftragten oder einer Bre-
xit-Beauftragten. In anderen Feldern hat sich erwie-
sen, dass es eine gute Sache ist, wenn das gebündelt
wird.

Ich bitte Sie deswegen sehr herzlich - auch aus den
genannten Motiven heraus -, unserem Antrag zuzu-
stimmen. Vielleicht gibt es auch die Möglichkeit,
beide Anträge zu überweisen; wir sollten sie aber
relativ rasch zu einer Entscheidung bringen.

Wichtig ist mir noch einmal der Hinweis: Wir soll-
ten nicht glauben, es sei irgendeine Kleinigkeit, die
da passiert. Ich ahne, was passiert, wenn es zum un-
geregelten Brexit kommt. Ich ahne, welche Bilder
wir sehen werden. Ich ahne, zu welchen Verwerfun-
gen in der Wirtschaft es kommen wird.

Deswegen ist es so wichtig, die Hoffnung nicht auf-
zugeben und zu versuchen, noch einmal auf unsere
britischen Freundinnen und Freunde einzuwirken.
Vielleicht gibt es doch noch eine zweite Abstim-
mung; das ist ja nicht gänzlich ausgeschlossen. Lei-
der ist die Labour Party nicht mit der Entschlossen-
heit unterwegs, die ich mir wünschen würde; auch
das will ich deutlich sagen.

Wir wissen: Europa ist das Beste, was diesem Land
jemals passiert ist. Europa ist der Garant für Frie-
den und Wohlstand gewesen. Unsere Verpflichtung
- auch für unsere nachfolgenden Generationen - ist
es, dafür zu sorgen, dass es so bleibt. Darüber sind
sich 90 % dieses Hauses einig. - Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, vereinzelt CDU und FDP)
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Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die CDU-Fraktion erteile ich das Wort dem Ab-
geordneten Hartmut Hamerich.

Hartmut Hamerich [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Besucher auf der Tribüne! Herr Dr. Stegner,
ich danke Ihnen für die wirklich gute Rede zu die-
sem Thema. Bei der Schlussfolgerung liegen wir
noch Stück weit auseinander; aber die Masse der
Punkte kann ich so teilen.

(Beifall CDU, SPD, FDP, SSW und verein-
zelt BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Am 29. März 2019 um 23 Uhr fällt das Damokles-
schwert - wenn es nicht eine Verlängerung, die von
Großbritannien beantragt werden müsste, gibt. Die-
se dürfte circa drei Monate betragen, bis Ende Juni
dieses Jahres.

Noch haben wir keine Verhandlungsergebnisse, die
von beiden Seiten bestätigt sind. Das ist unser Prob-
lem. Ich glaube, der zwischen Großbritannien und
der EU ausgehandelte Vertrag ist recht vernünftig
geworden. Solange aber das Parlament dem nicht
zustimmt, haben wir das Problem. Die Abstimmung
im House of Commons, dem britischen Unterhaus,
hat gezeigt, dass, bedingt durch unterschiedliche
Gründe, die britische Premierministerin eine enor-
me Klatsche erhalten hat.

Die Gründe für dieses Abstimmungsverhalten sind
in der Tat sehr weit auseinandergehend: Einige wol-
len diesen Brexit. Einige wollen diesen Brexit
nicht. Einige wollen den Brexit mit dem Verhand-
lungsergebnis, das zustande gekommen ist. Aber
viele aus dem urkonservativen Lager - das hat auch
das Referendum gezeigt - haben eine ähnliche Ar-
gumentation wie Donald Trump: „Make Great Bri-
tain great again!“ Die träumen davon, der Ausstieg
werde der Wiedereinstieg in die Großmacht Groß-
britannien sein.

Was werden wir bekommen? Das ist hier die Frage.
Bekommen wir einen weichen Ausstieg, auf den
man sich vorbereiten kann? Bekommen wir einen
harten Ausstieg? Auch auf diesen müssen wir uns
vorbereiten. Wir haben mittlerweile Reaktionen aus
unserer Landesregierung vernommen. Im Wirt-
schaftsministerium gibt es eine Taskforce, die sich
auf den harten Ausstieg vorbereitet. Und es gibt den
Entwurf eines Gesetzes für den Übergangszeitraum,
das sogenannte Brexit-Übergangsgesetz.

Was ist hierbei wichtig? Erstens. Wir müssen die
Landesregierung auffordern, alle potenziell Betrof-

fenen intensiv zu beteiligen. Das heißt, dass alle,
die betroffen sein könnten, Informationen bekom-
men - für den harten Ausstieg aus dem Wirtschafts-
ministerium, für den weichen Ausstieg aus dem
Brexit-Übergangsgesetz. Da wäre einiges möglich.
Es geht um Informationen darüber, wie man auf
was reagieren kann.

Welche Auswirkungen können wir erwarten? Wenn
der Brexit am 29. März 2019 ein harter Ausstieg
sein wird, werden wir in Rotterdam beziehungswei-
se Hoek van Holland Fahrzeugschlangen wie jetzt
schon in Esbjerg erleben. Wir werden Schlangen
auch an den Flughäfen erleben. Die Wirtschaft in
Großbritannien wird darniederliegen, weil Zubehör-
teile und andere Wirtschaftsgüter nicht rechtzeitig
ankommen können.

Weiterhin wird es Auswirkungen auf die Bürger ge-
ben - die Bürger Großbritanniens und die Bürger
Deutschlands, Schleswig-Holsteins. Wir haben
noch nie so viele Anträge auf Erteilung der deut-
schen Staatsbürgerschaft bei uns gehabt wie jetzt,
weil langsam alle merken, was auf uns zukommen
kann. Das ist das Problem.

Ich will beispielhaft nur Erasmus+ ansprechen: Was
passiert mit den Studenten, die über Kooperations-
verträge deutscher und englischer Universitäten
ausgetauscht werden? Was ist mit den Firmen? Was
ist mit den Auswirkungen an den Grenzen?

Das Schlimmste, was passieren kann, ist eine harte
Grenze zwischen Nordirland und Südirland. Ich
kann mich - aufgrund verwandtschaftlicher Verhält-
nisse – noch an die Zeit erinnern, als Protestanten
und Katholiken ihre Kinder mit Waffen zur Schule
begleitet haben, um sicherzugehen, dass sie dort un-
behelligt ankommen. Das ist 20 Jahre - und damit
noch nicht sehr lange - her.

Ich glaube, dass wir mit den beiden Maßnahmen,
mit der vorbereiteten Taskforce und mit dem Bre-
xit-Übergangsgesetz, einen guten Weg eingeschla-
gen haben. Ich möchte mich bei all den Verbänden
und Unternehmungen in Schleswig-Holstein bedan-
ken, die sich darauf eingestellt haben. All diejeni-
gen, die mich letztes Jahr nach Brüssel ins Hanse
Office begleitet haben, haben festgestellt, dass ins-
besondere die IHK gut vorbereitet ist. Das müssen
wir fördern und fordern. 

Ich halte es nicht für die richtige Maßnahme, die
Stelle eines Brexit-Beauftragten oder einer Brexit-
Beauftragte einzurichten. Wir müssen breiter aufge-
stellt sein - nicht nur mit einer solchen Stelle. Ich
glaube, dass wir mit der Taskforce und dem vorlie-
genden Gesetzentwurf besser aufgestellt sind. Ich

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 49. Sitzung - Freitag, 25. Januar 2019 3677

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8655&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8655&format=WEBVOLLLANG


beantrage, darüber in der Sache abzustimmen. -
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
hält der Abgeordnete Rasmus Andresen das Wort.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Das, was wir seit Wochen in
der Downing Street und im britischen Unterhaus er-
leben, ist ein Trauerspiel und an Konzeptlosigkeit
nicht zu überbieten. Wir alle werden Augenzeugen
davon, wie die Zukunft, vor allem der jungen Gene-
ration in Großbritannien, aber auch vieler anderer
mit Füßen getreten wird. Die soziale Spaltung in
Großbritannien kann durch den Brexit zunehmen,
beispielsweise durch eine steigende Arbeitslosig-
keit. Die ersten Unternehmen - Sony, Dyson, Air-
bus, aber auch viele weitere - haben bereits ange-
kündigt, Großbritannien zu verlassen.

Am beängstigsten ist - das haben meine Kollegen
bereits gesagt - die Situation, was Nordirland und
Irland angeht.

Wir erleben, was passiert, wenn sich dumpfer Nati-
onalismus gegen europäische Zusammenarbeit
durchsetzt: Alle verlieren. Die Lager im Unterhaus
und in der Bevölkerung haben sich so stark verkeilt,
dass alles auf einen harten Brexit zusteuert. Das ist
die Schlimmste aller Varianten.

Für viele Briten und Britinnen, die auf der Insel le-
ben und arbeiten, aber auch für viele EU-Staatsbür-
gerinnen und -staatsbürger, die in Großbritannien
leben, und für viele Britinnen und Briten bei uns
hätte der harte Brexit eine existenzielle Bedeutung
und würde zu einer sehr unklaren Situation führen.

Die Entscheidung über diese Fragen liegt einzig
und allein in Großbritannien; das ist ohne Zweifel
so. Die britischen Grünen, unter anderem die Abge-
ordnete Caroline Lucas im Unterhaus, fordern wie
viele andere Millionen Britinnen und Briten ein
zweites Referendum. Das erste Referendum hat der
Regierung unmissverständlich den Auftrag erteilt,
einen EU-Austritt zu verhandeln. Jetzt liegen die
Fakten auf dem Tisch, und das Unterhaus ist ent-
scheidungsunfähig. Wenn sich die Politik verkeilt,
sollen die Menschen über das Verhandlungsergeb-
nis entscheiden. Deswegen sagen wir, wie auch die
Grünen in Großbritannien: Let the people vote!

Wir werden uns in Schleswig-Holstein auf unter-
schiedliche Varianten einstellen müssen. Ja, der
Brexit hat auch für uns erhebliche Konsequenzen.
Es geht beim Brexit natürlich auch um Wirtschafts-
fragen. Das Handelsvolumen belief sich hier 2017
auf rund 1,3 Milliarden € beim Export und auf rund
1,1 Milliarden € beim Import. Gerade im Fahrzeug-
und Maschinenbau, der Nahrungs- und Futtermit-
telindustrie und bei pharmazeutischen Produkten
spielt der Handel mit Großbritannien eine wichtige
Rolle.

Harte Zollgrenzen haben enorme Konsequenzen.
Allein die Zollkapazitäten reichen nicht aus, um
den Warenverkehr pünktlich abzuwickeln; der Kol-
lege Hamerich hat vorhin darauf hingewiesen. Der
durchgeführte Zollstresstest hat eindrucksvoll be-
legt, in welche Probleme man sehenden Auges
läuft.

Es geht allerdings nicht allein um Wirtschaftsfra-
gen; der Brexit kann erhebliche Folgen für den
Schutz unserer Meere haben. Großbritannien ist ge-
nauso wie wir Nordseeanrainer; auch das ist bereits
erwähnt worden. Wir brauchen beim Meeresschutz,
in der Fischereipolitik und in Bezug auf die Ölboh-
rungen, die klimaschädlich sind und in der Nordsee
durchgeführt werden, gemeinsame Regeln.

Die Hochschulen in Schleswig-Holstein kooperie-
ren nicht nur im Rahmen des Erasmus-Programms,
sondern auch im Rahmen der Forschung mit briti-
schen Hochschulen. Niemand weiß, wie es in die-
sem Bereich weitergehen soll.

Ganz konkret vor Augen werden einem aber auch
die persönlichen Konsequenzen deutlich, wenn ei-
nen britische Staatsbürger und Staatsbürgerinnen
darauf ansprechen, in was für einer Lage sie sich
befinden. Ja, es ist richtig: Viele beantragen die
doppelte Staatsbürgerschaft. Das begrüßen wir na-
türlich. Aber man kann das nicht von allen erwar-
ten. Die Beantragung der doppelten Staatsbürger-
schaft ist eine persönliche Entscheidung. Für dieje-
nigen, die die doppelte Staatsbürgerschaft aus ver-
schiedenen Grünen nicht beantragen wollen, ist die
Situation sehr schwierig. Immerhin leben 200.000
britische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger in
Deutschland.

Die Landesregierung bereitet sich so gut es geht auf
einen Brexit vor. Wir von den Grünen haben daran
keinen Zweifel. Die Taskforce im Wirtschaftsminis-
terium arbeitet gut, aber auch die Vertretung des
Europaministeriums in der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe leistet wichtige Arbeit. Die Arbeit dieser
Arbeitsgruppe ist vor dem Hintergrund der Baustel-
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len, über die ich gerade sprach, sehr wichtig; sie
sorgt dafür, dass unsere Interessen auch an den Stel-
len eingebracht werden, an denen wir keine gesetz-
geberischen Zuständigkeiten haben. Ich glaube, es
ist wichtig, dass unsere Vertretung einen guten Job
macht. Wir glauben, dass dies passiert.

Wir von den Grünen glauben nicht, dass wir über
die genannten Aktivitäten hinaus einen Brexit-Be-
auftragten brauchen. Die Einrichtung eines Beauf-
tragten wie Friedrich Merz, der Brexit-Beauftragte
für Nordrhein-Westfalen ist, muss keine Antwort
für Schleswig-Holstein sein. Es ist trotzdem gut,
dass die SPD den vorliegenden Antrag gestellt hat.
Das hat dazu geführt - das möchte ich ehrlich ein-
räumen -, dass wir uns im Parlament mehr mit die-
sen Fragen beschäftigt haben. Auch wenn wir Ihren
Antrag heute nicht beschließen werden, bot er einen
guten Impuls für die Debatte hier im Haus.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ganz unabhängig davon, wie es mit dem Brexit
konkret weitergeht, sollten wir daran arbeiten, dass
wir die enge Anbindung an Großbritannien behal-
ten. Das ist für uns alle besser. Das ist auch für die
Menschen in Großbritannien wichtig. Wir wollen
eine enge Anbindung Großbritanniens an die EU
für alle Menschen dort; wir sind dazu bereit. Ge-
meinsam geht’s uns besser. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Stephan
Holowaty das Wort.

Stephan Holowaty [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kollegen! Ich möchte mich zunächst für die bisheri-
gen Redebeiträge sehr herzlich bedanken. Wir alle
haben - das spüre ich - das Gefühl, dass wir es mit
Asterix und Obelix halten, die sagen: „Die spinnen,
die Briten.“

Ich respektiere, meine Damen und Herren, demo-
kratische Entscheidungen. Ich respektiere es, wenn
Menschen bei freien Wahlen freie Entscheidungen
treffen. Wenn aber andere Menschen für den eige-
nen kurzfristigen politischen Vorteil bewusst hinters
Licht geführt werden, bewusst betrogen und belo-
gen werden, wenn die wirtschaftliche Zukunft eines
ganzen Landes, eines ganzen Kontinents, die Le-
bens- und Zukunftsplanung von Millionen Men-
schen in ganz Europa aufs Spiel gesetzt werden,

dann macht mich das ein Stück weit wütend; dann
entsetzt mich das.

(Beifall FDP und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Wir in Schleswig-Holstein schauen nun mit Sorge
auf die Folgen des Brexits. Wir machen uns natür-
lich Sorgen um die Menschen in Großbritannien,
um den Friedensprozess in Nordirland, um die ge-
samten europäischen Zusammenhänge und Proble-
me, die entstehen werden. Aber wir machen uns
auch Sorgen um die konkreten Folgen für unser
Land, für Schleswig-Holstein. Die Folgen betreffen
Teile unserer mittelständischen Wirtschaft, aber
auch den Austausch von Wissenschaftlern, von Stu-
denten und von Schülern. Sie betreffen Arbeitneh-
mer, die im jeweils anderen Land tätig sind, Rent-
ner, die ihren Ruhestand dort verbringen wollen, wo
sie sich wohlfühlen.

Insbesondere für unsere mittelständische Wirtschaft
hat unser Wirtschaftsminister Buchholz bereits eine
Brexit-Taskforce geplant, die für den Fall eines un-
geordneten Austritts als Ansprechpartner dienen
wird. Wir in Schleswig-Holstein sind, glaube ich,
gut aufgestellt. Viele kleine und mittlere Unterneh-
men haben nicht die umfassenden Möglichkeiten
großer Unternehmen, haben keine Stäbe an spezia-
lisierten Anwälten. Sie brauchen aber im Falle eines
Falles schnelle Hilfe und Unterstützung. Ihre Exis-
tenz kann davon abhängen.

(Beifall FDP)

Wir haben ein Brexit-Überleitungsgesetz in der
Schublade. Ich denke, Schleswig-Holstein hat einen
Plan. Schleswig-Holstein ist gut aufgestellt. Schles-
wig-Holstein ist so gut aufgestellt, wie man für ei-
nen Fall, bei dem man nicht genau weiß, was pas-
sieren wird, aufgestellt sein kann.

Lassen Sie mich noch ein paar grundsätzliche Wor-
te hinzufügen: Wir erleben den Brexit als eine Ab-
folge von Falschbehauptungen, von Egotrips und
völliger Ignoranz. Brexiteers spielen ganz bewusst
mit dem Schicksal und der Lebensplanung von Mil-
lionen von Menschen auf beiden Seiten des Kanals.
Gerade der Brexit sollte jedem in unserem Land
deutlich machen, was Populisten und Nationalisten
mit ihrem verblendeten Ego verursachen. Gerade
der Brexit zeigt, was die EU in den vergangenen
Jahren und Jahrzehnten Gutes erreicht hat.

(Beifall Jette Waldinger-Thiering [SSW] -
Unruhe)

Der Brexit hält diese eine Lehre für uns bereit: Er
zeigt den Menschen in Europa, was ohne EU, was
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ohne Zusammenarbeit der Länder und Regierungen
in Europa alles nicht mehr funktioniert. Der Brexit
zeigt uns, wie Europa ohne Gemeinsamkeit, ohne
EU aussieht, für wie normal wir all die Freiheiten
heute halten

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

und wie überrascht viele Menschen sind, was ohne
EU alles plötzlich nicht mehr geht. Wir sehen deut-
lich, wie tief die Freiheiten und Chancen gehen, die
die EU den Menschen in Europa bietet. Das ist eine
wichtige Lehre, und ich wünsche mir, dass wir sie
in ganz Europa lernen, dass wir sie in ganz Europa
wahrnehmen, gerade auch vor den Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament in diesem Jahr.

Meine Damen und Herren, ein vereintes Europa hat
einen Wert. - Vielen Dank.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die AfD-Fraktion erteile ich dem Abgeordneten
Jörg Nobis das Wort.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Gäste! Das von der britischen
Regierung mit der EU verhandelte Austrittsabkom-
men ist in der vergangenen Woche im britischen
Unterhaus mit deutlicher Mehrheit abgelehnt wor-
den. Seitdem steht die Frage im Raum, ob es am
29. März 2019 zu einem harten Brexit kommen
wird. Die Zeit der Ungewissheit dauert an.

Nun weinen Sie geschlossen Krokodilstränen und
bedauern im Alternativantrag von Jamaika den Aus-
tritt des Vereinigten Königreichs.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Auch wir sind betrübt darüber, mit Großbritannien
eine Stimme der Vernunft für Freihandel, gegen
EU-Zentralismus und gegen eine Auflösung der
Nationalstaaten zugunsten eines EU-Bundesstaates
zu verlieren.

(Beifall AfD)

Im Gegensatz zu Ihnen verstehen wir, dass sich die
Briten vor zweieinhalb Jahren in einem Volksent-
scheid mehrheitlich gegen einen Verbleib in dieser
Europäischen Union ausgesprochen haben.

(Zuruf Dennys Bornhöft [FDP])

Wir wollen aber heute nicht die Brexit-Ursachen
analysieren, sondern uns mit den aktuellen Heraus-
forderungen beschäftigen. Und Sie? Die SPD rea-
giert geradezu reflexhaft und spricht wieder von
Rechtsextremen. Herr Dr. Stegner, das mag ich ver-
stehen; aus linksextremistischer Sicht ist alles Bür-
gerliche irgendwo rechtsextrem. 

Ein Brexit-Beauftragter soll her. Herr Dr. Stegner,
vielleicht empfehlen Sie sich mit Ihrem Feingefühl
für diese Aufgabe; das fände ich richtig toll. Neue
Verwaltungsstrukturen, neue Bürokratie, Kosten-
steigerungen - typisch SPD. Glauben Sie im Ernst,
die Folgen des Brexits mit einem zusätzlichen Lan-
desbeauftragten kurz vor Toresschluss besser be-
wältigen zu können, Herr Dr. Stegner?

Ja, die EU befindet sich aktuell in einer großen Um-
bruchphase; das ist richtig. Der Austritt Großbritan-
niens wird vollzogen werden, und Deutschland und
Frankreich als größte Nettozahler der Europäischen
Union werden dies besonders zu spüren bekommen.
Mit dem Vereinigten Königreich verliert die EU ih-
re zweitgrößte Volkswirtschaft und den drittgrößten
Nettozahler zur Finanzierung des EU-Haushalts.
Die Einnahmeverluste infolge des EU-Austritts
Großbritanniens werden auf jährlich 13 Milliar-
den € beziffert, und folgerichtig müsste sich die EU
mit ihrer Ausgabenpolitik darauf einstellen und
Ausgaben kürzen. Das tut sie natürlich nicht. Im Er-
gebnis werden die verbleibenden Nettozahler daher
unvermeidlich stärker zur Kasse gebeten; jeweils
4,5 Milliarden € kommen allein dieses und nächstes
Jahr auf Deutschland zu.

Das ist die unmittelbare monetäre Seite. Es kommt
für uns aber darauf an, dass wir uns auf beide Bre-
xit-Varianten - mit oder ohne Deal - einstellen. Zu-
allererst sind aber die EU und Großbritannien am
Zug.

Was Sie dabei gern vergessen: Auch die Wirtschaft
ist dran, und die Wirtschaft handelt längst. Fluglini-
en überschreiben Flugzeuge und Crews an
EU-Tochtergesellschaften, um am 30. März 2019 in
jedem Fall noch Fluglizenzen für die EU zu halten.
Konzerne verlagern ihre Europazentralen; Sony bei-
spielsweise zieht von London in die Niederlande.
DHL arbeitet bereits seit 12 Monaten an einem
Notfallplan für einen harten Brexit und sieht darü-
ber hinaus den Brexit insgesamt mit überwiegend
positiven Folgen für die Logistikbranche. Zu guter
Letzt erwartet der deutsche Außenhandel aktuell ein
Exportplus von bis zu 3 %. Deutsche Exporteure
sind nach Ansicht des Außenhandelsverbands BGA
für den Brexit gut aufgestellt. Das konnte man so-
gar in der Zeitung lesen.
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Sie sehen: Die Wirtschaft handelt längst. Bestehen-
de Beratungsangebote werden genutzt. Kein Unter-
nehmer wartet auf einen SPD-Brexit-Beauftragten,
und kein Unternehmer verlässt sich auf diese Lan-
desregierung. Auch aus diesen Gründen lehnen wir
die Berufung eines Last-Minute-Brexit-Beauftrag-
ten als europapolitischen Aktionismus der SPD ab.
Schleswig-Holstein braucht einen solchen Beauf-
tragten nicht.

(Beifall AfD - Zurufe)

Wir raten zu Gelassenheit statt zu Brexit-Hysterie.
Meine Damen und Herren, wir alle werden sehen:
Ein Austritt aus der EU ist möglich. Ein Leben oh-
ne EU ist möglich. Großbritannien wird weiter zu
Europa gehören, nur halt nicht mehr zur EU.

(Beifall AfD - Zurufe)

Die Insel wird sich nicht verschieben, sie bleibt
dort, wo sie ist.

Meine Damen und Herren, die Briten holen sich
dieser Tage ihr Land zurück, und das ist ihr gutes
und demokratisches Recht als souveräne Nation.

(Zurufe)

Wir stehen selbstverständlich auch zukünftig eng an
der Seite Großbritanniens - auch ohne einen Last-
Minute-Brexit-Beauftragten à la Stegner. - Vielen
Dank.

(Beifall AfD - Zurufe - Dr. Frank Brodehl
[AfD]: Dann macht doch euren Beauftragten
oder am besten zwei!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Abgeordneten des SSW hat die Abgeordne-
te Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Die SPD-Fraktion will Schleswig-
Holstein bestmöglich auf die Folgen durch den
Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Uni-
on vorbereiten. Zu diesem Zweck soll schnellst-
möglich ein Brexit-Beauftragter beziehungsweise
eine -Beauftragte berufen werden. Diese Person soll
die Landesregierung bei der Bewältigung der Fol-
gen beraten und dabei helfen, geeignete Strategien
zu entwickeln. Außerdem soll sie betroffenen Bür-
gerinnen und Bürgern, Kommunen und Unterneh-
men mit Rat und Tat zur Seite stehen - alles Aufga-
ben und Herausforderungen, die wichtig sind, weil
sie leider sehr wahrscheinlich schon bald auf uns
zukommen.

Seit der Antrag im November gestellt wurde, ist be-
kanntlich viel passiert. Ob es den viel zitierten Deal
zwischen der EU und Großbritannien tatsächlich
geben wird, war schon damals ungewiss, aber mit
der aktuellen Entwicklung auf der Insel rückt die
Hoffnung darauf, dass es zumindest zu einem halb-
wegs geordneten Austritt kommt, in noch weitere
Ferne. Aus Sicht des SSW gibt diese Entwicklung
allen Anlass zu Unsicherheit und Sorge. Wenn heu-
te eines gewiss ist, dann ist es die Tatsache, dass
auch auf Schleswig-Holstein Veränderungen zu-
kommen werden.

Ein Austritt aus der Union ist beispiellos. Absehbar
ist nur, dass dieser Schritt Auswirkungen auf Kom-
munen und Wirtschaft, aber auch auf viele andere
Bereiche wie zum Beispiel das Aufenthaltsrecht,
die Wissenschaft oder den Verbraucherschutz haben
wird. Das stellt uns alle vor eine große Aufgabe.
Das gilt ganz besonders für Unternehmen, die mit
dem Vereinten Königreich eng zusammenarbeiten. 

Großbritannien ist viertgrößter Handelspartner
Schleswig-Holsteins. Schon im April wird das Kö-
nigreich aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mehr
zum EU-Binnenmarkt gehören. Dann ändern sich
sämtliche Zoll- und Einfuhrregelungen. Diese Än-
derungen werden auch auf das schleswig-holsteini-
sche Import- und Exportgeschäft durchschlagen. Da
darf man sich nichts vormachen.

Wenn es also um die Forderung geht, sich mög-
lichst gut auf zukünftige Herausforderungen durch
den Brexit vorzubereiten, bin ich ganz bei der SPD.
Noch dazu ist völlig klar, dass wir uns hier regel-
mäßig mit dem Thema Brexit beschäftigen müssen.
Aber aus meiner Sicht kann es jetzt nicht in erster
Linie darum gehen, dass wir hierfür eine Beauftrag-
tenstelle schaffen oder nicht.

Im Übrigen zweifeln wir daran, dass durch die Be-
rufung eines oder einer Beauftragten die gewünsch-
te Brexit-Strategie für Schleswig-Holstein oder so-
gar ein fertiges Beratungskonzept entstehen kann.
Viel wichtiger ist heute, dass dort, wo es im Vorfeld
möglich ist, die gesetzlichen Grundlagen und damit
die Rahmenbedingungen für Unternehmen und die
betroffenen Bürgerinnen und Bürger angepasst wer-
den. Ein gutes Beispiel hierfür ist das Gesetz zur
Regelung des Übergangszeitraums nach dem Aus-
tritt, das gerade vom Bundestag beschlossen wurde.
Dieses Gesetz tritt nur in Kraft, wenn der britische
Austritt vollzogen ist und die bis Ende 2020 geplan-
te Übergangsphase eintritt. 

Hiermit verfolgt der Bundestag vor allem das Ziel,
Rechtsklarheit für Bürger und Unternehmer wäh-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 49. Sitzung - Freitag, 25. Januar 2019 3681

(Jörg Nobis)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8893&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8893&format=WEBVOLLLANG


rend der Übergangsphase zu schaffen. So sollen
zum Beispiel Anträge auf Einbürgerung von Briten
in Deutschland und umgekehrt in einem bestimm-
ten Zeitraum weiter möglich sein. Es ist gut und
richtig, dass Entsprechendes auch schon in Bezug
auf unser Landesrecht geprüft wird. Wir halten das
für den richtigen Weg, weil hier vorausschauend
und vor allem im Sinne der betroffenen Menschen
gehandelt wird.

So bedauerlich dieser Schritt der Briten auch ist,
können wir für dieses unsichere Szenario letztlich
keine allumfassende Strategie entwickeln. Entschei-
dend ist und bleibt der Wille, Brücken nicht abbre-
chen zu lassen und überall Unterstützung zu organi-
sieren. Bund und Länder müssen vor allem dort hel-
fen, wo es neue Formen der Zusammenarbeit mit
unseren britischen Freunden braucht.

Keiner kann mit Sicherheit sagen, was uns mit dem
Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU er-
wartet. Fest steht nur, dass es Veränderungen geben
wird. Wir sollten uns nicht davor scheuen, diese Ve-
ränderungen anzunehmen und die Herausforderun-
gen in den einzelnen Bereichen individuell anzuge-
hen. Deshalb freue ich mich auf die Beratung im
Ausschuss. - Vielen Dank.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Ole-Christopher Plambeck
[CDU])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Zu einem Kurzbeitrag hat der Fraktionsvorsitzende
der SPD, Dr. Ralf Stegner, das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In der Debatte ist sehr deutlich geworden, wo die
Gemeinsamkeiten und wo die Unterschiede sind:
Die Gemeinsamkeiten bestehen zwischen den de-
mokratischen Fraktionen, die Unterschiede gegen-
über den anderen. Deswegen haben wir uns eben
noch einmal unterhalten und gesagt: Es ist viel-
leicht doch vernünftiger, beide Anträge in den Aus-
schuss zu überweisen und zu versuchen, ob man die
Ansätze nicht zusammenbringen kann.

Uns geht es nicht darum, dass eine Person allein
handelt, sondern dass vielleicht jemand in der Task-
force - als Bild nach außen - Koordinator wird. Wir
brauchen sicherlich auch eine Hotline, bei der Leu-
te zu einem solchen Thema anrufen können. Über
all solche Dinge kann man reden; das sollte man im
Ausschuss sicher schnell machen. Es ist viel besser,
wenn wir beim Thema Europa nicht gegeneinander

abstimmen, weil es ein starkes Signal ist, dass wir
bei dem Thema zusammen sind.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Ich bedanke mich deswegen dafür, dass das mög-
lich ist; wir haben darüber eben am Rande gespro-
chen.

Lassen Sie mich noch kurz einen zweiten Punkt an-
sprechen: Einer der Redner hat davon gesprochen,
sich das Land zurückzuholen. Was heißt das eigent-
lich, sich das Land zurückzuholen, wenn man aus
der Europäischen Union austritt? Das heißt, das zu
revidieren, was die europäische Friedensordnung
nach dem Zweiten Weltkrieg gewesen ist.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW - Jörg Nobis
[AfD]: Nein, das heißt Kompetenzen aus
Brüssel zurückzuholen!)

Das nämlich heißt es, meine sehr verehrten Damen
und Herren. Wenn es noch einen weiteren Beweises
bedurft hätte, dass das rechtsextremistische Auffas-
sungen sind, dann ist das dieser Satz gewesen. Das
Ergebnis dieser europäischen Friedensordnung wa-
ren die Demokratie,

(Zuruf CDU: So ist es!)

der Pluralismus, die Werteordnung und das Grund-
gesetz, die wir haben. Das ist das Beste, was
Deutschland und Schleswig-Holstein je passiert ist.
Daran müssen wir festhalten, damit das nie wieder
in Gefahr gerät.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Zu einem Kurzbeitrag hat der Abgeordnete Hartmut
Hamerich das Wort.

Hartmut Hamerich [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Debatte hat gezeigt, dass dieses Haus einiges
bewegen kann, wenn man sich einig ist. Das Einzi-
ge, was mich an der Debatte gestört hat, ist, dass
nichtwissende Populisten wieder einmal versuchen,
hier einen Keil einzutreiben.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Herr Nobis, Ihr Redebeitrag hat gezeigt, dass Sie
von dem Thema überhaupt keine Ahnung haben -
gar keine.
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(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Ich kenne die Entwicklungen in Großbritannien, die
dazu geführt haben, dass es das Brexit-Referendum
und das Votum zum Ausstieg aus der Europäischen
Union gegeben hat. Das waren Nationalisten.

(Jörg Nobis [AfD]: Das war eine demokrati-
sche Entscheidung!)

- Das waren Nationalisten, Populisten wie Sie, die
mit Lügen das Volk aufgehetzt haben.

(Jörg Nobis [AfD]: Das waren über 50 % der
Briten!)

- Ihr Gedröhne nervt langsam!

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Es gibt eine Menge Engländer, die scheuen sich - -

(Jörg Nobis [AfD]: Wir müssen mal die de-
mokratischen Grundlagen diskutieren!)

- Wir können gern gemeinsam diskutieren, aber
nicht vom Rednerpult aus, mein Freund.

(Heiterkeit und Beifall CDU - Jörg Nobis
[AfD]: Mein Freund!)

Es gibt eine Menge Engländer - meine Frau gehört
dazu -, die seit 20 Jahren sagen: Ich brauche den
deutschen Pass nicht. - Warum nicht? Nicht, weil
sie nicht Deutsche werden wollen, sondern weil sie
sagen: Ich bin Europäer! - Das soll gern so bleiben.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Leute wie Sie kommen daher und haben - genauso
wie die Demagogen in Großbritannien Boris John-
son und Nigel Farage - die Wahrheit der Behaup-
tungen, die Sie aufgestellt haben, nie belegt. Wo
sind denn die 300 Millionen €, die man wöchentlich
einzahlt? In den ganzen Quatsch, der da erzählt
worden ist, reihen Sie sich ein. Dafür kann ich mich
herzlich bedanken.

(Anhaltender Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW - Jörg No-
bis [AfD]: Danke schön!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Jörg Nobis das Wort.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrter Herr Hamerich, ich bin

zwar nicht Ihr Freund, aber Sie haben eben, wenn
ich das richtig gehört habe, über die Hälfte der bri-
tischen Bevölkerung oder zumindest diejenigen, die
an diesem Referendum teilgenommen haben, als
Nationalisten bezeichnet.

(Zurufe: Nein! Hat er nicht! - Lukas Kilian
[CDU]: Das ist so unterkomplex! - Weitere
Zurufe)

- Erkennen Sie doch einfach einmal an, dass sich
das britische Volk in einer freien Entscheidung, in
einem freien Volksentscheid gegen den Verbleib in
der EU entschieden hat!

(Beifall Claus Schaffer [AfD] - Weitere Zu-
rufe)

Was ist die EU? Sie setzen immer die EU und Euro-
pa gleich. Die EU ist nicht Europa. Wir sind uns
doch einig, dass Moskau eine europäische Haupt-
stadt ist.

(Zurufe: Oh!)

Sie denken immer, es bricht alles zusammen, wenn
jemand aus der EU austritt. Großbritannien wird
zeigen, dass es nicht zusammenbricht. Die Insel
bleibt dort stehen, es wird weiter Handelsbeziehun-
gen und bilaterale Abkommen geben.

(Zuruf CDU: Toll!)

Es werden weiter Flugzeuge fliegen, Fähren fahren,
und es wird Warenverkehr stattfinden.

(Werner Kalinka [CDU]: Ja, ja!)

Die Folgen werden nicht so schlimm sein.

Dann müssen wir einmal darüber reden: Wer hat
denn die Briten dazu gebracht Ja zu Nigel Farage
zu sagen? Es hat eine Debatte stattgefunden; aber
vielleicht hat ja auch Angela Merkel ihren Anteil
daran, dass die Briten diese Entscheidung getroffen
haben - mit ihrer völlig unkontrollierten Zuwande-
rungspolitik. - Vielen Dank.

(Beifall AfD - Widerspruch CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und
SSW - Zurufe CDU: Das sind auch Bürger!
Lächerlich!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Niemand zweifelt an, dass das Referendum
in Großbritannien nach rechtsstaatlichen Prinzipien
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abgehalten worden ist. Das wird von niemandem in
Zweifel gezogen, sonst hätte es die Verhandlungen
zwischen der EU und Großbritannien nicht gege-
ben. Hier hat das nie jemand in Zweifel gezogen,
sondern es ist hier infrage gestellt worden - insbe-
sondere durch den Kollegen Hamerich -, wie eine
Abstimmung zustande kommt, wer auf welcher Sei-
te mit welchen Argumenten daherkommt, Herr No-
bis. Der Kollege Hamerich hat mit Recht darauf
hingewiesen, dass die Argumente der Befürworter -
einiger derjenigen zumindest, die dort als Befür-
worter aufgetreten sind - wirklich an den Haaren
herbeigezogen sind. Ich finde, das darf man hier
auch sagen.

(Beifall SSW, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)

Wir müssen uns immer überlegen: Was bedeutet
das für uns alle, für Briten, die hier sind und von
heute auf morgen einen unsicheren Status haben?
Wir müssen Gesetze machen, damit Menschen, die
hier seit vielleicht 20, 30 Jahren Beamte sind, Be-
amte bleiben können und nicht morgen arbeitslos
sind.

(Jette Waldinger-Thiering [SSW]: Genau! So
ist das!)

Was ist das eigentlich für ein kranker Mist? Das
aber sind die konkreten Auswirkungen.

(Beifall SSW, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)

Übrigens, meine Damen und Herren - das Argu-
ment hilft vielleicht auch bei Ihnen ein bisschen -,
trifft das Deutsche in Großbritannien genauso.
Auch die müssen um ihren Job fürchten, und dort
gibt es solche Gesetze nicht, weil die politische La-
ge so ist, wie sie ist. Ein deutscher Staatsbürger -
Sie sind ja so für Deutsche - hat, wenn er sich der-
zeit noch vernünftig in Großbritannien aufhält,
massive Nachteile dadurch, dass Großbritannien
aus der EU austritt. Das ist doch nicht in Ordnung!
Das sind aber die konkreten Auswirkungen, die
solch ein Unsinn hat. Um das zu erkennen, muss
man einmal die Augen öffnen. Das tun Sie in Ihrem
Nationalismus aber nicht, weil Sie immer nur an
Klein-Deutschland und nicht auch an alle anderen
denken. Das ist ein Fehler.

Ich will Ihnen ein zweites Beispiel aus meiner na-
hen Bekanntschaft nennen: Ein Jugendlicher, der
richtig schlau ist und an der Universität Oxford stu-
diert, hat jetzt sein Studium abgebrochen, weil er
weiß, dass seine Studienabschlüsse möglicherweise
nicht anerkannt werden.

(Jette Waldinger-Thiering [SSW]: So ist
das!)

Der geht dann woandershin. Das kann es doch nicht
sein, dass Leute in ihren Entscheidungen, die sie
treffen, junge Leute, einfach ausgegrenzt werden
und keine Chance mehr haben, das zu tun, was sie
wollen.

(Zuruf Jörg Nobis [AfD])

Die EU bietet ihnen diese Chance innerhalb der
EU-Grenzen. Diese Chance wollen wir den Men-
schen erhalten. Sie wollen Chancen nehmen! Wir
wollen aber die Chancen erhalten!

(Beifall Johannes Callsen [CDU])

Das ist der Unterschied zwischen Ihnen und allen
anderen demokratischen Parteien in diesem Parla-
ment.

(Beifall SSW, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)

Ein Letztes: Am besten schauen Sie sich einmal an,
was gerade die Ministerpräsidentin Schottlands,
Frau Sturgeon, heute in ihrem Parlament gesagt hat.
Die SNP, die Scottish National Party, ist eine
Schwesterpartei des SSW, also durchaus auch nati-
onalbewusst.

(Christopher Vogt [FDP]: Nationalbewusst ist
gut und freundlich ausgedrückt, Lars!)

Sie hat gesagt: Alles, was in Großbritannien ent-
schieden wird, was gegen

(Jörg Nobis [AfD]: Die denken nur an Klein-
Schottland!)

Zusammenarbeit ist, das wollen wir nicht dulden. -
Sie laden immer noch jeden EU-Bürger ein: Herz-
lich willkommen, wir werden alles auf die Beine
stellen, damit ihr hierbleiben könnt, damit ihr eine
Zukunft in Schottland habt! - Meine einzige Sorge
ist - die hat der Kollege Hamerich auch schon ein-
mal geäußert -, dass die Schotten irgendwann ein-
mal sagen: Diesen Mist machen wir nicht mit, wir
treten aus Großbritannien aus, machen wieder unser
eigenes Ding und versuchen, in die EU zurückzu-
kommen. - Wenn das der Effekt ist, dann kann ich
sagen: Das war richtig großer Quatsch, das hätte
man auch leichter haben können, indem man in der
EU bleibt.

(Beifall SSW, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)
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Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, ich schlie-
ße die Beratung.

(Zurufe: Die Ministerin!)

- Um Gottes Willen! Das wollte ich jetzt nicht! -
Für die Landesregierung erteile ich der Ministerin
für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und Gleich-
stellung, Dr. Sabine Sütterlin-Waack, das Wort. -
Entschuldigen Sie bitte!

Dr. Sabine Sütterlin-Waack, Ministerin für Justiz,
Europa, Verbraucherschutz und Gleichstellung:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Nach den jüngsten Entwicklungen in Groß-
britannien ist es völlig offen, wie es mit dem Brexit
weitergeht. Die Entscheidung des Unterhauses in
der vergangenen Woche, das Austrittsabkommen
abzulehnen, kam für uns alle nicht völlig überra-
schend. Die Vorbehalte waren hinlänglich bekannt.
Gleichwohl hat uns, so glaube ich, die Deutlichkeit
des Votums überrascht. Zweifellos ist damit die
Wahrscheinlichkeit eines harten Brexits, also des
ungeregelten Austritts aus der EU, am 29. März
2019 gestiegen. 

Daher ist es natürlich umso wichtiger, dass wir uns
als Landesregierung rechtzeitig auf den Brexit vor-
bereitet haben, dass wir Vorkehrungen auch für den
Fall des Scheiterns getroffen haben. Bereits unmit-
telbar nach dem britischen Referendum, also seit
Ende Juni 2016, befinden wir uns hierzu gemein-
sam mit allen anderen Bundesländern und dem
Bund in engem Austausch. Im Juli 2017 wurde auf
Betreiben der Europaministerkonferenz eine Bund-
Länder-Arbeitsgruppe eingerichtet, um ein koordi-
niertes Vorgehen auf Bundes- und Länderebene zu
ermöglichen. Schleswig-Holstein ist dabei natürlich
durch unser Haus vertreten.

Lassen Sie mich kurz die wesentlichen Schritte
noch einmal skizzieren, die wir unternommen ha-
ben: Erstens haben wir im Gleichklang mit dem
Bund und den anderen Ländern einen Gesetzent-
wurf auf den Weg gebracht für den Fall, dass es zu
einem geordneten Austritt kommt. Den Entwurf des
schleswig-holsteinischen Brexit-Übergangsgesetzes
hat das Kabinett am 15. Januar 2019 beschlossen.
Mit dem Gesetz soll klargestellt werden, dass das
Vereinigte Königreich auch im Landesrecht wäh-
rend der im Austrittsabkommen vorgesehenen
Übergangsphase, also mindestens bis Ende 2020,
weiterhin wie ein Mitgliedstaat der EU zu behan-
deln ist. Das heißt insbesondere, dass die Rechte
der bei uns lebenden britischen Staatsbürgerinnen

und Staatsbürger im Wesentlichen unverändert blei-
ben. Eine Ausnahme davon, so sieht das Austritts-
abkommen das vor, gilt lediglich für das aktive und
passive Kommunalwahlrecht, also sollen britische
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, die in Schles-
wig-Holstein leben, bereits nach dem 30. März
2019 nicht mehr an den Kommunalwahlen teilneh-
men können. Den Gesetzentwurf habe ich dem
Landtag jetzt zugeleitet.

Zweitens - das ist wahrscheinlicher und wichtiger -
haben wir natürlich auch das Szenario eines ungere-
gelten Brexits - wir haben eben schon viel darüber
gehört - in den Blick genommen. Alle Ministerien -
das ist aber vielleicht doch noch interessant - haben
das Landesrecht nach einem eventuellen Anpas-
sungsbedarf für diesen Fall durchforstet. Nach un-
serer bisherigen Prüfung ist jedenfalls bislang kein
zwingender Änderungsbedarf erkennbar. Dies ent-
spricht im Übrigen auch den Rückmeldungen aus
allen anderen Bundesländern, auch aus den großen. 

Das ist nicht verwunderlich, denn für zahlreiche
Handlungsfelder, die auch in den Anträgen genannt
worden sind, wie Aufenthaltsrecht, Verbraucher-
schutz, Agrarwirtschaft, Fischerei, Umwelt, Klima
und Energie liegt die Gesetzgebungskompetenz gar
nicht bei uns, nicht bei den Ländern. Der größere
Handlungsbedarf liegt dabei in Berlin und natürlich
in Brüssel beziehungsweise in Straßburg. So hat das
Bundeskabinett auch im vergangenen Dezember
mehrere Gesetzentwürfe zur Vorbereitung auf den
harten Brexit beschlossen. Diese betreffen sozial-
versicherungsrechtliche und steuerrechtliche An-
passungen.

Ich möchte darauf hinweisen, dass unlängst der
Mittelstandsbeirat unter Vorsitz meines Kollegen,
des Wirtschaftsministers Dr. Bernd Buchholz, die
Einrichtung der Taskforce beschlossen hat. Dazu
haben wir auch schon viel gehört, dass das Ziel ist,
betroffene Unternehmen bei etwaigen Problemen
im Fall des ungeregelten Austritts zu informieren
und zu unterstützen. Wir haben also bereits gelie-
fert. 

Das alles zeigt: Der Landesregierung ist es gelun-
gen, unter Nutzung der bestehenden Strukturen die
notwendigen Vorkehrungen zu treffen, um auf alle
Brexit-Szenarien vorbereitet zu sein, und wir sind
gut vorbereitet. Deshalb brauchen wir nach unserer
Ansicht keinen richtigen Brexit-Beauftragten. Ich
würde mich allerdings auch freuen, wenn wir in den
weiteren Beratungen dazu kommen könnten, viel-
leicht innerhalb der Taskforce, vielleicht bei einer
der beteiligten IHK eine Art Vorsitzenden zu fin-
den, damit alle hier heute angesprochenen Themen
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noch einmal identifiziert und bearbeitet werden
können.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SSW und vereinzelt FDP)

Erlauben Sie mir abschließend noch eine Bemer-
kung: Der Antrag der SPD-Fraktion ist für mich ein
erneuter Beleg dafür, wie stark der Brexit seit nun-
mehr über zwei Jahren die europapolitische Debatte
dominiert. Bei allem Bedauern über einen mögli-
chen Austritt Großbritanniens sollten wir doch den
Blick vielleicht etwas mehr darauf lenken, was ei-
gentlich im politischen Fokus steht, nämlich die
Weiterentwicklung der Europäischen Union. Ein
wichtiges Datum dafür wird der 9. Mai 2019 sein.
Beim Gipfeltreffen der EU-Staats- und Regierungs-
chefs in Rumänien wird es ausschließlich um die
Zukunft des europäischen Projekts gehen. In die-
sem Sinne sollten wir den möglichen Brexit auch
als Chance begreifen, als Chance für einen Neustart
der EU. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor, ich
schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
19/1071 sowie den Alternativantrag Drucksache
19/1202 federführend dem Europaausschuss und
mitberatend dem Wirtschaftsausschuss zu überwei-
sen. Wer so beschließen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen?
- Dies ist somit nahezu einstimmig gegen die Stim-
men der AfD beschlossen.

Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, begrüßen
Sie bitte mit mir gemeinsam auf der Besuchertribü-
ne des Schleswig-Holsteinischen Landtags Schüler-
innen und Schüler der Polizeistation Eutin. - Seien
Sie uns herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 22 auf:

Mündlicher Bericht zu den Auswirkungen der
Sturmschäden auf die touristische Infrastruktur

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/1158

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Mit dem Antrag wird ein Bericht
in dieser Tagung erbeten. Ich lasse zunächst darüber
abstimmen, ob der Bericht in dieser Tagung gege-

ben werden soll. Wer zustimmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen - Gegenprobe! - Stimmen-
thaltungen? - Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich erteile das Wort für die Landesregierung dem
Minister für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technolo-
gie und Tourismus, Dr. Bernd Buchholz.

Dr. Bernd Buchholz, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! In der Nacht vom 1. auf den 2. Januar 2019
hatte das Sturmtief „Zeetje“ an der Ostsee von
Flensburg bis nach Fehmarn, aber auch in der Lü-
becker Bucht einiges angerichtet. Unmittelbar da-
nach - am 8. Januar 2019 - hat die SPD-Fraktion ei-
nen Antrag gestellt, wahrscheinlich nicht ahnend,
dass in der Nacht vom 8. auf den 9. Januar 2019 mit
dem Sturmtief „Benjamin“ gleich das zweite
Sturmtief an der Ostsee aufgelaufen ist.

Das zeigt ein bisschen das Dilemma, in dem ich
heute stecke. Die Sturmsaison in Schleswig-Hol-
stein ist auch zum gegenwärtigen Zeitpunkt näm-
lich noch nicht vorbei. Es gehört zur Ehrlichkeit da-
zu, dass wir heute nicht sagen können, ob das Aus-
maß, das heute vorliegt und das wir noch nicht de-
zidiert benennen können, so bleibt. Klar ist, dass es
an einigen Orten an der Küste zu erheblichen Schä-
den gekommen ist, uns aber ein detaillierter Über-
blick über alle Schäden bis jetzt nicht vollständig
vorliegt.

Gestern hat mich ein umfangreiches Schreiben des
Schönberger Bürgermeisters erreicht, in dem er de-
zidiert darlegt, welche Schäden es in Schönberg
gibt. Wir sind zurzeit noch in der Bilanzierung der
Schäden, mit denen wir allerdings nicht in die Grö-
ßenordnung von 2017 kommen, als als ursprüngli-
che Schadenssumme eine Größenordnung von 10
bis 12 Millionen € benannt worden ist. Wir sind bei
einer Aufstellung, die von Schadensmeldungen in
einer Größenordnung von etwa 5 Millionen € aus-
geht. Übrigens ist es aus dem Sonderfonds in Höhe
von 2 Millionen €, der 2017 aufgelegt worden ist,
zu Auskehrungen in Höhe von etwa 1,4 Millionen €
gekommen. Wenn der Sturm gerade vorbei ist, sind
die Meldungen meist deutlich höher als das, was
nachher real dabei herauskommt.

Betroffen sind - Sie haben danach gefragt, deshalb
sage ich das gern - im Wesentlichen die Orte
Sierksdorf, Fehmarn, Heiligenhafen, Wangels, La-
boe, Schönberg, Heikendorf, Damp, Schönhagen,
Niesgrau/Gelting. Es gibt sicherlich auch einige an-
dere Gemeinden wie etwa Stein. Wir sehen, dass es
sich im Wesentlichen um Gemeinden handelt, die
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auch schon vor zwei Jahren betroffen waren. Das
führt ein bisschen zu dem eigentlichen Problem,
dass nicht einfach zu sagen ist: Jawohl, wir gehen
großzügig und unbürokratisch damit um. - Wir ha-
ben vielmehr eine Situation, in der sich die wenigs-
ten Schäden auf die eigentliche touristische Infra-
struktur beziehen; das wären Promenaden, Seebrü-
cken und Weiteres.

Der Tourismusverband Schleswig-Holstein hat 35
Schadensorte genannt. Nach unserer Auswertung
liegen 16 davon unterhalb der Bagatellgrenze des
letzten Fonds. In den anderen Orten gibt es im We-
sentlichen nicht Promenadenschäden, sondern um
Sandverluste und Steilküstenabbrüche. An dieser
Stelle muss man sagen: Das, was 2017 aus dem
Fonds gefördert worden ist, ist im Wesentlichen in
die Orte gelangt, die heute Schäden melden.

Obwohl die Förderrichtlinie damals ausdrücklich
sagte, der Wiederaufbau von Anlagen werde nur
gefördert, wenn ihr Bestand unter Beachtung der
Küstendynamik langfristig gesichert sei, müssen
wir heute - wollen wir das seriös betrachten - sehen,
dass im Wesentlichen verpufft ist, was damals aus-
gezahlt worden ist. So hat zum Beispiel die Ge-
meinde Schönberg für Sandanspülungen Geld be-
kommen. Der Strand ist jetzt wieder weg. Deshalb
muss es uns darum gehen, nachhaltige Lösungen zu
finden.

Ich sage ganz deutlich: Der Tourismusminister steht
natürlich dafür, dass die touristischen Destinationen
in diesem Land nicht nur über Seebrücken und We-
ge, sondern auch über das Hauptkapital, nämlich
über den Strand, verfügen und dass der Strand at-
traktiv sein muss, dass es attraktiv sein muss, ihn zu
begehen. Wir werden die Kommunen in dieser Hin-
sicht selbstverständlich nicht im Stich lassen, son-
dern detailliert prüfen müssen, welcher Schaden
vorhanden und wie das Ganze nachhaltig in Ord-
nung zu bringen ist.

Wir dürfen auch nicht leugnen, dass es sehr wohl
einen gewissen Zielkonflikt gibt, den ich hier
durchaus benenne. Wir haben die touristischen Or-
te, die ihre Strände gern natürlich auch gegen ent-
sprechende Abspülungen sichern würden. Wir ha-
ben aber auch eine ökologische Situation, die die
Ostseeküste als eine Ausgleichsküste betrachtet.
Bei einer Ausgleichsküste gehören Steiluferabbrü-
che und Sandabspülungen dazu, weil eine Aus-
gleichsküste davon geprägt ist, dass sich der Sand
woanders anlagert und ein dynamisches Leben der
Küste stattfindet. In diesem Zielkonflikt leben wir.

Der Tourismusminister sagt, es mache wenig Sinn,
irgendwo Hotels zu haben, vor denen kein Strand
ist. Ihn aber jedes Jahr immer wieder neu wegspü-
len zu lassen und darauf immer wieder mit einem
Sonderfonds zu reagieren, kann ebenso wenig in
unserem Interesse liegen.

(Vereinzelter Beifall FDP, CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb wollen wir, Jan Philipp Albrecht und ich,
gemeinsam mit den beiden Häusern nachhaltige
Lösungen suchen, die sowohl den ökonomischen
Aspekt des Tourismus als auch den ökologischen
Aspekt einer Ausgleichsküste miteinander verbin-
den. Wir werden den Kommunen - das sage ich hier
- helfen, ihre touristischen Ziele zu erreichen. Wir
wissen auch - lassen Sie mich das sagen -, dass es
vielen der Gemeinden wahnsinnig pressiert, weil
entsprechende Sandvorspülungsmaßnahmen nur in
einem bestimmten Zeitfenster gemacht werden kön-
nen und die entsprechenden Genehmigungen dafür
alsbald erteilt werden müssen.

Wir können aber nicht einfach - dafür bitte ich um
Verständnis - jedes Jahr, wenn ein Sturm da gewe-
sen ist, einen Fonds auflegen und sagen: „Das zah-
len wir jetzt“, wenn wir feststellen, dass wir jedes
Jahr immer wieder an derselben Stelle dasselbe tun.
Das ist nicht nachhaltig. Das wirkt so nicht.

Ich verspreche den Kommunen eine schnelle Be-
handlung durch die Landesregierung und sage zu,
dass wir das innerhalb der nächsten Wochen so er-
ledigt bekommen, dass die entsprechenden Geneh-
migungen vorliegen und die Maßnahmen durchge-
führt werden können. Es ist auch in unser beider In-
teresse, dass notwendige naturschutzrechtliche Ge-
nehmigungen schnell erteilt werden, wenn sie er-
teilt werden können.

Der Tourismusminister wird auch alles dafür tun,
dass die Sommersaison 2019 in Schleswig-Holstein
an allen Orten, die hier genannt und die geschädigt
worden sind, eine Saison wird, in der man die
Strände und die Uferbereiche als touristisches
Highlight dieses Landes empfindet. Dafür wollen
wir alles tun. Dafür müssen wir aber erst einmal
sauber bilanzieren und nachhaltige Lösungen schaf-
fen. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Der Minister hat die vorgesehene Redezeit um
2 Minuten 30 Sekunden erweitert. Diese zusätzliche
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Redezeit steht jetzt auch allen Fraktionen zur Verfü-
gung.

Bevor wir fortfahren, weise ich darauf hin, dass die
Abgeordnete Doris Fürstin von Sayn-Wittgenstein
bei dem vorherigen Tagesordnungspunkt ebenfalls
für die Ausschussüberweisung beider Anträge ge-
stimmt hat.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die
SPD-Fraktion die Abgeordnete Regina Poersch.

Regina Poersch [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ein herzlicher Gruß auch an den
Bürgermeister der Gemeinde Schönberg, Peter Ko-
kocinski.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Strandkorbschlafen ohne Strand? Seebrückenfest
ohne Seebrücke? Strandburgenwettbewerb ohne
Strandsand? - Die Ostseestrände in unserem Land
sind nach wie vor unsere touristischen Hotspots.
Viele unserer Gäste wollen einen Strandurlaub an
der Ostsee, und den sollen sie bekommen.

Nicht erst, aber erst recht seit der zündenden neuen
Tourismusstrategie wurden enorme Anstrengungen
aller Beteiligten unternommen, unseren Gästen ei-
nen qualitätsvollen, einen wunderschönen Urlaub
anzubieten. Die Zahlen geben den Bemühungen
recht: Der Schleswig-Holstein-Tourismus setzt zu
immer neuen Höhenflügen an und scheint nicht zu
bremsen zu sein. Die berühmten 30 Millionen
Übernachtungen sind mit 33 Millionen zwischen
Januar und November 2018 bereits überschritten,
und der Anteil der Ostsee hieran ist beträchtlich.
Von Januar bis November 2018 wurden an der Ost-
see 15.636.683 gewerbliche Übernachtungen ge-
zählt, ein Plus zum Vorjahreszeitraum von 18,7 %.
Davon hat nicht nur die Ostseeküste gut, davon pro-
fitiert das gesamte Land.

(Beifall SPD)

Um das einmal in Zahlen zu nennen: Die touristisch
bedingten Steuereinnahmen, die wir in den Landes-
haushalt zurückgespült bekommen, betragen Jahr
für Jahr 209 Millionen €. Deshalb muss es uns alle
angehen, wenn Stürme Strand wegspülen, wenn
Seebrücken ihre Standfestigkeit verlieren oder auch
sonst Ostseebäder große Schäden an ihrer touristi-
schen Infrastruktur zu beklagen haben.

Herr Minister, ich bedanke mich bei Ihnen für Ihren
Bericht. Ich gestehe Ihnen gern zu, dass es heute,
Ende Januar, mitten in der Sturmsaison, schwierig

ist, eine Bilanz zu ziehen. Für das, was Sie berichtet
haben, danke ich Ihnen im Namen meiner Fraktion.
Sie haben die Liste der betroffenen Orte genannt:
Laboe, Stein, Schönberg, Hohenfelde, Heiligenha-
fen, Sierksdorf - die Liste ist lang. Ich fürchte, wir
werden uns auf weitere Stürme und Schäden nicht
nur in diesem Winter, sondern in vielen weiteren
Wintern einstellen müssen.

Eine Strategie wäre nicht schlecht, ein tragfähiges
Konzept, das langfristig und nachhaltig Strände und
Küsten sichert. Aber bis es so weit ist, sind Sofort-
hilfen dringend erforderlich, so wie 2017, als das
Land erstmals schnell nach den Stürmen eine Sum-
me von 2 Millionen € in Aussicht stellte. Das hatte
es davor noch nicht gegeben. Auch damals haben
einige Kommunen die Schäden selbst behoben. An-
dere konnten das schlichtweg nicht. Unter dem
Strich hatten wir es 2017 mit einer Schadenssumme
von knapp 4 Millionen € zu tun, davon 2 Millio-
nen € für Sandabspülungen, 1 Million € für Schä-
den an der touristischen Infrastruktur und 1 Milli-
on € für Schäden an der kommunalen Küsten-
schutzstruktur. Seinerzeit waren es 70 Schadensfäl-
le in 32 Orten. Die Hälfte der Schadenssumme wur-
de damals vom Land übernommen. Das war genau
richtig.

(Beifall SPD)

Ich will sagen, dass seit 2017 durchaus Zeit gewe-
sen wäre, sich Gedanken über ein Konzept zu ma-
chen, das über einen Winter hinausreicht. Meine
Damen und Herren, das Land darf die Kommunen
nicht im Stich lassen. Es ist ein großartiges Zei-
chen, wenn zum Beispiel der Kreis Plön bis zu eine
halbe Million € für seine Ostseebäder zur Verfü-
gung stellen will. 

(Werner Kalinka [CDU]: So ist es!)

Doch wenn Stürme wie in Schönberg den Sand von
21 der 25 Buhnen - 34.000 Kubikmeter - wegspü-
len, wenn Seebrücken ihre Standfestigkeit verlie-
ren, wenn die Gemeinde Laboe ihre aktuellen Schä-
den auf 700.000 € schätzt - das ist mehr als das
Doppelte der Schäden im Jahre 2017 - und auch
sonst Ostseebäder zwischen Flensburg und Lübeck-
Travemünde große Schäden an ihrer touristischen
Infrastruktur zu beklagen haben, dann geht das den
gesamten Schleswig-Holstein-Tourismus etwas an.
Deshalb darf das Land die Kommunen auch nicht
vertrösten. Ich denke, wir können nicht abwarten,
bis sich der letzte Sturm gelegt hat. Hilfen müssen
jetzt anlaufen; die Saison steht vor der Tür. 

Sehr geehrter Herr Minister, wenn Sie einen Meyer-
Fonds wie 2017 auflegen und die Hälfte der Schä-
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den übernehmen, haben Sie uns an Ihrer Seite. -
Vielen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Klaus
Jensen das Wort.

Klaus Jensen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Liebe Gäste! Zunächst ein Dank an den
Minister für seinen Bericht, der schon ganz viel von
dem, was ich jetzt erzählen möchte, enthalten hat. 

Stürme an der Ost- und an der Westküste Schles-
wig-Holsteins sind nichts Ungewöhnliches. Ich
kenne mich, was die Westküste angeht, ganz gut da-
mit aus. An der Ostküste haben wir gerade in die-
sem Jahr schon zwei Ereignisse erlebt, die außerge-
wöhnlich waren und die mit entsprechenden Schä-
den an Steilküsten, an touristischer Infrastruktur
und in Teilen mit erheblichen Sandverlusten ver-
bunden waren. Darüber wollen wir heute reden.

Vielleicht noch einmal zur Erläuterung: Ich bin aus
politischer Sicht auch ein Küstenschützer. Wir ha-
ben im Land Schleswig-Holstein klare Zuständig-
keiten. Zum einen haben wir die Landesschutzdei-
che, die 1971 in die Verantwortung des Landes
übergegangen sind. Vorher waren sie in der Verant-
wortung der Wasser- und Bodenverbände. In Teilen
ist auch die Ostküste mit Landesschutzdeichen be-
stückt. Diese Verantwortung nimmt das Land nicht
nur organisatorisch, sondern auch finanziell kom-
plett wahr. Dann gibt es an der Ostküste Abschnitte,
die nicht unter diese Kategorie fallen und die in der
Verantwortung der Kommunen stehen. 

Der Generalplan Küstenschutz ist die Grundlage für
all das, was küstenschutzmäßig bei uns läuft. Aller-
dings betrifft er nicht die Bereiche, über die wir
heute reden, die in der Verantwortung der Kommu-
nen und nach wie vor auch in der Verantwortung
der Wasser- und Bodenverbände sind. 

Letzte Woche hat ein schon lange geplantes Treffen
der Fachpolitiker von Jamaika mit der Arbeitsge-
meinschaft Küstenschutz-Ostsee stattgefunden. Das
war hochaktuell, weil es gerade die beiden Stürme
gegeben hatte. Unter dem Vorsitz von Herrn Hans-
Walter Jens haben wir uns mit den Bürgermeistern
und Verbandsvorstehern ausgetauscht und eine sehr
konstruktive Diskussion geführt. Da wurde nicht in
erster Linie über Geld gesprochen, sondern der
Wunsch geäußert, dass die Ostküste, was den Küs-
tenschutz insgesamt angeht, mehr in den Blick ge-

nommen wird. Die Wahrnehmung bei den Sturmla-
gen, die wir in Schleswig-Holstein haben, ist eher
auf die Westküste konzentriert. Sturmlagen kom-
men ja dort auch häufiger vor. Aber die Ostküste ist
auch betroffen. Ich sitze schon viele Jahre im Beirat
Küstenschutz des Landes. Auch dort haben die Ver-
bandsvorsteher die Forderung aufgestellt, die Ost-
küste mehr in den Blick zu nehmen. 

Als Zweites haben vor allen Dingen die Kommunen
darauf hingewiesen, dass die Sicherung der touristi-
schen Lagen wichtig ist und dass das von den ein-
zelnen Gemeinden nicht allein gewuppt werden
kann. Die Kosten für Schäden an der touristischen
Infrastruktur, für Küstensicherheit, auch für Schä-
den am Sand, der natürlich zum Sandstrand dazuge-
hört, sind von den Kommunen allein nicht zu be-
wältigen. 

(Werner Kalinka [CDU]: So ist es!)

Insofern sollte es Ziel sein, in Kombination von
Küstensicherung - ich nenne das jetzt einmal so -,
Naturschutz und touristischen Belangen eine Kon-
zeption auf den Weg zu bringen, die auch organisa-
torische und finanzielle Dinge mitberücksichtigen
sollte. Wir haben ja einen Fachplan Ostseeküste,
der wertvolle Detailhinweise geben kann. Insofern
fangen wir nicht bei null an. Gute Beispiele für eine
solche kombinierte Herangehensweise hat es in der
Vergangenheit bereits gegeben. Ich nenne nur
Scharbeutz oder Timmendorfer Strand, wo der Küs-
tenschutz zusammen mit dem Tourismus vor Ort
sehr gute Ergebnisse erreicht hat, mit denen alle zu-
frieden sein können. 

Wir haben aktuell aus der Presse erfahren, dass der
Hafen Lippe, ein kleiner Hafen an der Ostseeküste,
augenblicklich nicht oder nur schwer zugänglich ist
und dass die Zugänglichkeit durch Baggermaßnah-
men wiederhergestellt werden soll. Dieser Sand
kann dann in benachbarten Strandabschnitten ver-
wertet werden, was relativ geschmeidig geregelt
und genehmigt werden kann.

Welche Dinge sind in der jetzigen Situation anzuge-
hen? Als Erstes geht es - das hat der Minister schon
gesagt - um eine seriöse Ermittlung der Schäden an
der betroffenen Küste. Ich habe Laboe, Schönberg
und Heiligenhafen beispielhaft genannt. Die Liste
ist, wie wir eben gehört haben, viel länger. Die
Kommunen müssen auf die Unterstützung des
LKN, des Landesbetriebes für Küstenschutz, Natio-
nalpark und Meeresschutz, zählen können. Aber die
Sturmsaison ist noch nicht vorbei, und zum jetzigen
Zeitpunkt - so ehrlich müssen wir sein - können wir
keine finanziellen Zusagen machen. 
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Zum Zweiten sind unabhängig von der Finanzfrage
mögliche Maßnahmen zu identifizieren, und es ist
deren Umsetzbarkeit zu klären. Die Erwartung der
Kommunen ist, dass solche Dinge flexibel angegan-
gen werden können, dass Zulassungen oder Geneh-
migungen zügig erteilt werden, um rechtzeitig vor
Beginn der Saison die wichtigsten Dinge noch um-
setzen zu können.

(Beifall Werner Kalinka [CDU])

Ich sage das ganz bewusst, unabhängig von der Fi-
nanzierung, wobei es auch Möglichkeiten geben
kann, das im Nachhinein zu regeln.

Wir sollten drittens den Vorschlag der Kommunen
aufgreifen, eine übergreifende Konzeption zu erar-
beiten, um die Erfordernisse des Küsten- und Na-
turschutzes und die berechtigten Interessen des
Tourismus zusammenzubinden, und dann auch über
die Finanzierungsfragen reden.

Ich meine, alle Akteure sind aufgefordert, sich die-
ser Diskussion konstruktiv zu stellen. Das sage ich
in Richtung der Kommunen, das sage ich auch in
die Richtung der Landesebene. Der Minister hat
dies eben angedeutet. Ich habe keine Bedenken,
dass wir in dieser Beziehung weiterkommen. - Vie-
len Dank.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat der Abgeordnete Dr. Andreas Tietze.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Minister, zunächst einmal herzlichen Dank für
den Bericht. Sturmtiefs wie „Zeetje“ und „Benja-
min“ reihen sich aneinander. Das sind wir an der
Westküste gewohnt. Wer wie ich über 25 Jahre auf
einer Nordseeinsel gewohnt hat, der weiß, dass die
Schäden von Stürmen Schlimmes anrichten können.
Frau Poersch, ja, auch an der Westküste gibt es
schöne Strände. 

Wenn wir über Extremwetterlagen nachdenken, aus
denen ja schnell Sturmschäden entstehen können,
dann kommen wir Grüne schnell auf den Klima-
wandel zu sprechen. Der Klimawandel ist nicht
mehr wegzudenken. Er ist real, und wer das leug-
net, der verdreht die Realität. 

Es ist heute Morgen schon mehrfach gesagt wor-
den: Die Polkappen schmelzen. Der Meeresspiegel

wird steigen, und die Forscher sprechen von soge-
nannten Kippeffekten. Diese Kippeffekte zeigen:
Sie sind unumkehrbar. Wenn das stimmt, was die
Forschung uns sagt, dann müssen wir jetzt doch al-
les tun, um den CO2-Ausstoß zu vermeiden. Das
heißt, wir müssen eigentlich unsere gesamte politi-
sche Aufmerksamkeit darauf verwenden, an die Ur-
sachen des Klimawandels heranzugehen, und nicht
darauf, an den Symptomen herumzudoktern. Das ist
die politische Aufgabe, um die es heute geht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich werden wir die Schäden an Küstenab-
schnitten nicht ignorieren können, das ist doch klar.
Es ist aber auch eine Weisheit, dass diese Schäden
zunehmen werden. Sie werden nicht weniger wer-
den. Die Zeche des Klimawandels bezahlen eben
nicht diejenigen, die diese Klimaschäden verursa-
chen. Es bezahlen nicht die Kohlekraftwerke oder
die Automobilindustrie, sondern es sind die Kom-
munen und das Gemeinwesen, die diese Schäden zu
tragen haben. Ich finde das nicht fair. Deswegen
muss man ganz klar auch politisch über die Frage
reden: Wie können wir Systeme und Instrumente
schaffen, damit wir eine faire Beteiligung der Ver-
ursacher erreichen? Ich rede über eine CO2-Besteu-
erung, ich rede über eine CO2-Bepreisung. Das sind
Themen, die wir hier auf der politischen Agenda
haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Oliver Kumbartzky [FDP])

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch sa-
gen: Die Ostsee ist kein Teich, sie ist ein Binnen-
meer. Bei den Wetterlagen, die wir haben, drückt
starker Wind aus dem Norden das Atlantikwasser in
die Nordsee hinein. Wer etwas blauäugig meint,
man baut - wie bei einem Teich - an jedem Strand
noch eine weitere Strandbude und hier und da noch
eine Seebrücke, der muss wissen, dass das hochgra-
dig riskant ist, denn jede Seebrücke und jede
Strand- und Pommesbude ist gefährdet.

Ich frage mich: Ist es unser Lebensstil, dass wir ei-
nen Kilometer den Strand entlanglaufen und schon
einen Glühweinstand haben wollen? - Nein, ich
meine, es ist es wert, einen Strand einmal einen
Strand sein zu lassen. Ich weiß, wie schön es ist,
wenn man einen langen Strandspaziergang machen
kann, ohne dass man auf eine Pommesbude oder
bereits nach einem Kilometer auf eine Glühweinbu-
de trifft. 

Meine Damen und Herren, es geht also auch hier
um ein gewisses Maß. Es geht hier um Augenmaß
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bei der Beplanung touristischer Infrastruktur. Da
geht eben nicht mehr alles. Da muss man Schwer-
punkte setzen, und hier sind die Gemeinden gefragt,
sich in dieser Frage gemeinsam hinzusetzen und
sich nicht gegenseitig zu kannibalisieren, indem ge-
sagt wird: Ich will auch eine Seebrücke oder dieses
oder jenes haben. - Es geht um die Strategie: Freun-
de, das geht nur gemeinsam. Das ist eine Erkennt-
nis. Der Klimawandel ist eine Realität. 

Deswegen wollen wir uns in dieser Frage nicht drü-
cken. Wir wollen uns als Grüne nicht davor drü-
cken, hier auch schnelle Hilfe zu leisten. Es geht
nicht darum, nichts zu tun. Herr Minister, das haben
Sie auch gesagt. Es ist genau richtig, hier keinen
blinden Aktionismus zu zeigen, sondern erst einmal
zu bilanzieren. Da sind wir voll auf Ihrer Seite.

Die Kollegen haben es schon gesagt: Wir könnten
uns natürlich Vereinfachungen der Verwaltungsver-
fahren und bei der Bürokratisierung vorstellen. Sie
haben es gesagt: Die Ostersaison beginnt. Man wird
schauen können, dass diese Anträge zügig bearbei-
tet werden. Das wäre Professionalität. Überbürokra-
tisierung würde an dieser Stelle schaden. Hier müs-
sen wir moderner und schneller werden, damit zu-
mindest die Gemeinden, die ein Recht darauf ha-
ben, nicht bis zur Sommersaison warten müssen.
Das ist für uns eine Selbstverständlichkeit.

(Werner Kalinka [CDU]: Wohl wahr! - Bei-
fall Hartmut Hamerich [CDU])

Lassen Sie mich noch sagen: Wir als Grüne werden
das Thema der nachhaltigen Tourismuspolitik in
diesem Land immer unterstützen. Für uns gibt es
keinen Gegensatz zwischen Natur und Tourismus.
Ich glaube, dass die Gäste, die heute kommen, ei-
nen ganz besonderen Blick auch auf unsere unver-
baute Natur haben und darauf, diese zu erleben. 

Klar, es ist nicht schön, wenn uns Stürme Sände
nehmen, aber das ist ein natürlicher Effekt, den es
immer gegeben hat. An der Westküste haben wir
immer Strände gehabt, die sich im Laufe der Jahr-
zehnte verändert haben. Küstenabschnitte haben
sich verändert. Ich glaube, der Mensch kann dage-
gen nicht anbaggern. Das ist auch aufgrund der
Kräfte, die die Natur dort entfaltet, nicht mehr mög-
lich, aber wir können sie gut und im Einklang mit
den Interessen von Natur und Tourismus managen,
und das ist eine Aufgabe, der wir uns als Grüne
auch in Zukunft sehr schnell stellen werden. - Vie-
len Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat der Abgeordne-
te Oliver Kumbartzky.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Sehr geehrte, liebe Frau Präsidentin! Meine Damen
und Herren! Zunächst einmal möchte auch ich mich
bei unserem Touristikminister Bernd Buchholz für
seinen sehr sachlichen Bericht bedanken. Wir wis-
sen, dass es in der SPD einen relativ großen Buch-
holz-Fanclub gibt, der immer größer wird und im-
mer gern mündliche oder schriftliche Berichte von
Minister Buchholz einfordert. Das finde ich gut.
Gerade bei diesem Thema finde ich es gut, dass wir
darüber diskutieren. Aber statt Aktionismus walten
zu lassen, liegt der Fokus natürlich zunächst einmal
auf der Klärung der Sachlage. 

Meine Damen und Herren, wenn man weiß, womit
man es konkret zu tun hat, dann kann man vernünf-
tige Maßnahmen ergreifen. Man kann sich jetzt na-
türlich hinstellen, großzügig das Verteilen von Geld
fordern und im Hauruck-Verfahren Landesmittel
ausgeben, aber wir finden es sinnvoll, zunächst ein-
mal abzuwarten und die Lage zu analysieren. Erst
denken, dann handeln. Das macht Jamaika. Das ist
vielleicht der Unterschied zu Ihnen, meine Damen
und Herren von der SPD.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Schwere Herbst- und Winterstürme, wuchtige
Sturmfluten, sintflutartige Regenschauer und Wet-
terextreme jeglicher Art können im ganzen Land
massive Schäden anrichten. Herr Dr. Tietze, ich ge-
be Ihnen absolut recht, natürlich müssen wir auch
über die Klimapolitik reden. Gestern fand der Neu-
jahrsempfang des Verbands Erneuerbare Energien
statt. Dort haben wir uns auch über dieses Thema
ausgetauscht. Gerade das Thema der CO2-Beprei-
sung ist ein Thema, das wir voranbringen sollten.
Wir müssen diese Wetterextreme ernst nehmen.
Wie wir bereits gehört haben, können die Schäden
nicht nur die touristische Infrastruktur betreffen,
sondern natürlich auch den Küstenschutz an sich,
die Landwirtschaft und die kommerzielle und auch
hoheitliche Küsteninfrastruktur. Jeder einzelne Bür-
ger kann von Sturmschäden betroffen sein. 

Durch die ersten beiden Stürme in diesem Jahr,
„Zeetje“ und „Benjamin“, kam es überall im Land
zu Sturmschäden. Schnell gab es erste Meldungen
über entwurzelte Bäume, Überschwemmungen,
umgekippte Werbetafeln und herumfliegende Dach-
ziegel. An der Ostsee waren Heiligenhafen, Schön-
berg, Strande oder Laboe sowie weitere Orte sehr
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stark betroffen. Erste Schadenshöhen beruhen auf
Schätzungen, belastbare Fakten stehen noch aus.
Daher ist es, wie ich es bereits sagte, richtig und
wichtig, zunächst eine verlässliche Analyse der Si-
tuation durchzuführen und im Anschluss daran über
konkrete Maßnahmen zu sprechen, die zu ergreifen
sind, um die Schäden zu beheben und um für die
Zukunft gewappnet zu sein, denn darum geht es.

Meine Damen und Herren, es bedarf einer Debatte
über innovative, nachhaltige und vielleicht auch
mutige Strategien und Maßnahmen. Wenn sich die
SPD jetzt hinstellt und einen Meyer-Fonds 2.0 for-
dert, dann muss ich Sie fragen: Was ist denn mit
dem Meyer-Fonds passiert? Was ist mit dem Geld?
Die Ostsee hat sich die Mittel aus dem Meyer-
Fonds wiedergeholt. Das Geld ist weg. Der Meyer
ist weg, aber auch der Fonds ist weg. Deshalb brau-
chen wir einen Buchholz-Fonds, der nachhaltig ist.
Es geht nicht nur um Geld, sondern auch um die
Strategien und einfachere Genehmigungen. Das ist
das, was Bernd Buchholz eben gesagt hat.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD] - Weitere Zu-
rufe - Heiterkeit)

- Ich sagte es ja, der Buchholz-Fonds soll nachhal-
tig sein und eben nicht nur fünf Jahre andauern,
sondern durchaus länger. Negative Ereignisse ganz
gleich welcher Art sollten grundsätzlich nicht dafür
genutzt werden, Politik nach Stimmungslage zu
machen. Statt voreiligem Alarmismus sollte eine
Politik der Vernunft im Vordergrund stehen.

Diese Politik der Vernunft bekommt das Land mit
der Jamaika-Koalition hin. - Ich bedanke mich ganz
herzlich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die AfD-Fraktion hat der Abgeordnete
Jörg Nobis.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Gäste! Sehr geehrter Herr Minis-
ter Buchholz, vielen Dank für den ausführlichen
Bericht. Wir hätten uns den gern im Wirtschaftsaus-
schuss angehört. Dort hätte er wahrscheinlich auch
hingehört. Ich kann nicht ganz erkennen, warum
wir den heute im Hohen Haus so ausführlich debat-
tieren müssen, aber egal.

Ein Sturm hat gestürmt. Das ist eigentlich nichts
Schlimmes und für Schleswig-Holstein durchaus

normal. Es kommt gleich wieder - Herr Tietze - die
Panikmache von Grün: Ein Sturm, gleich wieder
Klimawandel, CO2-Besteuerung, das volle Pro-
gramm haben Sie hier wieder aufgefahren.

(Zuruf Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Es war nur ein Sturm. Der hat etwas kaputt ge-
macht. Wir kennen das eigentlich mit den Stürmen
in Schleswig-Holstein, aber es kommt von Ihnen
wieder das Gleiche: Klimawandel, dann das Wort
des Jahres „Hitzesommer“. Es war kein Hitzesom-
mer, es war ein Dürresommer. Darauf können wir
uns einigen. Es gab Dürre, aber es gab 2018 keinen
Hitzesommer. Haben wir einen Hitzesommer, ist es
der Klimawandel. Haben wir einen milden Winter
und Sauwetter um null Grad, dann heißt es, es ist
der Klimawandel. Haben wir auf einmal sibirische
Kälte, ist es auch der Klimawandel. Dann sagen
Sie: Der Golfstrom reißt ab, alles schlimm, nur Ka-
tastrophen. Wir müssen unbedingt CO2 besteuern.

Es hat einen Wintersturm gegeben, und wahrschein-
lich - Herr Buchholz hat es gesagt - ist die Sturm-
saison noch nicht zu Ende. Da kann noch etwas
kommen. Vielleicht rechnen wir die Schäden erst
danach zusammen.

Aber zurück zur Sache: In der Tat, dieser Sturm hat
Schäden hinterlassen. Im Kreis Ostholstein hatte
besonders Heiligenhafen erhebliche Schäden zu be-
klagen. Das dortige Bauamt musste einen Wander-
weg an der Steilküste wegen Abbruchgefahr sper-
ren. Auch die Strände wurden teilweise weggespült.
Das bedeutet für Heiligenhafen und die betroffenen
Kommunen, dass bis zum Saisonbeginn schnell
neuer Sand herangeschafft und aufgeschüttet wer-
den muss. Bei den gestiegenen Preisen für Sand
kommen schnell sechsstellige Summen zusammen.

Die Gemeinden Laboe und Schönberg fürchten be-
reits sinkende Gästezahlen. Jetzt gilt es also,
schnellstmöglich den jeweiligen Schaden zu bezif-
fern. Versicherungen - das wissen wir auch - greifen
hier leider nicht. Also muss vielleicht das Land den
Betroffenen helfen. Dafür stehen Fördermittel be-
reit. Diese haben schon bei den Winterstürmen
2017 gegriffen, auch wenn die Regulierung dann
leider doch ein Jahr gedauert hat.

Aber das Thema - das hat Herr Buchholz auch ge-
sagt - wird sich absehbar wiederholen, vielleicht so-
gar in jedem Winter - Herbststurm, Sommersturm,
wann auch immer. Das zu wissen ist wichtig für die
betroffenen Gemeinden und Kreise. Daher würden
wir eine Strategie zur Strandsicherung an der Ost-
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see sehr begrüßen; denn die Attraktivität unseres
Urlaubslandes hängt maßgeblich von seinen Strän-
den ab. Hier sind Sie, Herr Dr. Buchholz, in Ihrer
Eigenschaft als Tourismusminister, der mit immer
neuen Rekordzahlen an die Öffentlichkeit geht, ge-
fragt, damit das so bleibt. Das freut uns, das wollen
wir auch. Sie sollten sich mit den Betroffenen zu-
sammensetzen - das tun Sie sicherlich auch - und
sich für die nächsten Winterstürme wappnen; denn
die kommen ganz bestimmt, vielleicht sogar noch
in diesem Winter, Herr Tietze.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Abgeordneten des SSW hat der Abgeordne-
te Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen!
Liebe Kollegen! Was wir zu Jahresbeginn mit
Sturm und Hochwasser erlebt haben, ist für Schles-
wig-Holstein kein ungewöhnliches Ereignis gewe-
sen. Gleichwohl hat die Sturmflut einigen Gemein-
den an der Ostsee hart zugesetzt. An dieser Stelle
möchte ich für den SSW allen beteiligten Rettern
und Helfern danken, die immer wieder bei Wind
und Wetter nach draußen gehen, um Menschen zu
helfen oder Schäden zu beseitigen.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Beseitigung der Schäden ist nun auch das Stichwort
für den vorliegenden Antrag. Es geht um Schäden
im Bereich der touristischen Infrastruktur und der
Strände einiger Gemeinden. Es ist zwar zu diesem
Zeitpunkt nicht möglich, einen ausführlichen Über-
blick über die Auswirkungen der Sturmflut zu be-
kommen, trotzdem ist es gut, dass der Minister hier
im Landtag darüber berichtet hat. Auch ich bedanke
mich für diesen ausführlichen Bericht.

Erst vor zwei Jahren, Anfang Januar 2017, hatten
wir ebenfalls starke Sturmflutschäden in einigen
Ostsee-Gemeinden zu verzeichnen. Seinerzeit hat
die Küstenkoalition den Sonderfonds Sturmflut-
schäden mit insgesamt 2 Millionen € eingerichtet.
Ziel und Zweck dieses Sonderfonds war, Schäden
zu beheben, die direkt auf die Sturmflut zurückzu-
führen waren. Dabei ging es um die Reparatur an
touristischen Infrastrukturen, um Ufersicherung so-
wie Strandaufräumung.

Insgesamt hat das Land seinerzeit den antragbe-
rechtigten Ostseegemeinden rund 1,5 Millionen €
aus dem Fonds bewilligt. Somit war es den betrof-

fenen Gemeinden möglich, die Schäden der Sturm-
flut zu beseitigen. Darum war unsere Entscheidung
richtig, diesen Fonds einzurichten. Deshalb meine
ich, wenn wir einen Überblick über alle Schäden in
diesem Winter haben, sollte die Landesregierung
noch einmal darüber nachdenken, einen solchen
Fonds einzurichten.

(Beifall SSW)

Wenn man ihn dann Buchholz-Fonds nennt, fände
ich das ganz in Ordnung, obwohl ich sagen muss,
Meyer-Fonds hört sich in meinen Ohren auch im-
mer sehr gut an.

(Heiterkeit - Beifall SSW, SPD und Burkhard
Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Doch wenn wir über Stürme und Sturmfluten reden,
kommen wir nicht umhin zu erkennen, dass sie in
ihrer Häufigkeit und Intensität zugenommen haben
- als ein Ergebnis des Klimawandels. Wir wissen al-
so bereits heute, dass uns derartige Ereignisse wei-
terhin treffen werden, vermutlich in immer kürzer
werdenden Abständen.

Mit dem Anstieg des Meeresspiegels vergrößert
sich die damit einhergehende Gefahr um ein Erheb-
liches. Damit steigt nicht nur die Gefahr für Leib
und Leben, sondern auch die Summe der Sachschä-
den geht immer weiter in die Höhe.

Ein Sturmflut-Fonds kann immer nur reparieren,
was kaputtgegangen ist. Um die Auswirkungen zu
mildern, sollten wir für den Bereich Ostseeküste
stärker darüber nachdenken, welche Maßnahmen
ergriffen werden müssen, um langfristig die betrof-
fenen Küstenbereiche der Ostsee besser zu schüt-
zen. Das heißt, auf lange Sicht brauchen wir dort
nachhaltige Küstenschutzmaßnahmen, die für die
Ostsee geeignet sind, um die betroffenen Gemein-
den vor solchen Ereignissen besser zu schützen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir dürfen die Küstenregionen mit ihren Proble-
men nicht alleinlassen. Es ist aber nicht allein die
Verantwortung des Landes, wenn über die künftige
Vermeidung von Schäden gesprochen wird. Hier
muss ich ganz deutlich sagen, dass die Gemeinden
eine Verantwortung für ihre Bauleitplanung haben.
Es kann nicht angehen, dass Häuser in unmittelba-
ren Risikobereichen gebaut werden dürfen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Zurufe CDU)
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Das passt für mich einfach nicht zusammen. Darum
haben wir das als Küstenkoalition bereits im Lan-
deswassergesetz entsprechend geändert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir heute über die Auswirkungen der Sturm-
flut reden, reden wir in erster Linie über die Behe-
bung der Schäden und eine mögliche finanzielle
Unterstützung des Landes. Aber das reicht eben
nicht. Wir müssen uns einen Kopf darüber machen,
wie wir die Ostseeküste besser und nachhaltiger
schützen können. - Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag hat der Ab-
geordnete Werner Kalinka.

Werner Kalinka [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Minister Dr. Buchholz hat für die Landesregie-
rung heute erklärt, dass wir die Kommunen nicht
im Stich lassen werden. Es wird ein schnelles Zeit-
fenster geben, schnelle Lösungen und auch schnelle
Genehmigungen. Das ist ein wichtiger Punkt. Beide
Häuser, das MELUND und das Wirtschaftsministe-
rium, arbeiten an nachhaltigen Lösungen. - Vielen
Dank. Das ist grundsätzlich der richtige Weg.

(Beifall CDU und FDP)

Ich habe von der Landesregierung eine Zusage, auf
die bei uns dringend gewartet wurde. Ich habe die
Landesregierung bereits am 14. und 15. Januar
2019 und in dieser Woche noch einmal umfassend
über die Lage im Kreis Plön informiert.

Die Frage, wie hoch die Schäden sind, kann ich mit
zwei Hinweisen sehr klar beantworten: höher als
2017. Wenn noch mehr Sturmschäden kämen, dann
würden sie noch höher, jedenfalls nicht weniger.
Was wir jetzt bereits an Schäden haben, ist zum Teil
mehr und anders als 2017.

Wir haben in Heikendorf einen Sandabbau von
35 cm und 165 m Steinkante, die erneuert oder re-
pariert werden müssen. Wir haben in Laboe einen
faktischen Abbau des gesamten Sandbereichs, der
im Jahre 2017 in der Hinsicht gar nicht betroffen
war, dito ein größerer Teil in Mönkeberg. Am
Schönberger Strand und in Kalifornien haben wir
drei große Strandbereiche mit schweren Einbrü-
chen. Das Gleiche haben wir in Wendtorf - ohne
touristische Wirkung, aber mit Wirkung auf das Na-
turschutzgebiet. In Hohenfelde betrifft das die Si-

cherheit. Und auch in Hohwacht haben wir einen
Sandabbau und eine Steilküstenproblematik.

Natürlich brauchen wir längerfristige Lösungen.
Darüber haben wir im Kreis Plön bereits im letzten
Jahr diskutiert. Aber bisher hat uns niemand sagen
können, auch niemand vom Land, wie solche Lö-
sungen aktuell aussehen können. Wir wollen daran
arbeiten, selbstverständlich; aber wir brauchen jetzt
zur Saison ein klares Signal, dass etwas passiert.
Dieses Signal ist heute ja auch grundsätzlich gege-
ben worden.

(Beifall CDU)

Wir haben in Behrensdorf eine nachhaltige Proble-
matik. Ich habe mit Freude zur Kenntnis genom-
men, Herr Minister Albrecht, dass dort aus Küsten-
schutzmitteln geholfen werden kann, weil es sich
dort um eine andere Problematik handelt als woan-
ders. Sie wissen diese Dinge also sehr genau zu dif-
ferenzieren.

Wir haben diese Probleme ja nicht nur bei uns; wir
haben sie bei Johannes Callsen in Schleswig-Flens-
burg, wir haben sie in Heiligenhafen; das geht ja
quer durch.

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Woan-
ders auch noch!)

- Ja, dann sind wir uns doch einig; das ist doch
wunderbar. Wir arbeiten doch an einer gemeinsa-
men Lösung. Ich will doch gar nicht mehr, als diese
Einigkeit noch zu beflügeln.

Von daher müssen wir allerdings auch über einen
weiteren Punkt reden: Steilküste ist nicht nur eine
Frage der Ausgleichsküste, sondern wenn Steilküs-
ten nicht geschützt werden und dadurch langjährig
vorhandene Radwege oder andere Wege oder Häu-
ser gefährdet werden, dann bin ich sehr wohl der
Meinung, dass diese geschützt werden müssen.

Wir haben in Stein und in Hohwacht eine Situation,
wo dieses konkret ansteht. Wir können doch nicht
sehenden Auges hinnehmen, dass das jedes Jahr um
1 oder 2 m weitergeht und in 20 Jahren alles weg
ist. Das kann nicht unsere Antwort sein. Das ist je-
denfalls meine Auffassung.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss.

Werner Kalinka [CDU]:

Lassen Sie mich abschließend sagen: Der Küsten-
schutz an der Ostsee hat die gleiche Priorität wie
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der an der Nordsee. Dieses ist jetzt erneut klar und
sichtbar geworden. Wenn bei uns das Wasser um
1,65 m höher ist, dann ist das bei uns eine schwere
Sturmflut. Diese Situation hatten wir am 2./3. Janu-
ar 2019. Deshalb bitte ich sehr darum, dass wir die
konkreten Schritte auch mit Blick auf die Saison
längerfristig und nachhaltig auf den Weg bringen. -
Vielen Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das war es nun aber wirklich, danke. - Das Wort zu
einem weiteren Kurzbeitrag hat der Abgeordnete
Dr. Tietze.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Ich hatte mich auf den Wortbei-
trag des Kollegen Nobis hin gemeldet. Jetzt ist er
noch nicht mal anwesend, um eine demokratische
Debatte zu Ende zu führen. Das finde ich hochnot-
peinlich.

In diesem Hause gibt es demokratische Parteien, die
den Klimawandel nicht leugnen. Jeden Freitag -
„FridaysForFuture“ - haben wir in Deutschland
Schülerinnen und Schüler, die gegen den Klima-
wandel auf die Straßen gehen und uns daran erin-
nern, dass sie die nachfolgende Generation sind, die
mit den Folgen zu leben hat, die wir auslösen.

Sie sind die Partei der Klimaleugner. Das, was ich
aus Ihrer Partei über den Klimawandel höre, das,
was Sie kommunizieren, ist, dass Sie das leugnen,
was die Menschen auf der Welt zutiefst belastet.
Deshalb lasse ich mir von Ihnen nicht vorwerfen
oder in irgendeiner Debatte auch nur im Schein vor-
werfen, dass ich an dieser Stelle ein Panikmacher
sei, weil ich auf die Folgen des Klimawandels hin-
weise. Da sollten Sie vorsichtig sein.

Das wollte ich hier noch einmal sagen, und das
muss auch in diesem Hause gesagt werden. Dass
Sie sich dieser Debatte noch nicht einmal stellen, ist
peinlich pur!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und SPD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Herr Abgeordnete Claus Schaffer.

Claus Schaffer [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Herr Dr. Tietze, Lautstärke allein führt

nicht automatisch dazu, dass man im Recht ist. An
der Stelle möchte ich Sie tatsächlich korrigieren.
Die AfD leugnet an keiner Stelle den Klimawandel.

(Lebhafter Widerspruch SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wir sind uns darüber sehr sicher: an keiner Stelle.
Wir stellen aus klaren und sachlichen Gründen die
Ursachen des Klimawandels insofern in Frage, als
dass dieser nach unserer Auffassung und nach unse-
ren Erkenntnissen nicht allein auf Menschenge-
machtes zurückzuführen ist. Das bitte ich hier ein-
mal grundsätzlich zur Kenntnis zu nehmen. Nicht
der Klimawandel wird von uns geleugnet; den se-
hen wir, den nehmen wir auch genauso zur Kennt-
nis wie Sie auch.

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das haben wir aber anders ge-
hört! - Weitere Zurufe)

Aber die Frage, wer letztlich die Ursache dafür ist,
ist der wesentliche Punkt unserer Umweltpolitik.

Es geht auch darum, dass man in dieser Diskussion
sachlich bleiben sollte. Deswegen würde ich mich
freuen, wenn wir das künftig sachlicher und ruhiger
hinbekommen könnten. - Vielen Dank.

(Zurufe Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] und Dr. Frank Brodehl
[AfD])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Ich stelle fest, dass der Be-
richtsantrag in der Drucksache 19/1158 durch die
Berichterstattung der Landesregierung seine Erledi-
gung gefunden hat. Der Tagesordnungspunkt ist so-
mit erledigt.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 27:

Bessere soziale Absicherung innerhalb Europas

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/1165

Offene Grenzen in Europa: Barrieren für den
grenzüberschreitenden Arbeitsmarkt abbauen

Alternativantrag der Fraktion der SPD und der Ab-
geordneten des SSW
Drucksache 19/1194

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne somit die Aussprache.
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Das Wort hat für die CDU-Fraktion der Herr Abge-
ordnete Hartmut Hamerich.

Hartmut Hamerich [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Verehrte Besucher! Erlauben Sie mir vorab noch
ein Wort an den Herrn Abgeordnetenkollegen No-
bis, der jetzt leider nicht hier ist. Aber er wird das
dem Protokoll entnehmen können. Ich nehme hier-
mit den „Angriff“, ihn als Freund zu bezeichnen,
zurück. Das, was mir spontan einfiel, wäre aber un-
parlamentarisch gewesen. Und das wollte ich nicht
riskieren.

(Beifall CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in der
Europäischen Union ist eine der wichtigsten Errun-
genschaften die Freizügigkeit der EU-Bürger inner-
halb der EU. Dazu gehört auch, seinen Arbeitsplatz
frei wählen zu können. Dieses kann man tun, wenn
man in das entsprechende Land umsiedelt oder aber
in der Grenzregion im Heimatland lebt und im
Nachbarland arbeitet. Das Letztere finden wir im
Grenzland zwischen Deutschland und Dänemark
besonders häufig vor. Mehr als 14.000 Menschen
pendeln über die Landesgrenze hinweg zu ihrem
Arbeitsplatz, dabei weit über 90 % von Deutschland
nach Dänemark, aber auch umgekehrt findet das
statt.

Ich begrüße dieses ausdrücklich, zeigt diese Freizü-
gigkeit doch die große Stärke der EU und führt Eu-
ropäer näher zusammen. Mehr miteinander statt ne-
beneinander. Man arbeitet nicht selten als Kollegin
und Kollege zusammen, löst Aufgaben und Proble-
me gemeinsam. Ja, auch private Beziehungen ent-
stehen und das Verständnis füreinander wächst.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Antrag der Ja-
maika-Koalition beschäftigt sich einmal mehr mit
den Details dieser grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit, die nicht immer problemlos läuft. Einige
besonders schwerwiegende Einzelfälle führen uns
dies vor Augen. Kern dabei sind fast immer die un-
terschiedlichen Regelungen der Sozialversiche-
rungssysteme. Warum ist das so?

Jedes EU-Land hat seine eigenen Sozialversiche-
rungsgesetze. Die Rechte und Pflichten nach diesen
Gesetzen sind für alle Arbeitnehmer dieselben, egal
ob sie Einheimische oder Ausländer sind.

Die Sozialversicherungssysteme der einzelnen Mit-
gliedstaaten sind in den meisten Ländern sehr un-
terschiedlich ausgestaltet. Wir alle kennen dieses
bei Betrachtung der Gesundheitssysteme. Bei der

Rentenversorgung oder bei der Arbeitslosenunter-
stützung sieht es nicht viel anders aus.

Die EU-Vorschriften zur Koordinierung der natio-
nalen Systeme stellen jedoch sicher, dass Men-
schen, die in ein anderes EU-Land ziehen, ihren So-
zialversicherungsschutz, wie zum Beispiel Renten-
ansprüche und nationale Gesundheitsversorgung,
nicht verlieren und stets wissen, welche nationalen
Rechtsvorschriften dort gelten.

Nach dem EU-Recht kann für eine Person zu jedem
bestimmten Zeitpunkt nur das Sozialversicherungs-
recht eines Landes gelten. Sie müssen also ihre So-
zialversicherungsbeiträge nur in diesem Land zah-
len. Weil diese Systeme so unterschiedlich funktio-
nieren, kann dieses bei wechselnden Beschäftigun-
gen in Einzelfällen zu erheblichen Nachteilen für
die Beschäftigten führen. Um Probleme im Vorfeld
zu lösen, gibt es für Grenzgänger zwischen
Deutschland und Dänemark das Pendlerbüro. Die-
ses berät mit seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern bereits im Vorfeld über gesetzliche Bestim-
mungen, schafft Verbindung zu den Finanzämtern,
gibt praktische Tipps und kümmert sich um Einzel-
fragen.

An dieser Stelle sage ich den Beschäftigten für ihre
hilfreiche und unterstützende Arbeit herzlichen
Dank.

(Beifall CDU und SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem Know-
how des Pendlerbüros können viele Fragen geklärt
werden. Die gesetzlichen Bestimmungen können
allerdings so nicht geändert werden. Man weiß aber
oft genau, wo diese Probleme liegen. Die Jamaika-
Koalition setzt sich für eine weitere Verbesserung
und Vereinfachung der grenzüberschreitenden Ar-
beit ein. Hierzu müssen die Problemfelder genau
definiert und angegangen werden. Eine Koordinie-
rung beziehungsweise Anpassung in Einzelfragen
ist hier erforderlich. Dies werden der Landtag und
die Landesregierung nicht allein können. Wir sto-
ßen hier aber an, auch auf Bundes- und Europaebe-
ne diese Probleme anzugehen.

Noch zwei Punkte kurz zum Abschluss: Die perma-
nente Verlängerung der Grenzkontrollen seitens Dä-
nemarks sind der Freizügigkeit nicht unbedingt för-
derlich.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und Flemming Meyer
[SSW])

Der Antrag von SPD und SSW zielt in die gleiche
Richtung wie der unsrige. Wir sollten das Thema
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gemeinsam im Europaausschuss vertiefen. - Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die SPD-Fraktion hat die Abgeordnete Birte
Pauls das Wort.

Birte Pauls [SPD]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Herr Hamerich, sehr gern kommen wir
Ihrer Aufforderung, das gemeinsam im Ausschuss
zu bereden, nach.

Bessere soziale Absicherung innerhalb Europas -
diese immer wiederkehrende Forderung zeigt deut-
lich, dass der Abbau der Mobilitätsbarrieren auf
dem deutsch-dänischen Arbeitsmarkt eine dauer-
hafte Aufgabe ist und wohl auch bleibt. Warum? -
Die Sozialversicherung ist innerhalb der Europä-
ischen Union nicht harmonisiert, sondern nur koor-
diniert. Jeder Mitgliedstaat entscheidet selber über
Finanzierung und Gestaltung seines Sozialversiche-
rungssystems. „Einfach und schnell“ geht also an-
ders.

Beste Beispiele sind tatsächlich Dänemark und
Deutschland: Das dänische Sozialversicherungssys-
tem ist eine steuerfinanzierte Bürgerversicherung,
was wir Sozialdemokraten äußerst sympathisch fin-
den. Gleiche Rechte, gleiche Pflichten! In Deutsch-
land hingegen ist die Sozialversicherung ein bei-
tragsfinanziertes Versicherungsprinzip, das von der
Mitgliedschaft in einer der vielen möglichen Versi-
cherungen abhängt. Stichworte: gesetzliche oder
private Krankenkasse oder Beihilfe; gesetzliche
und/oder private Rentenversicherung oder Pension.
Eine unterschiedliche Behandlung ist damit vorpro-
grammiert.

In all dieser Unterschiedlichkeit durchzublicken
und nicht in eine Sozialversicherungsfalle zu lau-
fen, ist für jemanden, der einfach nur auf der ande-
ren Seite der Grenze arbeiten möchte, nicht einfach.
Deshalb ist es gut, dass es das Infocenter Grenze im
Regionskontor der Region Sønderjylland/Schleswig
in Padborg gibt. Hier können sich Grenzpendler,
aber auch Arbeitgeber individuell beraten lassen.
Zusätzlich bietet das Infocenter externe Sprechstun-
den in Flensburg, Schleswig, Leck, Tønder und Aa-
benraa und eine informationsreiche Homepage an.
Diese Beratung stellt sicher, dass Versicherungsbio-
grafien möglichst geschlossen bleiben und es nicht
zu finanziellen und organisatorischen Lücken für

die Grenzpendler oder ihre Angehörigen kommt.
Für diese - für jeden einzelnen Grenzpendler fast
unverzichtbare - Beratung möchten wir als SPD uns
bei den dort Mitarbeitenden ganz herzlich bedan-
ken.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nicht nur die Sozialversicherungssysteme sind un-
terschiedlich, sondern auch die Kommunikations-
formen. Dabei meine ich jetzt nicht nur die Sprache
- das ist eine Sache -, sondern auch die in Däne-
mark viel weiter vorangeschrittene Digitalisierung
in der Verwaltung. Seit 2015 findet die Kommuni-
kation zwischen Bürgern und öffentlichen Behör-
den fast ausschließlich digital statt. Es gibt digitale
Postfächer, gepaart mit einer digitalen Signatur und
der sogenannten „Nem ID“ eines Identifikations-
passwortes.

Es ist politischer Wille, die öffentliche Verwaltung
zu digitalisieren und zeitgleich den persönlichen
Service abzubauen. Da die Zugangsberechtigungen
klar geregelt sind, fällt die relativ kleine Anzahl von
Pendlern oft durchs Netz. Anträge und Formulare
kommen zu spät an, können nicht rechtzeitig zuge-
stellt und damit nicht bearbeitet werden. Diesen
wichtigen Punkt sprechen Sie in Ihrem Antrag lei-
der nicht an. Alles, was hilft, die Sozialversiche-
rungssysteme zum Wohl der Grenzpendler besser
zu koordinieren, ist gut. Deshalb zielt Ihr Antrag
auch in die richtige Richtung; er ist mir bloß ein
bisschen zu unkonkret.

Eine Formulierung in der Begründung Ihres Antra-
ges macht mich zudem etwas stutzig. Sie schreiben:

„Wir wollen … den grenzüberschreitenden
Arbeitsmarkt fördern und das Beratungsan-
gebot zumindest erhalten …“

Was denn nun? Ausbauen? Fördern? Erhalten? Und
was heißt „zumindest“?

Wenn Ihnen das jetzt alles so plötzlich am Herzen
liegt, dann frage ich mich, warum Sie diesen Punkt
nicht im Vorfeld in den Beratungen zum Haushalt
berücksichtigt haben; denn die Beratung könnte
man ja zusätzlich mit Landesmitteln fördern.

Zum Abbau der Hürden gibt es bereits konkrete
Handlungsempfehlungen des Infocenters. Ich emp-
fehle, sich diese genauer anzuschauen.

Einige Forderungen hören sich vielleicht etwas an-
maßend an. Aber Dänemark hat starkes Interesse an
einer einfachen und schnellen Kommunikation.
Denn jährlich leisten Grenzpendler mit 3,3 Milliar-
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den Kronen einen Beitrag zur Stärkung der däni-
schen Volkswirtschaft.

Was aber das Wichtigste ist - und das vermissen wir
in Ihrem Antrag auch -: Wenn wir möchten, dass
möglichst viele Barrieren auf dem grenzüberschrei-
tenden Arbeitsmarkt abgebaut werden; wenn wir
möchten, dass die Menschen, die Pendler, die Vor-
züge eines offenen Europas, des europäischen Bin-
nenmarktes auch direkt in ihrem Alltag erleben,
dann gehört zuallererst der Wegfall der permanen-
ten Grenzkontrollen dazu.

(Beifall SPD und SSW)

Das ist die erste Bedingung für eine Weiterentwick-
lung des grenzüberschreitenden Arbeitsmarktes.
Dafür sollten wir uns gegenüber der dänischen Re-
gierung einsetzen.

Gleichermaßen ist natürlich auch die Errichtung
neuer Zäune zu kritisieren, und sei es nur gegen
Wildschweine. Der europäische Gedanke ist Ver-
bindung, ist Kooperation, nicht Abschottung. - Vie-
len Dank.

(Beifall SPD, SSW und Dennys Bornhöft
[FDP] - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sehr gut!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat der
Abgeordnete Rasmus Andresen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Die EU wird nur dann eine
gute Zukunft haben, wenn soziale Teilhabe für alle
gewährleistet wird. In den kommenden Wochen
werden wir über die großen sozialen Themen in der
Europäischen Union noch viel diskutieren.

Das Anliegen unserer Koalition ist es, bei grenz-
überschreitenden Themen in Bezug auf den Ar-
beitsmarkt zu schauen, was für uns vor Ort auch
konkret relevant ist; denn in der Grenzregion wird
die Bedeutung der EU in sozialen Fragen konkret.
Das gilt auch für unser Grenzland. Viele gute An-
sätze sind schon Teil der Debatte gewesen, zum
Beispiel das Projekt StaRForCE, in dem es um die
grenzüberschreitende Berufsausbildung geht. Es hat
auch in der INTERREG-Debatte vor ungefähr ei-
nem Monat eine große Rolle gespielt.

Circa 13.800 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
aus Schleswig-Holstein pendeln täglich nach Däne-
mark. Umgekehrt sind es wesentlich weniger: Circa
651 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus dem

Nachbarland sind bei uns in Arbeit. Unsere beiden
Länder haben sehr unterschiedliche Sozial- und
Steuersysteme. Da kommt es immer wieder zu
Komplikationen; das ist nicht verwunderlich.

Als schleswig-holsteinische Politik haben wir für
unsere Grenzpendlerinnen und Grenzpendler eine
besondere Verantwortung. Wir wollen sicherstellen,
dass Grenzpendlerinnen und Grenzpendler keinen
Nachteil gegenüber Menschen haben, die im selben
Land arbeiten und leben. Darum geht es in dem An-
trag, den wir heute vorgelegt haben.

Seit 2004 berät das Infocenter Grenze in Padborg
sehr erfolgreich und kompetent Grenzpendlerinnen
und Grenzpendler; das wollen wir hier feststellen.
Für die allermeisten Menschen funktioniert das sehr
gut und es gibt keine Probleme. Die Zahlen auf
dem grenzüberschreitenden Arbeitsmarkt sind kon-
stant. Uns wird aber auch gesagt, dass die Probleme
immer komplizierter werden. Das sollte uns zu den-
ken geben. Deshalb ist es wichtig, die Arbeit des
Centers sicherzustellen und die Beratungsstrukturen
auszubauen.

Frau Pauls, dass wir es in der Begründung ein biss-
chen anders formuliert haben als im Antragstext
liegt einfach daran, dass wir gerade nicht wissen,
wie es weitergeht. Wir sagen: Es muss zumindest
sichergestellt sein, dass es weitergeht. Aber wir
wollen die Beratungsstrukturen - darüber herrscht
zwischen uns sicherlich Konsens - gern auch aus-
bauen. Im Ausschuss sollte es darum gehen, wie
wir das gemeinsam erreichen können.

Wir glauben aber, dass es nicht ausreicht, gute Be-
ratungsstrukturen zu haben, sondern dass wir uns
auch die Gesetzgebung noch einmal konkret an-
schauen müssen. Denn keine Gesetzgebung, und sei
sie noch so gut, ist fehlerfrei und lückenlos. Wenn
solche Lücken Menschen in Armut treibt, dann
sollte uns das hier beschäftigen und zu denken ge-
ben. Menschen, die mit Anfang 50 erwerbsunfähig
werden und aufgrund unterschiedlicher Regelungen
zur Erwerbsunfähigkeit in beiden Ländern einen
großen finanziellen Nachteil erleiden, vielleicht so-
gar in Armut rutschen, muss möglichst unbürokra-
tisch und schnell geholfen werden.

In der Theorie - das wird man feststellen - gibt es
oftmals Regelungen. In der Praxis treten aber Fälle
auf, in denen es trotzdem nicht funktioniert. Sich
das näher anzuschauen und mit unterschiedlichen
Menschen aus den Beratungseinrichtungen darüber
zu sprechen - das ist Ziel unseres Antrags. Denn ei-
ner der Grundwerte der Europäischen Union ist die
Freizügigkeit, und das nicht nur für Waren, sondern
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auch für Menschen. Es muss gesichert sein, dass zu
dieser Freizügigkeit auch soziale Sicherheit gehört.

Wenn das nicht funktioniert, haben wir alle eine
Aufgabe.

Das können wir nicht in Schleswig-Holstein bewäl-
tigen. Wir können hier kein Gesetz verabschieden,
das eindeutige Regelungen trifft; das ist uns be-
wusst. Aber wir können - wie bereits in der Vergan-
genheit bei anderen Fragen der deutsch-dänischen
Zusammenarbeit - Motor sein für Entwicklungen. 

Wir können die Themen beispielsweise mit unseren
Kollegen aus dem dänischen Folketing, aus dem dä-
nischen Sozialausschuss besprechen. Wir können
mit unseren Kollegen aus dem Deutschen Bundes-
tag darüber in den Dialog treten. Wir können auch
den Kontakt zu den Sozialversicherungen suchen,
die hier auch eine wichtige und entscheidende Rolle
spielen. Wir wollen das gemeinsam mit dem demo-
kratischen Teil der Opposition tun. Ich sehe Ihren
Antrag als sinnvolle Ergänzung.

Natürlich hatten Sie recht: Die Grenzkontrollen
sind unsinnig. Natürlich müssen die Grenzkontrol-
len wegfallen. Natürlich bringt es nichts, dass an
unserer Grenze am Montag ein symbolischer Wild-
schweinzaun gebaut wird. Das haben wir bereits
mehrfach gemeinsam festgestellt; das noch einmal
festzustellen, schadet nicht. Da haben wir eine gro-
ße Gemeinsamkeit. 

Ich glaube, dass wir in der Ausschussberatung wie-
der zusammenkommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
vereinzelt CDU, FDP und SSW)

Es ist uns sehr wichtig, diese Anträge als Arbeits-
auftrag dem Europaausschuss zu überweisen. Wir
wollen nicht nur einen gemeinsamen Antrag formu-
lieren, sondern wir wollen das Problem auch lösen.
Deswegen sollten wir vielleicht in der nächsten
oder übernächsten Sitzung des Europaausschusses -
und in den Gesprächen mit den verschiedenen Ak-
teuren - versuchen, konkreter zu werden. Das Wich-
tigste ist nicht, den vorliegenden Antrag zu verab-
schieden, sondern die Fragen zu beantworten. Das
können wir im Ausschuss, glaube ich, am besten
gemeinsam tun. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
SSW, vereinzelt CDU und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat der Abgeordne-
te Stephan Holowaty.

Stephan Holowaty [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kollegen! Das vereinte Europa ist gelebte Freiheit.
Für die Bürger der EU ist es ganz selbstverständ-
lich, in dem einen Land leben und in dem anderen
Land arbeiten zu können. Menschen, die in den
Grenzgebieten leben, nutzen diese Möglichkeiten
auf vielfältige Weise. Sie leben beispielsweise in
Flensburg und shoppen und arbeiten in Dänemark -
oder umgekehrt. Eigentlich sollte das die normalste
Sache auf der Welt sein, zumindest in einem verein-
ten Europa. 

Dennoch hat jedes europäische Land bereits vor der
Gründung der EU erkannt, wie wichtig die soziale
Absicherung der Menschen ist. Krankenversiche-
rung und Altersvorsorge sind zwei der wichtigsten
Säulen, die dazu beitragen, dass Menschen in allen
Lebenslagen sicher und würdig leben können.

Jedes Land in Europa hat unterschiedliche Sozial-
versicherungssysteme - und findet diese übrigens
auch gut und Vorteile in ihnen. Waren soziale Si-
cherungssysteme Ausdruck unterschiedlicher Histo-
rie, unterschiedlicher gesellschaftlicher Schwer-
punkte, eines unterschiedlichen Staatsverständnis-
ses, schlicht unterschiedlicher Bedürfnisse, sind sie
leider auch Ausdruck unterschiedlicher Bürokrati-
en.

Für soziale Sicherungssysteme, wie übrigens auch
Steuersysteme, gilt das Territorialprinzip. Das
macht es für einen Grenzgänger nicht einfach; denn
wenn er in dem einen Land lebt und in dem anderen
Land arbeitet, macht es die Anwendung des Territo-
rialprinzips schwierig und wirft für den Einzelnen
in der konkreten Lebenssituation eine Vielzahl von
Fragen auf.

Dabei gibt es tatsächlich gute Informationen und
Beratungsangebote auf beiden Seiten der Grenze.
Abhängig von der individuellen Situation kann es
aber, wie wir wissen, sehr schnell sehr komplex
werden. Einerseits wollen wir insbesondere Dop-
pelbelastungen vermeiden, andererseits wollen wir
auch sicherstellen, dass sich bei der Vielfalt unter-
schiedlicher Leistungen nicht doch plötzlich unge-
plante Lücken im Netz der sozialen Sicherung auf-
tun.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Genau an dieser Stelle setzt der Antrag der Jamai-
ka-Koalition an. Wir wollen im Sinne der Grenz-
pendler einerseits einen genauen Blick auf die Be-
ratungsangebote werfen, schauen, wo es vielleicht
nötig ist, diese noch passgenauer, noch präziser,
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noch abgestimmter zu organisieren; wir wollen an-
dererseits auch die großen Erfahrungen der Bera-
tungsstelle nutzen, um zu schauen, wo es vielleicht
tatsächlich Lücken in der Sozialgesetzgebung oder
in deren Umsetzung gibt und diese gezielt schlie-
ßen.

Ich sehe zwischen dem Antrag der Koalitionsfrakti-
onen und dem Antrag der SPD-Fraktion keinen
spürbaren inhaltlichen Unterschied. Die Anträge
gehen in die gleiche Richtung. Die Anträge haben
die gleiche Zielsetzung. Wir wollen es für die Men-
schen auf beiden Seiten der Grenze einfacher ma-
chen.

(Beifall FDP, vereinzelt CDU, SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In diesem Sinne freut es mich, dass wir hier zu-
nächst keinen inhaltlichen Dissens haben. Genau
das ist die beste Basis dafür, im Europaausschuss
auf Grundlage des Antrags der Jamaika-Koalition
und der SPD-Fraktion eine Initiative für Pendler auf
beiden Seiten der Grenze zu schaffen - unabhängig
davon, ob es einen Wildschweinzaun gibt oder
nicht. Wir wollen das Leben für die Menschen bes-
ser machen. - Vielen Dank.

(Beifall FDP, CDU, vereinzelt SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die AfD-Fraktion hat der Abgeordnete Claus
Schaffer das Wort.

Claus Schaffer [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Verehrte Gäste! Die AfD-Fraktion
sieht mit Blick auf die beiden vorliegenden Anträge
im Grunde keinen großen Handlungsbedarf; das
dürfte Sie nicht überraschen.

Die deutsch-dänische Zusammenarbeit ist in der Tat
eine Erfolgsgeschichte; das will ich gerne voran-
stellen. Das bezieht sich insbesondere auf die
Grenzpendler. Die Grenzpendler, die in Deutsch-
land wohnen und in Dänemark arbeiten, erwirt-
schaften im Durchschnitt jährlich 255 Millionen €.
Hiervon fließen rund 71 Millionen € an Steuern an
den dänischen Staat. Es verbleiben rund 184 Millio-
nen €, die in Deutschland an Kaufkraft zur Verfü-
gung stehen.

Umgekehrt erwirtschaften die in Dänemark wohn-
enden und in Deutschland arbeitenden Grenzpend-
ler immerhin ein Einkommen in Höhe von
41,25 Millionen €. Abzüglich der Sozialversiche-

rungsabgaben und Steuern sorgen sie für einen Ein-
kommenstransfer von rund 23,8 Millionen € nach
Dänemark.

Es gibt sicherlich Verbesserungspotenzial. Das gilt
etwa für die Frage der Sozialversicherung der
Grenzpendler. Das ist hier bereits angesprochen
worden. Diese Probleme sind jedoch in der Ver-
schiedenheit der sozialen Systeme angelegt. Im Ge-
gensatz zu Deutschland ist das Sozialversicherungs-
system in Dänemark nicht beitragsfinanziert, son-
dern steuerfinanziert. Die großen Weichenstellun-
gen sind hier aber bereits seit Langem erfolgt. So
sind zwischenstaatliche Sozialversicherungsabkom-
men durch die EG-Verordnung über soziale Sicher-
heit und die entsprechende Durchführungsverord-
nung ersetzt worden. Die wesentliche Kernaussage
dieser Verordnung ist, dass jeder Bürger in jedem
Mitgliedsstaat der EU die gleichen Rechte und
Pflichten hat und nicht aufgrund seiner Staatsange-
hörigkeit benachteiligt werden darf.

Es gibt aber auch Fälle, in denen beispielsweise
Grenzpendler von ihrer dänische Rente einen Ge-
sundheitsbeitrag abführen müssen und in Deutsch-
land zusätzlich einen Beitrag für die Krankenversi-
cherung zahlen müssen. Verbesserungspotenzial ist
auch hier zu erkennen. Die Beratungen im Sozial-
ausschuss bieten dafür den richtigen Rahmen.

Bei der Beratung der Grenzpendler sehen wir aktu-
ell keinen Handlungsbedarf. Hier wird nicht nur auf
europäischer Ebene über EURES beziehungsweise
das EURES-Portal Beratung und Unterstützung an-
geboten, sondern insbesondere auch über den Ko-
operationspartner von EURES, der ein Informati-
onszentrum in Padborg betreibt.

(Zuruf Rasmus Andresen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Dieses bietet eine umfassende Beratung und Unter-
stützung für Grenzpendler in diversen Städten und
Gemeinden an.

Die Region Sønderjylland-Schleswig und die ent-
sprechenden Städte und Gemeinden auf deutscher
und dänischer Seite sind die Träger des Informati-
onszentrums und übernehmen die dafür anfallenden
Kosten jeweils zur Hälfte, sodass die Finanzierung
gesichert ist.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist mir klar!)

Die im vorliegenden Antrag enthaltene Forderung,
dass sich die Landesregierung in Gesprächen mit
der dänischen Regierung für einen Wegfall der von
dänischer Seite eingeführten Grenzkontrollen ein-
setzen soll, lehnen wir strikt ab.
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Diese Kontrollen sind entgegen der Intention des
Antrags absolut notwendig, denn nach den neuesten
Zahlen der dänischen Reichspolizei sind zwischen
Januar 2016 und Ende Oktober 2018 nicht nur 801
Waffen sichergestellt worden, sondern es wurde
7.000 Personen die Einreise nach Dänemark ver-
weigert. Die Behörden dort werden ihre Gründe da-
für gehabt haben. Der Zustrom von Migranten ist
nach wie vor hoch. Damit steigt auch die Kriminali-
tät und Terrorgefahr.

Wir fordern daher auch auf deutscher Seite die Ein-
führung von Grenzkontrollen zum Nachbarland Dä-
nemark, wie es sie auf deutscher Seite zum Nach-
barland Österreich bereits gibt. Gerade aus Skandi-
navien ist die Zahl der unerlaubten Einreisen über
die Landgrenze, aber auch über den Seeweg nach
Deutschland stark angestiegen. Nach den Zahlen
für 2017 ist ein Anstieg der illegalen Einreisen aus
diesem Raum im Vergleich zum Vorjahr um 35 %
zu verzeichnen. Es handelt sich insbesondere um
Afghanen, Iraker und Syrer, die über die Grenze ge-
kommen sind, um hier Asyl zu suchen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Können Sie mit
dem Mist einmal aufhören?)

Wir reden hierbei über Einreisende aus einem si-
cheren Herkunftsland, welche grundsätzlich keinen
Asylgrund begründen können.

(Zuruf SDP: Das ist Quatsch!)

Solange ein wirksamer Schutz der EU-Außengren-
zen nicht sichergestellt ist, bleibt nach unserer Auf-
fassung der Schutz der Binnengrenzen Aufgabe der
nationalstaatlichen Souveränität. - Meine Damen
und Herren, ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Abgeordneten des SSW erteile ich Frau Jet-
te Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Die Freizügigkeit für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, ein Grundrecht inner-
halb der Europäischen Union und eine ihrer Grund-
festen, wird im Grenzland gelebt, täglich und schon
seit vielen Jahren. Aktuell - das haben wir schon
gehört - überqueren mehr als 14.000 Pendler jeden
Tag die Grenze zwischen Deutschland und Däne-
mark; für manche Pendler ist das eine Übergangs-
phase, bis sie ganz übersiedeln. 

Wie ich immer wieder höre, sind es vor allem die
guten Arbeitsbedingungen, die nach Dänemark lo-
cken: Am Arbeitsplatz sind mehr Autonomie und
freie Entfaltung möglich, der Umgang mit Vorge-
setzten ist entspannter als in Deutschland, und nicht
zuletzt winken bessere Karrierechancen und gute
Weiterbildungsmöglichkeiten. Darum arbeiten viele
deutsche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
gern in Dänemark. 

(Christopher Vogt [FDP]: Ist das so streng
beim SSW? - Zurufe)

- Ja. - Der gemeinsame Arbeitsmarkt ist gelebte Re-
alität, was auch die regelmäßigen Konsultationen
der deutschen und dänischen Arbeitsverwaltung,
der Arbeitgeber und der Gewerkschaften belegen.
Diese Kooperationen - das sei an dieser Stelle kurz
angemerkt - werden sich mit dem Rückzug der Re-
gionen in Dänemark wohl verändern. Ich bin durch-
aus besorgt, dass wir südlich der Grenze viele Din-
ge neuen Akteuren nördlich der Grenze wieder ein-
mal neu erklären müssen. 

Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich die Rolle
der Minderheiten als Brückenbauer hervorheben.
Die wirken als Vorbild. In Deutschland zu leben
und in Dänemark zu arbeiten oder umgekehrt, erle-
ben inzwischen auch viele in der Mehrheitsbevölke-
rung als Bereicherung. 

Aber es gibt auch Probleme. Viele Grenzpendler
haben teilweise finanzielle Einbußen durch die Ar-
beit jenseits der Grenze und müssen sich ihren eige-
nen Weg durch den bürokratischen Dschungel bah-
nen. Manche scheitern in breitbandlosen schleswig-
holsteinischen Dörfern an den Erfordernissen eines
elektronischen Briefkastens, mittels dessen däni-
sche Betriebe und Behörden agieren. Ob Folkepen-
sion oder Urlaubsansprüche, die beiden Länder ha-
ben jeweils andere Voraussetzungen, Anwartschaf-
ten und Regelungen. 

Da können Pendler schon einmal zwischen die
Räder geraten. In diesen Fällen helfen EURES, Re-
gionskontor, Grenzpendlerorganisationen und Ge-
werkschaften. Dort werden die Pendler beraten und
an die zuständigen Stellen verwiesen. Von dort gibt
es auch den Ratschlag, den Arbeitsvertrag vor Un-
terzeichnung erst einmal vorzulegen, damit er an
die Situation des Grenzpendlers angepasst werden
kann. 

Die Beratung funktioniert bereits seit vielen Jahren
beziehungsweise Jahrzehnten. Daher musste ich
erst einmal schauen, ob der Antrag das aktuelle Da-
tum trägt. - Ja, tatsächlich. Dabei hätte er auch lo-
cker schon vor zehn Jahren gleichlautend vorgelegt
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werden können. Die soziale Absicherung ist Reali-
tät; man kann durchaus jenseits der Grenze einen
Arbeitsplatz finden und antreten. Der Systemüber-
tritt hat aber Konsequenzen. Aufgabe der Politik ist
es dabei, die negativen Folgen möglichst gering zu
halten. Um das tun zu können, müssen die Proble-
me der Pendler bekannt sein. 

Die aktuellen Infomaterialien und Broschüren listen
Probleme auf. Dabei muss man manchmal den
Kopf schütteln, dass sie noch nicht behoben sind.
So kostet die Übersetzung von Formularen zur
Riester-Rente die Grenzpendler richtig viel Geld.
Hier könnte eine Verwaltungsvereinbarung schnel-
le, unbürokratische Hilfe schaffen. Die doppelte
Besteuerung von Betriebsrenten oder Probleme für
deutsche Rentner in Dänemark, in der deutschen
Krankenversicherung zu bleiben, sind ebenfalls är-
gerlich, weil unproblematisch lösbar. 

Sie merken: Die allermeisten Probleme entstehen
im Zusammenhang mit Krankenkasse, Steuer oder
Rente. Kompetenzen, diese Probleme dauerhaft zu
beheben, liegen aber nicht unbedingt in Kiel, son-
dern in Brüssel beziehungsweise Straßburg sowie in
Berlin und Kopenhagen. Schleswig-Holstein kann
Urlaubs-, Renten- oder Krankenversicherungsrege-
lungen nicht ändern; da müssen Bundestag oder
Bundesrat ran. 

Das sollten sie auch schleunigst tun, denn wenn Dä-
nemark und Deutschland durch den neuen Feh-
marnbelt-Tunnel noch enger zusammenrücken,
wird auch die Zahl der Pendler steigen. 

(Beifall SSW und FDP)

Dann sollte es sich allemal lohnen, Gesetzeslücken
zu schließen und die Harmonisierung der Sozialre-
gelungen voranzutreiben.

Ich freue mich, dass wir beide Anträge an den Eu-
ropaausschuss überweisen. Ich möchte anregen,
dass wir Peter Hansen aus dem Regionskontor dazu
einladen, damit wir die Probleme benennen und
endlich einmal anpacken. 

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Kay Richert.

Kay Richert [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Wir haben hier viel Richtiges gehört,
auch wenn ich glaube, dass trotz der positiven Re-

debeiträge viele von Ihnen gar nicht ahnen, wie
wertvoll die Grenzpendlerberatung tatsächlich ist.
Sie ist wirklich eine entscheidende Erleichterung
des Alltags in unserer Region. Deshalb ist es rich-
tig, sie zu stärken. 

(Unruhe)

Ich möchte noch zwei Worte verlieren. Bei vielen
guten Dingen wird häufig auch anderes transpor-
tiert. Wir haben hier zum Beispiel gehört, dass Dä-
nemark ein gutes Beispiel dafür sei, wie toll und
zuverlässig eine Bürgerversicherung sei, gleiche
Rechte, gleiche Pflichten. Da muss man natürlich
auch fragen, ob wirklich die gleiche Behandlung
stattfindet. Das ist doch gerade ein Beispiel dafür,
wie es nicht klappen kann. Ich lade Sie gern einmal
nach Flensburg ein. Dort können wir uns einmal an-
gucken, wie viele Mediziner davon leben, dass sich
die vermögenden Dänen bei uns die medizinische
Behandlung kaufen, die sie in ihrem Einheitssystem
nicht bekommen. 

(Beifall FDP und vereinzelt CDU - Zuruf
Dr. Ralf Stegner [SPD])

Hier wurde mehrfach über Grenzkontrollen und da-
rüber gesprochen, dass sie eigentlich nicht erforder-
lich seien. Auch ich halte Grenzkontrollen für ein
unglückliches Symbol, weil sie wenig Auswirkun-
gen haben. Viele Dänen sehen das übrigens ganz
genauso; besonders die Dänen im Grenzland möch-
ten keine Grenzkontrollen haben. 

Herr Schaffer, wenn man sich einmal die Erfolge
anguckt: Ja, es gibt Dinge, die von der Grenzpolizei
festgestellt werden, aber maßgeblich sind doch vor
allem die Hinterlandkontrollen, und die gab es auch
schon vor den Grenzkontrollen. Da hat sich keine
großartige Verbesserung ergeben.

(Claus Schaffer [AfD]: Das sind doch nur
Stichproben!)

Die Grenzkontrollen haben auf den Arbeitsmarkt
allerdings kaum Einfluss. 

Als Abgeordneter des Grenzlandes habe ich eine
große Bitte an dieses Haus in Bezug auf die Bera-
tung im Ausschuss: Wir müssen aufpassen, dass wir
im Umgang mit unseren dänischen Freunden und
Partnern nicht in einen arroganten Ton verfallen
und dort belehrend wirken. Das wird in Dänemark
sehr sensibel wahrgenommen. Damit machen wir
uns auch die Dänen zu Gegnern, die eigentlich auf
unserer Seite stehen. Ich bitte Sie deshalb, das nicht
zu tun. Das steht uns auch deshalb nicht an, weil
wir ein Land sind, das an seiner Südgrenze selbst
Ähnliches macht. Lassen Sie uns kooperativ blei-
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ben und einen arroganten Unterton vermeiden. -
Vielen Dank.

(Vereinzelter Beifall FDP und CDU - Zurufe)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Landesregierung erteile ich der Ministerin
für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und Gleich-
stellung, Dr. Sabine Sütterlin-Waack, das Wort.

Dr. Sabine Sütterlin-Waack, Ministerin für Justiz,
Europa, Verbraucherschutz und Gleichstellung:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
meisten meiner Vorrednerinnen und Vorredner ha-
ben alles Wichtige und Richtige zum Antrag „Bes-
sere soziale Absicherung innerhalb Europas“ ge-
sagt. Ich will nicht der Versuchung erliegen, das
hier alles zu wiederholen, sondern möchte nur so
viel sagen: Die Grenzpendlerberatung macht einen
richtig guten Job. Ich war mehrfach da und konnte
mich davon überzeugen.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Meine Damen und Herren, ja, es gibt Unterschiede
in den Sozialsystemen. Ich kenne den Fall, den Ras-
mus Andresen geschildert hat, sehr gut und habe
mich intensiv damit beschäftigt. Wir können das so
nicht hinnehmen. Insofern ist der Antrag der Koali-
tion gut und richtig. 

Um die Grenzpendlerberatung weiter auszubauen
und zu verbessern, werden wir uns dafür einsetzen,
dass wir den Haushaltsansatz im nächsten Jahr er-
höhen. 

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Ein Aspekt ist schon aufgegriffen worden, ich will
ihn wiederholen: Wenn die feste Fehmarnbelt-Que-
rung kommt, wird der Bedarf an Grenzpendlerbera-
tung wachsen, möglicherweise auch schon während
der Bauphase. Ich glaube, dass wir auf der Arbeit,
die im Infocenter Grænse geleistet wird, aufbauen
können.

In Zeiten von Brexit und antieuropäischen, populis-
tischen Strömungen warne ich davor, allzu schnell
auf Harmonisierung der EU-Ebene - das ist ein
Pferd der 90er-Jahre - zu setzen. Das mag zwar gut
gemeint sein, kann aber schnell nach hinten losge-
hen. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. 

Es ist beantragt worden, den Antrag, Drucksache
19/1165, sowie den Alternativantrag, Drucksache
19/1194, federführend dem Europaausschuss und
mitberatend dem Sozialausschuss zu überweisen.
Wer so beschließen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das
ist somit einstimmig so beschlossen.

Da gerade alle noch so schön dabei sind, rufe ich
den Tagesordnungspunkt 30 auf:

Tätigkeit des Petitionsausschusses in der Zeit
vom 1. Juli 2018 bis 30. September 2018

Bericht des Petitionsausschusses
Drucksache 19/1152

Ich erteile das Wort dem Vorsitzenden des Petiti-
onsausschusses, dem Abgeordneten Hauke Göttsch,
und bitte um Aufmerksamkeit.

(Beifall - Zuruf CDU: Bravo!)

Hauke Göttsch [CDU]:

Vielen Dank für die Vorschusslorbeeren. - Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Als neu gewählter Vorsitzender des Petitionsaus-
schusses stelle ich Ihnen heute den Tätigkeitsbe-
richt des Petitionsausschusses für das 3. Quartal
2018 vor. Vorab gilt mein Dank meiner Vorgängerin
im Amt für ihre in diesem Ausschuss geleistete Ar-
beit.

Nach fast zehnjähriger Mitgliedschaft im Landtag
ist es mir eine Ehre, die sehr bürgernahe Arbeit im
Ausschuss als Vorsitzender aktiv mitzugestalten,
um den Bürgerinnen und Bürgern Hilfe zuteilwer-
den zu lassen. In meinen Augen trägt der Petitions-
ausschuss eine große Verantwortung. Das Petitions-
wesen stellt zudem ein Frühwarninstrument für das
Parlament dar und zeigt, welche Probleme die Bür-
gerinnen und Bürger im Alltag belasten.

(Beifall CDU und Lasse Petersdotter
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Vielen Dank. - Lassen Sie mich kurz etwas zu den
Zahlen des Berichtes ausführen: Im 3. Quartal 2018
hat der Petitionsausschuss 72 neue Petitionen erhal-
ten. Er hat in diesem Zeitraum 74 Petitionen ab-
schließend behandelt. Davon erledigte er 12 Petitio-
nen, also 16,3 %, im Sinne und 16 Petitionen, also
21,6 %, teilweise im Sinne der Petentinnen und Pe-
tenten. 42 Petitionen, also 56,8 %, konnte er nicht
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zum Erfolg verhelfen. Drei Petitionen sind im Lau-
fe des Verfahrens zurückgezogen worden, und eine
Petition hat sich anderweitig erledigt.

Der Ausschuss hat ferner am 3. Juli 2018 eine An-
hörung der Direktorin des Dienstleistungszentrums
Personal durchgeführt. Im Wege der Selbstbefas-
sung hat der Ausschuss zudem die in verschiedenen
Petitionsverfahren an ihn herangetragenen Anliegen
zum Anlass genommen, sich mit den Haft- und Ar-
beitsbedingungen in den Strafvollzugsanstalten
Schleswig-Holsteins auseinanderzusetzen. Vor die-
sem Hintergrund ist am 20. August 2018 eine Dele-
gation des Petitionsausschusses in die JVA Lübeck
gereist, um sich vor Ort ein Bild von der Situation
in dieser Justizvollzugsanstalt zu machen. Die The-
menbereiche, die der Ausschuss anlässlich des Vor-
Ort-Termins für klärungsbedürftig erachtet hat, sind
letztes Jahr in einer Gesprächsrunde mit dem Justiz-
ministerium vertieft worden. Weitere Besuche in
anderen Justizvollzugsanstalten des Landes werden
in diesem Jahr folgen - der nächste im Februar.

Die vielfältige und konstruktive Arbeit des Petiti-
onsausschusses möchte ich anhand eines Falles ver-
deutlichen, in dem ein Petent eine unzureichende
Absicherung der Mitglieder der Freiwilligen Feuer-
wehr bei Arbeitsunfällen beklagt. Das Sozialminis-
terium hat den Ausschuss unterrichtet, dass die Ab-
sicherung der Feuerwehrangehörigen bei Arbeits-
unfällen im Feuerwehrdienst über Leistungen nach
dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch durch die
Mehrleistung der Hanseatischen Feuerwehrunfall-
kasse Nord ergänzt wird. Das bedeute, dass Feuer-
wehrangehörige, die einen Arbeitsunfall erleiden,
mit allen geeigneten Mitteln medizinisch versorgt
und rehabilitiert würden und zudem Geldleistungen
erhielten. Der Ausschuss hat das Innenministerium
gebeten, die Gemeinden, Kreise und Städte über
den Nutzen der Einrichtung eines Solidarfonds zu
informieren, der auch in Einzelfällen unbürokra-
tisch aktiv werden kann.

Ich möchte hier die Gelegenheit nutzen, mich ganz
herzlich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
des Petitionsausschussbüros für ihre tolle Arbeit
und Unterstützung zu bedanken. - Hier darf gern
geklatscht werden.

(Beifall)

Abschließend bitte ich Sie, von der Erledigung der
Petitionen aus dem 3. Quartal 2018 Kenntnis zu
nehmen und die Erledigung der Petitionen zu bestä-
tigen. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Gibt es Wort-
meldungen zu dem Bericht? - Ich sehe, das ist nicht
Fall.

Der Ausschuss empfiehlt den Bericht, Drucksache
19/1152, zur Kenntnis zu nehmen und die Erledi-
gung der Petitionen zu bestätigen. Wer der Aus-
schussempfehlung folgen und so beschließen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Das ist damit einstimmig
so beschlossen.

Ich unterbreche die heutige Sitzung für eine Stunde
bis 14 Uhr.

(Unterbrechung von 12:55 bis 14:01 Uhr)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich eröff-
ne die Sitzung wieder.

Bevor wir in den nächsten Tagesordnungspunkt ein-
steigen, eine geschäftsleitende Bemerkung: Die Ab-
geordnete Dr. Marret Bohn hat nach § 47 Absatz 2
der Geschäftsordnung mitgeteilt, dass sie an der
Teilnahme der heutigen Nachmittagssitzung verhin-
dert ist.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 7:

Landesprogramm zum Schutz der Böden und
zur Minderung des Flächenverbrauchs

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/1010

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete
Heiner Rickers.

(Zurufe)

Heiner Rickers [CDU]:

Ich habe auch damit gerechnet, dass zuerst die Be-
richterstattung der Landesregierung kommt, aber
dann kommt die Berichterstattung jetzt eben von
mir.

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen! Heute geht es um den Bodenschutz.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Sehr gut!)

- Sehr gutes Thema. Das ist auch ein sehr spannen-
des Thema. Es handelt sich gerade auch für Schles-
wig-Holstein um ein sehr wichtiges Thema. Denn
wir beschäftigen uns mit einem Bodenschutzpro-
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gramm aus dem Jahr 1997, das bis heute noch nicht
fortgeschrieben worden ist.

Sie alle werden wissen, warum wir Boden „Mutter-
boden“ oder Erde „Muttererde“ nennen: weil am
Ende natürlich von dem Oberboden, von der Mut-
tererde, von der schwarzen Erde, alles Leben aus-
geht. Das gilt nicht nur für unsere Ernährung, son-
dern das gilt natürlich auch für den Naturschutz,
den Gewässerschutz, für die Filterfunktion des Bo-
dens und natürlich auch für Boden als Lebensraum.
Deshalb sind wir alle gefordert, diesen Boden mög-
lichst nachhaltig nicht nur zu bewirtschaften, son-
dern ihn auch im Verbrauch zu schonen und nicht
mehr Fläche, als wir in der Gesellschaft unbedingt
benötigen, in Anspruch zu nehmen.

Auf der Grünen Woche - auch das will ich hier
nicht unerwähnt lassen - geht es natürlich vornehm-
lich um Ernährung und Landwirtschaft. Mir blieb
dieses Jahr bei der Rede von unserem Bauernpräsi-
denten, Werner Schwarz, im Gedächtnis, dass auch
er davon sprach, dass der wichtigste Bodenschatz
der Welt eigentlich diese 30 cm Mutterboden oder
Ackerkrume auf unseren Böden darstellen, weil - da
wiederhole ich mich - vom Mutterboden alles Le-
ben ausgehe.

Es gibt also das Bodenschutzprogramm von 1997.
Dort sind die Ziele festgeschrieben, die wir beim
Bodenschutz erreichen wollen, also die Bodenvor-
sorge, die Reduzierung von Flächeninanspruchnah-
me, Sanierung von Altlasten, von bebauten Flä-
chen, die mit Altlasten belastet sind, und so weiter.
Da wird auch von den Zielen gesprochen: Wir wol-
len sparsam ausweisen, wenn wir bauen; wir sollen
in der Bebauung mehr konzentrieren; wir sollen
Altflächen sanieren, den ÖPNV fördern und letzt-
lich Fläche einsparen. Das alles sind gute Ansätze,
diese sind aber seit 1997 nicht fortgeschrieben wor-
den.

Was hat sich bei uns verändert, auch bei uns in
Schleswig-Holstein? - Das ist die Kernaussage, die
ich Ihnen hier heute mit auf den Weg geben möch-
te: Die Versiegelung oder der Wegfall landwirt-
schaftlicher Nutzfläche hat in den letzten 25 Jahren
extrem zugenommen. Da muss man sich bei uns in
der Gesellschaft berechtigt fragen, ob das eine rich-
tige Entwicklung ist. Wir werden aufgrund des de-
mografischen Wandels bei uns nicht mehr Men-
schen, wir bräuchten also theoretisch auch nicht
mehr Fläche, die wir versiegeln und nicht mehr als
Acker und Naturfläche nutzen. Aber nach wie vor
werden in großem Ausmaß Flächen aus der Nut-
zung als Natur- oder Ackerboden genommen.

Dazu möchte ich Ihnen eine aus meiner Sicht deut-
liche Zahl nennen, die uns vor Augen führt, wie es
um diesen Flächenfraß und die Inanspruchnahme
dieser wertvollen Böden steht: Von 1999 bis 2017
sind insgesamt 34.000 ha - 34.000 ha! - landwirt-
schaftliche Nutzfläche in Schleswig-Holstein verlo-
rengegangen. Wir haben nur knapp 1 Million ha
Nutzfläche insgesamt. 1999 lagen wir bei 1,06 Mil-
lionen ha, heute liegen wir nur noch bei 960.000 ha
landwirtschaftlicher Nutzfläche. Diese Fläche ist
nicht nur der Landwirtschaft verlorengegangen,
sondern natürlich auch dem Naturhaushalt.

Damit Sie wissen, wie viel das täglich für Schles-
wig-Holstein ausmacht, möchte ich Ihnen hier noch
eine Zahl nennen, damit sich das jeder vorstellen
kann: 5 ha an Verlust landwirtschaftlicher Nutzflä-
che täglich seit dem Jahr 1999 bis zum Jahr 2017.
5 ha täglich entsprechen der Größe von zehn Fuß-
ballfeldern. Da wird jedem bewusst, dass wir hier
ein Problem haben, das wir politisch gemeinsam
angehen müssen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Ich freue mich ganz besonders, dass es uns in der
Jamaika-Koalition gelungen ist, mit diesem Antrag
ein Landesprogramm zum Schutz der Böden und
zur Minderung des Flächenverbrauchs fortzuführen
und neu auf den Weg zu bringen. Sie werden gele-
sen haben, dass wir in etlichen Unterpunkten auch
schon konkrete Vorschläge aufgeführt haben, wie
wir diesen Flächenfraß, die Flächeninanspruchnah-
me, reduzieren können.

Mir persönlich und der CDU-Fraktion gefallen da
insbesondere drei von sieben Punkten: Das ist zum
Beispiel die Erhebung des Brachflächenbestandes
im Innenbereich mittels eines Brachflächen-, Bau-
lücken- und Abrisskatasters. Was soll das bewir-
ken? - Das soll bewirken, dass man weiß, wo man
abreißen und neu bauen kann, sodass man nicht
wieder die grüne Wiese dafür in Anspruch nehmen
muss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU, FDP und SSW)

Das Zweite ist: Wir müssen Möglichkeiten zur Ent-
siegelung von Flächen und zum Rückbau sowie zur
Renaturierung aufgelassener Verkehrsflächen schaf-
fen. Das heißt, wir müssen die vorhandenen Stand-
orte nutzen, oder, wenn wir sie nicht mehr nutzen,
wieder der Natur oder auch der landwirtschaftli-
chen Nutzfläche zuführen. Wir dürfen nicht einfach
grüne Wiese in Anspruch nehmen, sondern können
das nutzen, was wir schon haben.
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Das Dritte wäre die Nutzung von Ersatz- und Aus-
gleichsgeldern - ganz wichtig! - für die Revitalisie-
rung von Industriebrachen und nicht mehr benötig-
ten Verkehrsflächen. Auch das würde dazu beitra-
gen, dass wir am Ende nicht auf der grünen Wiese
bauen, sondern wieder dort aufbauen, wo wir heute
schon Altbestand haben, wo sich der Abriss aber
ohne die Gelder vielleicht nicht lohnt, weil der
Neubau auf grüner Wiese im ländlichen Raum in
der Regel billiger ist.

Wenn wir diese Ziele gemeinsam verfolgen, dann
sind wir in Jamaika auf einem guten Weg. Wir wer-
den dabei aber natürlich die Infrastrukturmaßnah-
men und das Wirtschaftswachstum nicht aus den
Augen verlieren. Insofern ist das ein ganz hervor-
ragender Antrag. Stimmen Sie ihm bitte so zu, stel-
len wir ein neues Programm auf. - Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Das Wort für die
SPD-Fraktion hat die Abgeordnete Kirsten Eick-
hoff-Weber.

Kirsten Eickhoff-Weber [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Auf
der aktuellen Homepage des MELUND ist das
Wichtigste zum Thema Bodenschutz gut und richtig
zusammengefasst. Das Ministerium kommt zu dem
Ergebnis:

„Das im September 1997 vom Schleswig-
Holsteinischen Landtag verabschiedete Bo-
denschutzprogramm besitzt in seinen pro-
grammatischen Aussagen immer noch Aktu-
alität.“

Die Bedeutung des Bodenschutzes hat in Schles-
wig-Holstein Tradition. Das erste Bodenschutzpro-
gramm wurde hier im Landtag beschlossen, bevor
es ein Bundesbodenschutzgesetz gab. Das kam erst
im März 1998, unser Landesbodenschutzgesetz ist
von März 2002. Wir wissen also, Schleswig-Hol-
stein kümmert sich schon lange um die Böden.

Wenn wir uns an 2015 erinnern, das Jahr, das die
Vereinten Nationen zum Jahr des Bodens erklärt
hatten, dann erinnern wir uns auch an vielfältige
Aktionen, Informationsveranstaltungen, und Minis-
ter Habeck hat sogar in der Hauptstadtvertretung
Schleswig-Holsteins einen Abend dazu veranstaltet.
Der Minister betonte damals:

„Der Bodenschutz hat in unserer politischen
und täglichen Arbeit einen hohen Stellen-
wert. Wir werden ihn aber auch den neuen
Herausforderungen anpassen.“

Da Minister Habeck dazu offensichtlich nicht mehr
gekommen ist, ist es richtig, dass Sie jetzt die Aktu-
alisierung des Bodenschutzprogramms auf den Weg
bringen, und Ihre Begründung, die Sie in den An-
trag geschrieben haben, teilen wir voll und ganz.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Befremdlich ist allerdings der bunte Strauß an
Wünschen, den Sie in Ihrem Antrag dem Boden-
schutz mitgeben. Das ist fast ein Omnibusverfahren
für Landesprogramme. Der Bodenschutz ist eindeu-
tig im MELUND angesiedelt. Ihre Hauptforderung
für die Minderung des Flächenverbrauchs allerdings
lässt sich nur im Innenministerium erfüllen. Aber
das Innenministerium hat mit einer Vorabregelung
zum neuen Landesentwicklungsplan gerade erst die
bisherige Bau-Obergrenze deutlich angehoben. Das
bedeutet einen Anstieg des Flächenverbrauchs. Da-
gegen sind nicht nur die Naturschutzverbände
Sturm gelaufen. Die Innenstaatsekretärin hält das
alles nicht für dramatisch. Sie wird nach einem
Pressegespräch am 19. Dezember 2018 - ich zitiere
mit Erlaubnis des Präsidenten - zitiert mit: Die Re-
duzierung des Flächenverbrauchs ist nur ein Grund-
satz, aber kein Ziel.

Da müssen wir uns doch fragen: Welchen Wert ha-
ben bei Jamaika eigentlich Grundsätze, wenn da-
raus nicht Ziele abgeleitet werden?

(Beifall SPD)

Ich befürchte, dass die Sorgen - die hat der Kollege
Rickers gerade eindrücklich geschildert -, die Sie
mit diesem Antrag zum Ausdruck bringen, mehr als
berechtigt sind. Flächenschutz ist für die Landes-
planung in Schleswig-Holstein nur ein Grundsatz,
aber kein Ziel. Da helfen ihre Prüfaufträge nun
wirklich überhaupt nicht weiter. Das ist weiße Sal-
be, und das wissen Sie.

Die Erhebung des Brachflächenbestands im Innen-
bereich hört sich gut an. Aber wie dürfen wir uns
das vorstellen? Macht das das Land? Machen das
die Kommunen? Wer bezahlt das? Haben Sie dafür
Fördermittel im Haushalt bereitgestellt?

Die Konzentration von Förderung auf die Innen-
raumverdichtung ist auch so ein Schlagwort. Das
klingt auf den ersten Blick richtig gut, darf aber
keine falschen Anreize setzen, denn sie führen da-
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zu, dass Kleingärten, Grünanlagen und Flächen für
das Gemeinwohl als Erstes bebaut werden.

(Beifall SPD - Sandra Redmann [SPD]: Ge-
nau!)

Was Sie vorschlagen, ist absolut richtig. Es ist aber
ein mühsames Geschäft. Schauen wir einmal nach
Nordrhein-Westfalen. Da hat beispielsweise das
Land den Kommunen für den Aufkauf von Schrott-
immobilien richtig viel Geld bereitgestellt, damit
dieses Problem angegangen werden kann. Also, nur
Prüfaufträge und fromme Wünsche helfen nicht
weiter.

Die Nutzung von Ersatzgeldern für die Revitalisie-
rung von Industriebrachen - ist das jetzt der Ab-
schied vom Verursacherprinzip?

Ich bin gespannt, wie Sie all diese dicken Knoten
auflösen wollen. Für mich klingt da alles reichlich
unausgegoren. Wie schon gesagt: Ich bin gespannt.

Die Reduzierung des Flächenverbrauchs ist eine
große Herausforderung. Das muss angesichts von
Klimawandel, Wohnungsmangel und notwendigen
Infrastrukturprojekten mit klugen Konzepten und
ehrgeizigen Planungen gemeinsam mit den Kom-
munen angegangen werden. Herumexperimentieren
unter dem eigenen Kirchturm reicht da nicht mehr.
Hier müssen konsequent Erkenntnisse, Wissen und
Erfahrungen über die Gemeindegrenzen hinweg zu-
sammenwirken. Wir brauchen Raum und Orte für
nachhaltige Entwicklung.

Wir brauchen Platz für die Innenentwicklung der
Dörfer, für mutige Sanierungen der Siedlungsgebie-
te der Nachkriegszeit, für Lebensqualität in den
Städten. Dafür brauchen wir kompetente Beratung,
Förderprogramme, unterstützende Regelungen ins-
besondere aus dem Innenministerium. Mit Prüfauf-
trägen kommen wir da nicht weiter.

Wir als SPD - darauf können Sie sich verlassen -
haben Grundsätze. Daraus leiten wir unsere Ziele
ab. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Das Wort für BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat die Abgeordnete Marlies Fritzen.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, wir
haben seit vielen Jahren Bodenschutzprogramme,
und trotzdem ist Boden nicht so in der öffentlichen

Wahrnehmung, wie dies zum Beispiel beim Wasser-
schutz oder beim Verlust der Artenvielfalt der Fall
ist. Böden sind etwas, das wir irgendwie für selbst-
verständlich nehmen. Trotzdem sind sie ganz sensi-
bel und bedroht.

Es ist mehrfach darauf hingewiesen worden: Sie
sind auch durch verschiedene Ursachen sehr be-
droht. Sie sind eine sehr dünne, empfindliche
Schicht unserer Erdkruste, die sich über Jahrtausen-
de gebildet hat und die für uns alle die Lebens-
grundlage darstellt, für Pflanzen, für Tiere, aber
auch für uns Menschen. Wir müssen sie schützen,
damit wir unsere Welt, unsere Lebensgrundlage un-
seren Kindern und Kindeskindern erhalten, denn
Böden sind praktisch nicht vermehrbar.

(Beifall Heiner Rickers [CDU])

Es ist vielfältig darauf hingewiesen worden, wel-
chen verschiedenen Belastungen unsere Böden aus-
gesetzt sind. Deshalb geht die Diskussion um Bo-
denschutz gern ein bisschen durcheinander. Es gibt
Wind- und Wassererosion, die durch den Klima-
wandel vermutlich noch stark zunehmen werden,
die unsere Böden bedrohen. Es sind Schadstoffein-
träge, die die Fruchtbarkeit vermindern und über
Jahrzehnte möglicherweise unmöglich machen. Am
Ende ist es auch der Flächenverbrauch für Straßen
und Siedlungen.

Wir Grüne haben uns 2012 auf den Weg gemacht
und ein Gutachten in Auftrag gegeben. Gerade wur-
den Zahlen genannt. Ich kann sie durch das Gutach-
ten unterfüttern. Im Zeitraum von 1960 bis 2009,
also in nur 50 Jahren, sind rund 100.000 ha land-
wirtschaftliche Fläche in Schleswig-Holstein verlo-
rengegangen. Das sind 8 % der gesamten Fläche.
Im gleichen Zeitraum nahmen die Siedlungsflächen
um knapp 70.000 ha zu, die Verkehrsflächen um et-
wa 14.000 ha.

Der Flächenverbrauch 2012 betrug noch etwa 4 ha
pro Tag. Heute sind 2,7 ha. Das ist ein kleiner Fort-
schritt, aber er ist immer noch viel zu gering. Die
Umrechnung in Fußballfelder ist beliebt. Meine
Umrechnung lautet wie folgt: Rund 3 ha am Tag
sind 1.400 Fußballfelder im Jahr.

Die Bundesregierung - nicht nur die derzeitige - hat
schon seit Langem das Ziel, den Verbrauch auf
30 ha am Tag zu begrenzen. Sie verfehlt dieses Ziel,
wie viele Bundesregierungen vor ihr dieses Ziel
verfehlt haben. Weil man das Ziel verfehlt, sagt
man, die Zielerfüllung ist nicht mehr 2010 - das
war die ursprüngliche Vorstellung -, sondern wir
gehen in das Jahr 2030. Wir kennen das auch aus
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der Debatte im Umgang mit dem Klimawandel und
den Lösungen, diesen zu bremsen.

Es ist schwierig, dieses Ziel zu erreichen. Der Lan-
desentwicklungsplan ist angesprochen worden. Er
zeigt, wie schwierig das ist. Wir brauchen mehr
Wohnraum. Darüber führen wir muntere Debatten.
Das stimmt auch. Wir sind uns darüber einig. Zu
diesem Wohnraum müssen auch Straßen führen.
Wenn wir mehr Menschen haben, brauchen wir
mehr Kitas und Schulen, die gebaut werden. Sport-
stätten sollen gebaut werden. Auch Windenergiean-
lagen benötigen letztlich einen festen Untergrund.
Es sieht danach aus, als wäre es die Quadratur des
Kreises, die zu lösen ist. Das ist sie aus meiner
Sicht auch.

Wir zeigen dieses Problem mit unserem Koalitions-
vertrag auf. Wir sind uns im Bereich Umwelt und
Agrar einig gewesen, dass wir den Flächenver-
brauch drastisch zugunsten nicht versiegelter Flä-
chen reduzieren müssen. In dem Bereich Wirt-
schaft, Verkehr, Siedlungsentwicklung liest sich die
gleiche Thematik schon ein bisschen anders. Das ist
ein großes Problem. Es ist auch nicht einfach so
vom Tisch zu wischen. Das ist uns klar.

Klar muss auch sein: Wir haben keinen Planeten B.
Boden und Fläche sind endliche Ressourcen, die
nicht vermehrbar sind. Deshalb ist es wichtig, dass
wir Konzepte entwickeln. Deshalb ist es auch wich-
tig, dass wir einen Prüfauftrag auf den Weg brin-
gen, um einmal ressortübergreifend aus den jeweili-
gen Perspektiven aufzuschreiben, wie der Status ist
und welche Lösungsansätze es gibt.

Zur Frage Innenentwicklung vor Außenentwick-
lung: Ja, es ist wohlfeil gesagt. Aber wir wissen,
dass wir im Zuge des Klimawechsels in manchen
Situationen, insbesondere in Städten, Grünzüge
brauchen. Das ist ein ganz winziger Aspekt von
dem, worüber wir hier diskutieren. So einfach ist es
eben nicht. Da haben Sie völlig Recht. Da gebe ich
Ihnen völlig Recht.

(Zuruf SPD)

- Ich unterstütze das. Ich bestätige das. Das ist ge-
nau der Punkt. Es ist nicht so einfach, wie man das
gemeinhin denken könnte, die grüne Wiese zu
schützen, indem wir innen immer mehr verdichten.
Das hat seine Endlichkeit. Deshalb finde ich es
wichtig, dass wir diesen Prüfauftrag geben, um über
den Tellerrand hinauszuschauen, um zu schauen,
welche neuen technischen Möglichkeiten es gibt,
aber auch, welche vielleicht intelligentere Planun-
gen wir machen können, damit wir in der Tat am

Ende weniger Fläche versiegeln. Das genau ist der
Punkt.

(Vereinzelter Beifall CDU und Beifall Bernd
Voß [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich glaube auch nicht, dass es einfach wird. Ich bin
weit entfernt davon, zu glauben, dass wir uns, falls
wir Maßnahmenkataloge entwickeln, hier im Haus
einigen können. Das meine ich faktionsübergrei-
fend und nicht nur im Rahmen von Jamaika. Das ist
nämlich keineswegs trivial.

Wir müssen uns darüber hinaus um Altlasten küm-
mern. Das ist auch gesagt worden. Man muss auch
Steuerungsinstrumente neu anschauen. In Bayern
gibt es Ideen dazu, wie ich weiß. Gerade ist schon
über die Frage gesprochen worden - ich sehe, ich
muss aufhören; ich bitte, diesen letzten Satz noch
sagen zu dürfen -, wie man Kommunen in ihrer Pla-
nung dazu bekommt, die grüne Wiese zu verscho-
nen. Auch das könnte man zum Beispiel mit einem
Instrument, das zunächst einmal gar nicht mit Flä-
chenplanung zu tun hat, aber mit Finanzen, tun, in-
dem man etwa über den kommunalen Finanzaus-
gleich Anreize schafft. Diese Dinge zusammenzu-
binden, ist die große Aufgabe.

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Frau Kollegin!

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Es wäre schön, wenn wir diesen Weg erst einmal
gemeinsam gingen und dann darüber stritten, wel-
ches die besten Maßnahmen sind. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Das Wort für die FDP-Fraktion hat
der Abgeordnete Dennys Bornhöft.

Dennys Bornhöft [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Boden, Erde oder Grundfläche sind
rare Ressourcen, rar, weil man außerhalb von Land-
gewinnungen an den Küsten kaum Boden mehren
kann. Darüber hinaus ist Boden nur begrenzt belast-
bar. Die Oberfläche hat mehrere, enorm wichtige
biologische Funktionen. Der Boden sichert Ernäh-
rung, er nimmt Wasser auf, er speichert es, er filtert
Verunreinigungen. Er ist vielfältiger Lebensraum
sowohl für Flora als auch für Fauna, und Boden be-
einflusst auch positiv das Klima. Ferner beherbergt
die Ressource Boden selbst noch weitere Ressour-
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cen. Spätestens bei Starkregenereignissen wird je-
dem - auch in der Stadt - klar, wie wichtig offene
Flächen sind und welche Konsequenzen versiegelte
Flächen selbst bei guter Dränage haben:

(Beifall FDP)

Überflutungen, unter Wasser stehende Keller und
Tiefgaragen sowie hochgehende Gullydeckel, wie
man das in der Kieler Legienstraße häufiger sehen
kann. Zwischen wirtschaftlicher Entwicklung, Mo-
dernisierung der Infrastruktur und ökologischer
Ausgleichsfunktion muss es einen sachgerechten
Interessenausgleich geben. Genau dieser Ausgleich
zwischen Ökonomie und Ökologie ist es, den wir
mit dieser Vorlage erreichen wollen.

(Beifall FDP)

Seit Ende der 90er-Jahre arbeitet das Land mit ei-
nem Bodenschutzprogramm, welches wir mit den
drei folgenden Tätigkeitsfeldern fortschreiben wol-
len: Abbau von Altlasten, vorsorgender Boden-
schutz und Reduzierung der Inanspruchnahme von
Flächen. Mit der Fortschreibung wollen wir die un-
terschiedlichen Nutzungsansprüche berücksichti-
gen, sowohl von Menschen als auch Natur. Diverse
Maßnahmen, die wir für den Klimaschutz dringend
brauchen - das hat Frau Fritzen gerade schon er-
wähnt -, wie zum Beispiel weitere Windkraftanla-
gen oder insbesondere der Ausbau von Stromnetzen
oder Energiespeicher, nehmen Boden beziehungs-
weise Flächen in Anspruch.

Wiederkehrend laufen wir hier in Zielkonflikte. So
werden wir auch zukünftig Flächen für den Ver-
kehrsausbau und für die Gewerbe- oder Industriean-
siedlung dringend benötigen. Eine ämterübergrei-
fende Flächenentwicklung reduziert etwaiges Insel-
denken einzelner Kommunen und sorgt dafür, dass
der Zuwachs an versiegelten Flächen geringer aus-
fallen kann.

Die Wohnungsknappheit, die wir beispielsweise in
einigen Ballungsräumen, wie den kreisfreien Städ-
ten oder am Hamburger Rand, haben, sollten wir in
erster Linie über das Recycling bestehender Flä-
chen beheben. Das heißt zum Beispiel: Aufstocken
um weitere Etagen, Ausbau von Dachstühlen oder
Abriss von Industriebrachen und Ähnliches.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

- Genau, Frau Raudies. - Sand und Kies sind eine
enorm wichtige Ressource für die Bauwirtschaft,
unter anderem für die Betonherstellung. Da Wüs-
tensand aufgrund seiner Beschaffenheit leider im-
mer noch nicht für den Betonbau nutzbar ist, sind
wir weiterhin auf Kiesabbau in Deutschland ange-

wiesen. Das ist bei der Landesplanung entspre-
chend zu berücksichtigen.

Warum hebe ich diese Punkte so hervor? In einer
funktionierenden sozialen Marktwirtschaft wird
volkswirtschaftlicher Erfolg dauerhaft benötigt, vor
allem auch, um soziale Leistungen zu sichern.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Ein Nullwachstum lehnen wir als Freie Demokraten
ab.

(Beifall FDP)

Die Idee, dass ein Hektar nur dann neu genutzt wer-
den kann, wenn am anderen Ende eins zu eins ein
Hektar entsiegelt wird, sehen wir kritisch; denn das
käme faktisch einem Infrastrukturmoratorium
gleich und nähme uns Zukunftschancen in unserem
Land und für die Menschen.

(Beifall FDP - Zuruf Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Nein, Frau von Kalben, im Koalitionsvertrag steht
es nicht drin. Es steht momentan im Entwurf des
Landesentwicklungsplans.

Eine statische Obergrenze ist das, worüber wir wei-
ter diskutieren müssen. Die Flächennutzung muss
mit Maß und natürlich reduziert erfolgen. Was die
Nachverdichtung und das Brachflächenrecycling
angeht, so kennt jeder sicherlich irgendeine Ge-
meinde, in dem im Innen- oder im Außenbereich al-
te ungenutzte Höfe stehen. Industriebrachen haben
wir auch. Die sollten wir zuerst angehen; denn wir
müssen dauerhaft in der Lage sein, Stromleitungen
zu ziehen, Mehrfamilienhäuser zu bauen, Schienen
zu legen und andere Verkehrswege zu schaffen.

(Beifall FDP)

Generationengerechtigkeit heißt, unseren Kindern
und Enkeln eine intakte Umwelt zu übergeben. Ge-
nerationengerechtigkeit heißt aber auch, ihnen eine
funktionierende Infrastruktur und Wohnraum zu
bieten.

(Beifall FDP)

Das eröffnet Chancen und ist wesentlich für ein
selbstbestimmtes Leben. Das ist das, was wir zuei-
nander bringen müssen. Über die Quadratur des
Kreises - das ist das, Frau Fritzen, was Sie schon
angesprochen haben - müssen wir weiter reden. Es
geht ja darum, dass wir diese beiden Dimensionen
zueinander bringen müssen.

(Beifall FDP)
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Ein Aspekt allein, weder der wirtschaftliche noch
der Umweltaspekt, wird es sein können. Wir müs-
sen das miteinander in Einklang bringen.

Zu Altlasten wurde schon etwas gesagt. Da sind wir
an Land auch nicht schlecht davor. Deutlich mehr
Sorgen machen mir die Altlasten, gerade aus dem
Zweiten Weltkrieg, auf dem Meeresgrund. Dort gibt
es noch einiges zu beheben.

Ich freue mich auf die weitere Diskussion und die
Ideenfindung, bei der es darum geht, wie wir das im
Koalitionsvertrag festgelegte Ziel der sparsamen In-
anspruchnahme des Bodens und der deutlichen
Senkung des Flächenverbrauchs - darauf haben wir
uns im Koalitionsvertrag geeinigt - unter Berück-
sichtigung der genannten unterschiedlichen Nut-
zungsansprüche in diesem Land erreichen können. -
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Das Wort für die AfD-Fraktion hat der Abgeordnete
Jörg Nobis.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Gäste!

(Unruhe)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Entschuldigen Sie, Herr Nobis; warten Sie mal
kurz. - Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, es
ist jetzt schon bei einigen Rednerinnen und Red-
nern in letzter Zeit vorgekommen, dass der Ge-
räuschpegel deutlich angestiegen ist. Das mag am
Freitagnachmittag liegen, aber jetzt hat der Abge-
ordnete Nobis das Wort.

Jörg Nobis [AfD]:

Danke. - Kaum kündigt die Landesregierung an,
dass ganz Schleswig-Holstein ein weiteres Jahr auf
die wirklich dringend benötigte Regionalplanung
warten muss, sitzen wir hier zusammen und beraten
über die Erneuerung des Landesprogramms Flä-
chenplanung und Bodenschutz. Es ist doch eine
Binsenweisheit, dass Versiegelungen des Bodens
am besten vermieden werden können, wenn Bauflä-
chen für Siedlungen und auch Gewerbeflächen mit
Bedacht ausgewiesen werden. Der Wildwuchs von
Windrädern in den 90er-Jahren hat uns eindrucks-
voll vor Augen geführt, wie sich die Landschaft oh-
ne eine bestehende Raumordnungsplanung entwi-
ckelt.

Ohne Regionalplanung aber lässt die Landesregie-
rung die Städte und Kommunen im Ungewissen.
Der Reformstau der sich gegenseitig blockierenden
Jamaika-Koalitionäre bringt unser Land an den
Rand des Stillstands. Auch unsere Böden bedürfen
dringend nicht nur einer fortgeschriebenen Planung,
nein, sie verlangen geradezu auch nach einer Um-
setzung der Programminhalte.

Die Verabschiedung des Bodenschutzprogramms in
Schleswig-Holstein ist lange her. Dennoch war im
Jahre 1993 schon bekannt, dass bei einer Verdich-
tung von Böden, insbesondere bei landwirtschaftli-
chen Nutzflächen, eine weniger intensive Bewirt-
schaftung mit möglichst leichtem Bearbeitungsge-
rät zu erfolgen habe. In der Zwischenzeit hat dann
auch noch die mittlerweile grandios gescheiterte
Energiewende ihre Spuren hinterlassen. Die Ener-
giewende wird ja eher selten mit Böden in Verbin-
dung gebracht. Aber es ist eben auch der intensive
Anbau von Mais, der die Grünlandflächen in
Schleswig-Holstein verdrängt hat und in der Konse-
quenz die Böden weiter verdichtet.

Was nutzt also die Fortschreibung des Boden-
schutzprogramms, wenn Jamaika nicht nach den ei-
genen Vorsätzen lebt? Das Programm, meine Da-
men und Herren, wäre das Papier nämlich nicht
wert, auf dem es geschrieben steht.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So wie Ihre Rede!)

Natürlich soll das nicht heißen, dass wir kein aktua-
lisiertes Bodenschutzprogramm brauchen. Ganz im
Gegenteil: Die Flächenkonkurrenzen sind größer
denn je. Ein Anhaltspunkt ist unsere Forstfläche,
die in den letzten 30 Jahren pro Dekade um nur 1 %
Landesflächenanteil auf nunmehr 12 % steigen
konnte. Im Vergleich der Bundesländer liegt Schles-
wig-Holstein damit immer noch weit hinten. Wir
sind ein waldarmes Bundesland.

Anfang letzten Jahres haben wir hier im Hohen
Haus für mehr Sand- und Kiesabbauflächen gestrit-
ten. Wir stießen hier auf unerklärlichen Widerstand
der allermeisten Fraktionen. Dabei beansprucht der
Rohstoffabbau in Schleswig-Holstein weniger als
1 % der Katasterfläche, während allein die Grün-
landflächen 20-mal mehr Fläche einnehmen.

Zu schützen sind Böden ebenfalls, indem die Men-
gen von Dünger und Pestiziden auf das absolute
Mindestmaß reduziert werden; da stimmen wir na-
türlich mit den Grünen überein. Zu den Schadstof-
fen, die zunächst in den Böden und von dort weiter
in aquatische Systeme gelangen, gehören die ver-
schiedensten Pestizide für den Anbau auch bei-
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spielsweise von E-10-Energiemais. Das ist der
Mais, der in die Gasanlagen kommt. Wollen wir die
Böden schützen, müssen wir weniger Mais anbau-
en. Im Übrigen bräuchten wir dann auch kein Dau-
ergrünlanderhaltungsgesetz mehr.

Überhaupt ist ein Schutzprogramm sinniger als der
Erlass immer neuer Schutzgesetze. Lassen Sie uns
den Bauern wieder mehr Vertrauen schenken und
ihnen mehr Eigenverantwortung übertragen. Ein
guter Bodenschutz liegt im ureigenen Interesse je-
des Bauern. Was aber tut Jamaika? Im Gegensatz
dazu etabliert die Koalition einen immer stärker
lähmenden Überwachungsapparat gegen die Arbeit
der Bauern. Ganz im Sinne Ihres Antrags beweisen
Sie Ihren Überwachungsspleen, indem Sie mit dem
Brachflächen-, Baulücken- und Abrisskataster ein
weiteres Kataster einzuführen gedenken.

Wir glauben, das ist nicht notwendig.

Es gäbe noch viel zu sagen, warum ein Boden-
schutzprogramm selbstverständlich wichtig ist, zum
Beispiel im Fall von Bodenspekulation und auch im
Zusammenhang mit der Verhinderung des Hofster-
bens. Heute geht es jedoch um die Fortschreibung
des Programms, und die AfD stimmt dem Antrag
zu. - Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat der
Abgeordnete Flemming Meyer.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen!
Liebe Kollegen! Der SSW begrüßt den vorgelegten
Antrag der Jamaika-Koalition, das derzeitige Bo-
denschutzprogramm fortzuschreiben, um es den
Herausforderungen der Zeit anzupassen. 

Wir alle wissen, dass der Boden eine zentrale Rolle
für den Naturhaushalt spielt. Neben Wasser und
Luft ist er das Umweltmedium, das für die meisten
ökologischen Prozesse die Grundlage bildet. Er hat
Filter-, Speicher- sowie Pufferfunktionen und
schafft durch seine Fähigkeiten verschiedene Le-
bensräume für Flora und Fauna und ist die Basis für
jedes Ökosystem. 

Der Boden hat aber auch eine Gedächtnisfunktion.
Was ihm einmal wiederfahren ist, vergisst er so
schnell nicht. So können wir den Einsatz von Pesti-
ziden noch nach Jahrzehnten im Boden feststellen.
Ein Boden, der in seiner Struktur komplett verän-
dert oder zerstört wurde, wird nie wieder seinen ur-

sprünglichen Zustand erreichen. Ein versiegelter
Boden hat keinen Luft- oder Wasseraustausch und
verändert dadurch komplett sein Wesen. All das ist
Jahrzehnte später noch nachweisbar. Darum müssen
wir mit dem, was wir jeden Tag achtlos mit Füßen
treten, sorgsam umgehen. 

(Beifall SSW, SPD und Bernd Voß [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Bodenschutz ist eine Querschnittsaufgabe, er findet
sich in vielen anderen Bereichen, beispielsweise in
Gesetzen oder Verordnungen, wieder. Klassisch
sind hierbei natürlich in erster Linie die unter-
schiedlichsten Regelungen im Umwelt- und Natur-
schutz zu nennen. Bodenschutz spielt aber auch in
der Landwirtschaft eine Rolle, beispielsweise bei
der Düngeverordnung, wo es um die Einträge geht.
Aber genauso findet der Bodenschutz in der Bau-
leitplanung oder im Baugesetzbuch eine Berück-
sichtigung. 

Doch wie sparsam und sorgfältig gehen wir letzt-
endlich wirklich mit dem Schutzgut Boden um?
Der SSW hat bereits seinerzeit in der Debatte zum
Bodenschutzprogramm darauf hingewiesen, dass
die Verringerung der Bodenversiegelung ein
Schwerpunkt des Programms sein muss. Auch die
Senkung der Schadstoffbelastungen beziehungswei-
se die Minimierung der Schadstoffeinträge in den
Boden waren und sind immer noch ein wichtiger
Teil des Bodenschutzprogramms. Hieran hat sich
seit 1997 nichts geändert. Das sind immer noch
wichtige Aspekte, die in ein modernes Boden-
schutzprogramm hineingehören. 

Gleichwohl entsteht der Eindruck, dass gerade die
Versiegelung von Boden ungebremst anhält. Der
Anspruch an Boden für Verkehrs- oder Siedlungs-
zwecke nimmt nicht ab. Natürlich gibt es dafür
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, aber in einem
richtigen Verhältnis von eins zu eins ist diese Rech-
nung nicht. Das heißt, Flächen, die auf der einen
Seite versiegelt werden, werden anderswo nicht ent-
siegelt. Das ist vielleicht im vollen Umfang auch
nicht möglich, aber wir sollten dies zumindest stär-
ker anstreben und versuchen, den geschädigten Bo-
den so zu beleben und zu entwickeln, dass er wie-
der eine ökologische Bodenfunktion übernehmen
kann. 

Wenn ich dies jetzt besonders hervorhebe, dann tue
ich das natürlich auch vor dem Hintergrund, dass
die Landesregierung beabsichtigt, neues Entwick-
lungspotenzial in den Gemeinden zur Verfügung zu
stellen. Was sich sehr toll anhört, bedeutet nichts
anderes, als dass den Gemeinden freigestellt wer-
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den soll, ungezügelt neue Baugebiete auszuweisen
und damit auch neue Straßen zu bauen.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Hier sehe ich schon einen gewissen Widerspruch
zum Antrag. Im Antrag ist zwar die Rede von Kon-
zentration der baulichen Förderungen auf die In-
nenraumverdichtung, aber das ist nur ein Prüfauf-
trag. Gleiches gilt für die Besserstellung der Kom-
munen, die Flächenrecycling-Strategien oder die
Nutzung von Ersatzgeldern von Industriebrachen
und nicht mehr benötigten Verkehrsflächen betrei-
ben. Nur, auch das sind Prüfaufträge. 

Die verfolgten Ziele der Entsiegelung gehören nach
Auffassung des SSW ganz klar in ein neues Boden-
schutzprogramm, und dabei sollten wir dann auch
Qualitätsmaßstäbe zur Revitalisierung solcher Flä-
chen und Böden haben. Das wären Punkte, die un-
seres Erachtens hilfreich wären, um das Boden-
schutzprogramm zu modernisieren und dann auch
weiterzuentwickeln. - Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Das Wort hat für die
Landesregierung der Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung,
Jan Philipp Albrecht.

Jan Philipp Albrecht, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Zunächst einmal freue ich mich über
die sehr angeregte und auch konstruktive Debatte
zu diesem weiterhin hochrelevanten Thema für un-
ser Land. Es wurde mehrfach gesagt: Schon vor
über 20 Jahren hat der Schleswig-Holsteinische
Landtag das erste Bodenschutzprogramm verab-
schiedet, das die Richtschnur für unsere tägliche
Arbeit war. Viele der dort verankerten Ansätze und
Ziele sind im Kern auch heute noch gültig. Frau
Eickhoff-Weber hat darauf hingewiesen, dass wir
das auch deutlich sagen.

Aber nicht nur die zwischenzeitlich geänderten und
zum Teil ganz neu geschaffenen gesetzlichen Rah-
menbedingungen, sondern auch die veränderten ge-
sellschaftlichen Anforderungen zeigen, dass es an
der Zeit ist, den Bodenschutz neu aufzustellen. Das
gilt für den vorsorgenden Bodenschutz, für die Alt-
lastenbearbeitung und für die Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme. 

In allen drei Feldern haben wir Fortschritte erzielt.
Wir müssen uns heute aber auch neuen Herausfor-
derungen stellen. Im Rahmen der Altlastenbearbei-
tung ist es uns gelungen, durch die Erstbewertung
von über 75.000 Flächen mit Hinweisen auf altlast-
relevante Nutzungen für gut 90 % den Altlastenver-
dacht zu entkräften. Diese systematische Bewertung
ist der erste und wesentliche Schritt zur Reduzie-
rung der Altlastenzahlen. Nun geht es darum, sich
programmatisch noch stärker als bisher auf die Un-
tersuchung und Sanierung der altlastverdächtigen
Flächen und Altlasten auszurichten. Dazu bedarf es
einer neuen Priorisierung und Finanzierungsstrate-
gie für Untersuchungen und Sanierungen.

Das nächste Feld, die Vorsorge, ist das Fundament
für einen nachhaltigen und vorausschauenden Bo-
denschutz. Hier hat die Landwirtschaft als größter
Bodennutzer in Schleswig-Holstein eine besondere
Verantwortung. Durch die Umsetzung der Cross-
Compliance-Regelung und den Erhalt von Dauer-
grünland wird bereits ein guter Beitrag zum Schutz
der landwirtschaftlich genutzten Böden geleistet.
Da sich die Flächenbewirtschaftung aber stark ver-
ändert, müssen wir gemeinsam sicherstellen, dass
die Böden auch für künftige Generationen noch un-
eingeschränkt nutzbar bleiben.

Bei der Erdverkabelung im Rahmen der Energie-
wende ist es uns gelungen, frühzeitig zusammen
mit den Netzbetreibern mehr Bodenschutz auf den
Kabeltrassen durchzusetzen. Nun wollen wir sicher-
stellen, dass der Bodenschutz im Rahmen der zu-
nehmenden Bautätigkeit auch in anderen Sektoren
zum Nutzen der Grundstückseigentümer etabliert
wird. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Dennys Bornhöft [FDP])

Meine Damen und Herren, damit komme ich zu der
größten Herausforderung für uns alle, der Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme. 2002 hat die
Bundesregierung im Rahmen ihrer Nachhaltigkeits-
strategie das 30-Hektar-Ziel für 2020 formuliert.
Auch darauf wurde hingewiesen. Wie bei so vielen
Zahlen reißt die Bundesregierung auch diese Marke
und hat die Zielerreichung bereits auf 2030 ver-
schoben mit der minimalen Anspitzung auf unter
30 ha pro Tag. 

Natürlich haben wir den Anspruch, unsere wirt-
schaftlichen und infrastrukturellen Entwicklungen
zu stärken, aber dies muss mit Augenmaß passie-
ren. Wenn es um die Inanspruchnahme des Außen-
bereichs geht, gilt dies insbesondere. Die bisher ge-
wählten Instrumente wie das Brachflächen-Recyc-
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ling und der grundsätzliche Vorrang der Innenver-
dichtung vor der Inanspruchnahme der grünen Wie-
se im Außenbereich müssen noch mehr gelebt und
unterstützt werden. Deshalb begrüße ich es aus-
drücklich, dass die Fraktionen Prüfaufträge für ei-
nen sparsameren Umgang mit unseren Freiflächen
formuliert haben. 

Auch die Verankerung der Flächeninanspruchnah-
me im Landesentwicklungsprogramm begrüße ich
sehr. In Abstimmung mit dem Innenministerium ha-
ben wir das Ziel der Begrenzung der Flächeninan-
spruchnahme auf unter 1,3 ha pro Tag bis 2030 for-
muliert. Auch dies kann natürlich nur ein Zwi-
schenziel zu einer nachhaltigen Flächeninanspruch-
nahme mit einem Nettonullflächenverbrauch sein. 

Ja, Wege dahin aufzuzeigen, wird eine große He-
rausforderung bei der Erstellung des Landesboden-
schutzprogramms. Auch im Lichte dieser Debatte
bin ich aber sehr zuversichtlich, dass wir dies ge-
meinsam erreichen können. - Vielen Dank für die
Aufmerksamkeit. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
CDU)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Es scheint so zu sein, dass Ausschussüberweisung
nicht beantragt wurde. - Wir kommen zur Abstim-
mung in der Sache. Wer dem Antrag Drucksache
19/1010 zustimmen will, den bitte ich um sein
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen?
- Dann ist dies bei Stimmenthaltung der SPD-Frak-
tion mit den Stimmen aller übrigen Fraktionen so-
wie der Abgeordneten Doris von Sayn-Wittgenstein
so beschlossen.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 15:

Politische Diskussion und aktives politisches
Handeln in der Schule fördern - fair, sachlich,
neutral

Antrag der Fraktion der AfD
Drucksache 19/1109

2019 ist das Jahr der politischen Bildung in
Schleswig-Holstein

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und der Abge-
ordneten des SSW
Drucksache 19/1203 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat der Abgeordnete Frank Brodehl von der
AfD-Fraktion.

Dr. Frank Brodehl [AfD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Politische Mündigkeit fällt nicht vom
Himmel. Deshalb ist politische Bildung fester Be-
standteil an unseren Schulen. Aber sie ist nur dann
zielführend, wenn bestimmte Grundsätze beachtet
werden, wenn sie Schüler nicht mit einer bestimm-
ten Meinung überwältigt, also nicht indoktriniert,
wenn sie ein Thema kontrovers behandelt, das
heißt, Meinung und Gegenmeinung einbezieht, und
wenn sie sich an der Lebenswelt der Schüler orien-
tiert. Diese drei Prinzipien sind seit den 70er-Jahren
im sogenannten Beutelsbacher Konsens festge-
schrieben. Allerdings werden sie an einzelnen
Schulen von einzelnen Pädagogen doch sehr weit
ausgelegt oder ganz infrage gestellt.

Ein Beispiel dafür ist die Vorführung des Films
„Wildes Herz“ im Rahmen der letzten SchulKino-
Woche,

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

ein Film über die linksradikale Band Feine Sahne
Fischfilet und ihren Sänger Jan Gorkow.

(Zuruf Lukas Kilian [CDU])

Ich zitiere einmal mit Ihrer Erlaubnis aus dem
Songtext, dann fragen Sie bitte.

„Wir stellen unseren eigenen Trupp zusam-
men
Und schicken den Mob dann auf euch rauf!
Die Bullenhelme, die sollen fliegen
Eure Knüppel kriegt ihr in die Fresse rein!
… Deutschland verrecke, das wäre wunder-
bar!

… Deutschland ist scheiße, Deutschland ist
Dreck!“

Noch Fragen, Herr Kilian? - Danke.

Die Band selbst erklärt hierzu explizit, dass das,
was sie macht, keine Kunst sei, sondern ein Werk-
zeug. Es stellt sich die Frage, ein Werkzeug, wozu
eigentlich?

Vielleicht hilft bei der Bewertung ein Blick in die
deutsche Filmbewertung, die dem Film das Prädikat
„besonders wertvoll“ gegeben hat. Ich zitiere auch
hier mit Ihrer Erlaubnis, damit Sie wissen, worauf
es mir ankommt.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 49. Sitzung - Freitag, 25. Januar 2019 3713

(Minister Jan Philipp Albrecht)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8783&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8974&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8974&format=WEBVOLLLANG


„‘Wildes Herz’ reißt seine Zuschauer mit.“

Ein Film, der mitreißt, dient nicht dazu, Dinge
sachlich darzustellen, sondern er reißt mit. Er mani-
puliert in eine bestimmte Richtung. Der Film neigt
zu „linker Heldenverehrung“. Heldenverehrung hat
nichts in der Schule zu suchen. Was unsere jungen
Menschen brauchen, sind Vorbilder und keine lin-
ken Helden.

Die Jury hätte sich „mehr Distanz“ gewünscht. Ge-
nau das wäre wichtig gewesen, um die Schüler
nicht zu überwältigen - erster Grundsatz des Beu-
telsbacher Konsenses. Die Jury hätte sich „vermehrt
Stimmen der politisch jeweils anderen Seite ge-
wünscht“. Genau das wäre wichtig gewesen, um
nicht gegen den zweiten Grundsatz des Konsenses
zu verstoßen, der den Schülern die freie Meinungs-
äußerung ermöglichen soll. Um zu zeigen, dass der
Film auch gegen den dritten Grundsatz der gebote-
nen Schülerorientierung verstößt, zitiere ich mit Ih-
rer Erlaubnis aus den „Lübecker Nachrichten“ vom
15. Januar 2019:

„Die Diskussionen im Anschluss an den Film
zeigten, dass die … Schüler keinen Bezug
zur ‘knallharten Realität … Anfang der
1990er-Jahre’ haben.“

- Charly Hübner übrigens. - Summa summarum,
der Film ist nicht besonders wertvoll. Er ist beson-
ders linksradikal, und damit ist er für den Politikun-
terricht an unseren Schulen nicht besonders geeig-
net.

(Zuruf Lukas Kilian [CDU])

Drei klare Verstöße gegen den Beutelsbacher Kon-
sens, dazu menschenverachtende Texte.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Im Bildungsministerium wird betont, dass die Film-
vorführung im Kontext von Vorbehandlung und
Nachbereitung stattfinden würde. Ja natürlich, das
entspricht der Natur von Unterrichtseinheiten. Vor
dem Film wird gesprochen, nach dem Film wird ge-
sprochen, aber von Wirkung von Bild und Ton, von
der Musik und der erzeugten Gruppendynamik kön-
nen sich gerade junge Menschen nicht freimachen.
Selbst diejenigen, die das vielleicht können, werden
angesichts des forcierten Gruppendrucks wohl lie-
ber schweigen. Meinungsfreiheit lebt aber nun ein-
mal von Meinungsvielfalt, und die sollten wir nicht
fahrlässig in Gefahr bringen, in der Schule schon
gar nicht.

Der Beutelsbacher Konsens setzt genau da an. Ich
sehe im Alternativantrag, dass das nicht infrage ge-

stellt wird. Deshalb sollten wir heute von diesem
Landtag aus ein eindeutiges Signal senden, dass der
Konsens auch weiterhin ein notwendiger und unver-
zichtbarer Kompass an unseren Schulen bleibt, und
zwar durch Abstimmung in der Sache.

(Beifall AfD)

Nur wenn wir den Konsens ernst nehmen und nicht
relativieren, werden politische Diskussionen und
damit das Handeln in unseren Schulen auch zukünf-
tig fair, sachlich und neutral stattfinden können.

Wer unserem Antrag nicht zustimmt - schade, dass
ich keine Zwischenfrage bekommen habe -, der
kann vielleicht gleich einmal die Frage beantwor-
ten, ob er ebenso denken und abstimmen würde,
wenn es sich bei „Wildes Herz“ um den Film über
eine rechtsradikale Band gehandelt hätte - mitreiße-
risch, heldenverehrend und distanzlos.

(Zuruf Lasse Petersdotter [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Die Antwort auf diese Frage würde mich einmal in-
teressieren. Ich bin gespannt. - Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Das Wort hat für die CDU-Fraktion hat der Abge-
ordnete Tobias Loose.

Tobias Loose [CDU]:

Ich glaube, diese Debatte - - Wir haben schon beim
Thema Brexit gesehen, dass wir gegenüber dieser
Fraktion sehr viel Trennendes haben.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Schauen wir uns einmal an, was die Geschichte da-
zu ist. Dieser Film sollte in Lübeck gezeigt werden.
Es gab dann einen Drohbrief, der sich gegen diese
Filmvorführung richtete, also gegen eine Schulver-
anstaltung. Aus der Presse kann man entnehmen,
dass dieser Drohbrief per E-Mail von den Enkeln
„von Adolf Hitler“ an die Schule geschickt und ge-
droht wurde, im Kino C-4-Sprengkapseln zu verste-
cken und - ich zitiere mit Erlaubnis des Präsiden-
ten -:

„euch linke Lehrer (Volksverhetzer) mit 7,63-
mm-Vollmantelgeschossen aus Sturmgeweh-
ren zu erlösen. Wir wünschen ein schönes
langsames Sterben. Wir reden nicht mehr,
wir handeln.“
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Und da stellen Sie keinen Antrag mit dem Sie sich
gegen Gewalt distanzieren! - Mir fehlen die Worte. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Das ist für Sie kein Anlass, einen Antrag zu stellen,
dass so etwas nicht passieren darf, dass wir Gewalt
auf diese Art und Weise nicht zulassen, sondern Sie
stellen einen Antrag, dass dieser Film niemals hätte
gezeigt werden dürfen. Das ist ein Skandal, der Ih-
ren Geist zeigt.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Damit machen Sie aus meiner Sicht deutlich, dass
Sie gegen Meinungsfreiheit, gegen Pluralismus in
unserer Gesellschaft, gegen die Freiheit der Kultu-
ren, die ganz wesentlich ist - das hat die Bildungs-
ministerin sehr richtig gesagt 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

- und am Ende auch gegen eine demokratische Ge-
sellschaft sind.

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Herr Kollege Loose, gestatten Sie eine Zwischen-
frage oder Bemerkung des Kollegen Brodehl?

Tobias Loose [CDU]:

Ich gestatte Sie nicht. Ich bitte, das im Dreiminu-
tenbeitrag zu machen, weil ich das so halte wie der
Kollege Stegner.

(Beifall SPD)

Auch ich sehe den Film kritisch, aber es steht fest,
dass das alles keine Rechtfertigung für Gewalt ist.
Als Randnotiz: Es gehört auch zu der Geschichte,
dass ein ehemaliges Fraktionsmitglied der AfD, ei-
ne Fast-Bundesvorsitzende, das im Internet gepostet
hat und das über die Verbindungen im rechtsradika-
len Raum gelandet ist. So ist wahrscheinlich auch
der Drohbrief entstanden. Das sind die Geister, die
ich rief. Es gehört dazu, dass wir das hier einmal so
deutlich benennen und uns dagegen stemmen, dass
so etwas in unserer Gesellschaft passiert.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Ich bin unserer Bildungsministerin sehr dankbar da-
für, dass sie den Vorgang zum Anlass genommen
hat, diese Filmvorführung zu wiederholen, selbst
teilzunehmen und im Anschluss eine kontroverse
Debatte mit den Schülern zu führen. Im Übrigen ist
diese differenzierte Befassung - das, was der Beu-

telsbacher Konsens will - mit dem Film von Anfang
an vorgesehen. Er steht nicht allein, sondern wird
im Unterricht am Ende behandelt und kontrovers
diskutiert. Ich weiß, dass gelegentlich auch AfD-
Plakate im Unterricht gezeigt und dann kontrovers
diskutiert werden. Es ist ein Element politischer
Bildung, sich mit diesen Inhalten auseinanderzuset-
zen.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Denn es geht nicht darum, Schüler vor politischen
Positionen zu beschützen und den Unterricht - das
finde ich immer wieder entscheidend - zu entpoliti-
sieren. Darum darf es nicht gehen. Es geht darum,
dass sich Schüler eine eigene Meinung bilden kön-
nen.

(Jette Waldinger-Thiering [SSW]: So ist es!)

Was ist geeigneter als ein kontroverser Film, der zur
Diskussion einlädt und sich mit einem Thema be-
schäftigt, das viele junge Menschen bewegt. Genau
das spiegelt die Leitlinien des Konsenses wider:
Überwältigungsverbot, Kontroversität und Schüler-
orientierung. Das sind die Elemente, die dieser Film
im Grunde in den Unterricht hineinbringt, wenn
man sich damit auseinandersetzt.

Leider musste ich jetzt Zeit verschwenden auf das,
was die AfD beantragt hat; denn politische Bildung
ist viel mehr. Wir haben das Jahr der politischen
Bildung, in dem wir viele Aktivitäten unternehmen
aufgrund 30 Jahre Mauerfall und 70 Jahre Grundge-
setz. Das ziehen wir in den Fokus. Ich bin mir si-
cher, dass andere das noch intensiver ausführen
werden. Mir ist es wichtig, drei Punkte zu benen-
nen, die auch uns stärker befassen sollten und weni-
ger diese Richtung, die dort genannt wird.

Es gibt den Dialog P, bei dem wir als Abgeordnete
dazu aufgerufen sind, in die Schulen zu gehen, mit
Schülern zu diskutieren und uns mit politischer Bil-
dung auseinanderzusetzen. Das ist eine tolle Mög-
lichkeit, auch außerhalb von Wahlkämpfen - ich
kenne das vom Verband der politischen Jugend, wo
wir oft damit zu tun haben - Politik in die Schulen
zu holen. Das sollten wir alle unterstützen.

Ich finde es auch gut, dass wir weiter forschen, wie
man politische Bildung gestalten kann. Civic Edu-
cation Study, das ist etwas, das wir in unseren An-
trag aufgenommen haben und unterstützen.

Entscheidend wird sein, wie wir das, was wir an
Aktivitäten haben, auch verstetigen. Politische Bil-
dung ist - das sehen wir auch an diesem Antrag -
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sehr wichtig. Neue Medien verändern politischen
Diskurs.

Wir haben mittlerweile Populismus auch in Parla-
menten, der sich stärker breitmacht. Politik ist mit
Sicherheit auch komplexer geworden. Das verän-
dert politische Bildung, und daran sollten wir arbei-
ten und nicht an Denunzierungen von irgendwel-
chen Filmen, die am Ende in einen anderen Kontext
gestellt werden. Hier geht es darum, politische Bil-
dung tatsächlich zu leben und in die Schule zu ho-
len.

Insoweit würde ich mir wünschen, dass Sie unseren
Antrag unterstützen; denn der macht das möglich. -
Danke dafür, dass Sie mir zugehört haben.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Das Wort hat für SPD-Fraktion der Herr Abgeord-
nete Kai Vogel.

Kai Vogel [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Werte Gäste! Anträge der AfD wie
dieser atmen den Geist eines tiefen Misstrauens ge-
genüber den Lehrkräften. Das finde ich sehr schade,
denn Sie senden damit ein Signal nach außen, dass
sich Lehrkräfte und damit die Schulen massiv poli-
tisch wertend verhalten würden und Schülerinnen
und Schüler somit politisch einseitig unterrichtet
würden.

Jede Lehrkraft, die in Schleswig-Holstein unterrich-
tet - das wissen Sie genau, Herr Brodehl -, ist dem
Schulgesetz verpflichtet. Die Schulen und damit al-
le Lehrkräfte sind auf die im Grundgesetz veranker-
ten Menschenrechte und die sie begründenden
Wertvorstellungen einschließlich der Ideen der de-
mokratischen, sozialen und liberalen Freiheitsbewe-
gungen verpflichtet.

(Beifall SPD, SSW und Oliver Kumbartzky
[FDP])

Sie werden - so geht es weiter im Schulgesetz - be-
auftragt, junge Menschen dazu zu ermuntern, ei-
genständig zu denken und die Bereitschaft zur Em-
pathie zu fördern. Die Schülerinnen und Schüler
sollen sich in einer sich ständig wandelnden Welt
zurechtfinden. Dazu gehört auch die Offenheit ge-
genüber kultureller und religiöser Vielfalt.

Kritische Auseinandersetzung kann aber nur dann
erfolgen, wenn jungen Menschen keine glattge-
schliffenen Texte, Bücher oder Filme präsentiert

werden. Nur weil wir uns an den Texten von Gün-
ther Grass reiben, politische Reden von Willy
Brandt oder Franz-Josef Strauß analysieren, jede
Strophe unserer Nationalhymne lesen und bewerten
und Filme wie „Wildes Herz“ und „Schindlers Lis-
te“ in der Schule zeigen und diskutieren lassen, ge-
lingt es, in die Tiefen des Inhalts und in eine wirkli-
che interpretatorische Auseinandersetzung zu ge-
langen. Es ist doch ein Irrglaube, davon auszuge-
hen, dass Filme wie „Wildes Herz“ unvorbereitet
angesehen und danach nicht ausgewertet werden.

Auch ich reibe mich bei dem Film an der Sprache;
das gebe ich als Germanist zu. Wenn die Worte al-
lerdings komplett in wohlklingendes Deutsch ein-
gebettet wären, dann würde vermutlich in keiner
einzigen Schule und durch keine einzige Schülerin
und keinen einzigen Schüler nach diesem Film eine
Auseinandersetzung über gelungene Kommunikati-
on und Sprache stattfinden. Ob „hammergeil“ oder
„das ist ein schöner Moment“ die bessere Sprache
ist, müssen alle Schülerinnen und Schülern disku-
tieren und dann bewerten.

(Heiterkeit SPD und SSW)

Ja, der Film setzt sich kritisch mit rechten Parteien
auseinander. Aber es gibt - das wissen auch Sie -
auch mehr als genug Filme, die sich kritisch mit
den Positionen aller anderen im Landtag vertrete-
nen Parteien auseinandersetzen. Das ist etwas, was
wir aushalten müssen. Erst die kritische Auseinan-
dersetzung in der Schule führt dann zu einer späte-
ren eigenen Meinungsbildung der Schülerinnen und
Schüler. Das sollte doch unser Interesse sein. Wol-
len Sie allen Ernstes Schulen vorschreiben, welche
Filme genehm sind und welche auf einen Index ge-
hören? Das kann doch nicht sein.

Sie provozieren mit Ihren eigenen einseitigen politi-
schen Thesen doch ebenfalls bewusst und wollen
doch bestimmt, dass auch über diese in der Schule
diskutiert wird, wie der Kollege Loose es eben über
das AfD-Plakat sagte. Sie wollen doch damit provo-
zieren.

Wer über den eigenen Bundesvorsitzenden übermit-
teln lässt, dass die Zeit des Nationalsozialismus ein
Vogelschiss gewesen sei, der will doch, dass dieses
Zitat in der Gesellschaft diskutiert und bewertet
wird.

In anderen Bundesländern lässt die AfD über ein
Denunzierungsportal Lehrkräfte bewerten und an-
schwärzen. Hier findet einseitige Bewertung statt.

(Beifall SPD)
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Hier geht es um das einzige Interesse, Lehrkräfte
und Schulen öffentlich bloßzustellen.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Sie sollten Ihr eigenes Verständnis von Schule drin-
gend kritisch hinterfragen.

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Danke!)

Wer in anderen Bundesländern Eltern und Schüler-
innen und Schüler animiert, Lehrkräfte öffentlich
schlechtzureden, ohne dass diese sich wehren kön-
nen, wer unseren Lehrkräften unterstellt, unreflek-
tiert kritische Filme im Unterricht zu behandeln,

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Wer macht denn
so etwas?)

der sollte sich für diese absolut unpassende Auffas-
sung bei unseren Lehrkräften entschuldigen, statt
solche abstrusen Anträge einzureichen.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Ich - und das unterscheidet mich von der AfD-Frak-
tion - habe Vertrauen in jede Lehrkraft und in jeden
meiner früheren Kolleginnen und Kollegen und ihre
Schulleitungen, ganz egal, ob sie nun SPD oder ei-
ne andere Partei gewählt haben.

Weder der Bildungsausschuss noch der Landtag
insgesamt sind das höchste Gremium des Landes
für Fragen der Pädagogik oder der Didaktik. Sie
sind die höchsten Gremien des Landes für die Fest-
legung bildungspolitischer Rahmenbedingungen in
Gesetzgebung und Haushalt. Im Landtag hat dieser
Antrag jedenfalls nichts weiter zu suchen.

Deshalb beantrage ich, ihn in der Sache abzustim-
men. Wir werden ihn selbstverständlich ablehnen. -
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Das Wort hat für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN die Frau Abgeordnete Ines Strehlau.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die AfD braucht unbedingt Nachhilfe in politischer
Bildung. Das ist keine neue Erkenntnis.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD, FDP und SSW)

Der vorliegende Antrag macht das einmal mehr
deutlich.

Die AfD hat den Beutelsbacher Konsens als einen
Pfeiler der politischen Bildung völlig falsch ver-
standen. Sie haben in Ihrem Antrag zwar die
Grundsätze des Beutelsbacher Konsenses darge-
stellt, aber die völlig falschen Schlüsse gezogen.

Beim ersten Prinzip, dem Überwältigungsverbot,
darf eine Lehrkraft einen Schüler oder eine Schüle-
rin nicht in eine Richtung bei der Meinungsbildung
beeinflussen. Der zweite Punkt heißt: Was in Wis-
senschaft und Politik kontrovers ist, muss auch im
Unterricht kontrovers erscheinen. Drittens muss der
Schüler oder die Schülerin in die Lage versetzt wer-
den, eine politische Situation und die eigene Inte-
ressenlage zu analysieren.

Um sich eine eigene Meinung bilden zu können,
müssen sich die Schülerinnen und Schüler doch
zwangsläufig mit unterschiedlichen Argumenten
beschäftigen. Die drei Prinzipien des Konsenses be-
deuten logischerweise eine Auseinandersetzung mit
verschiedenen Positionen und Meinungen. Dazu
kann auch der Film „Wildes Herz“ gehören. Zur
Wahrheit zu „Wildes Herz“ oder zur Band Feine
Sahne Fischfilet gehört auch, dass sie sich den ras-
sistischen Parteien in Mecklenburg-Vorpommern
entgegenstellen und dass sie Integrationsprojekte
mit Geflüchteten unterstützen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Eine Lehrkraft darf nicht indoktrinieren, aber sie
darf auch nicht neutral sein in dem Sinne, dass sie
alle Positionen unkommentiert und unreflektiert im
Raum stehen lässt. Ganz im Gegenteil: Eine Lehr-
kraft muss reagieren, wenn von Parteien oder ein-
zelnen Personen unsere freiheitlich-demokratische
Grundordnung angegriffen wird. Sie muss Positio-
nen klar ablehnen, die dieses Wertegerüst infrage
stellen. Ihr Unterricht ist unbedingt wichtig, damit
die Schülerinnen und Schüler gerüstet sind gegen
Fake News und Manipulationsversuche.

Die Lehrkraft muss dabei überparteilich sein, aber
nicht wertneutral.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir sehen: Die Lehrkräfte haben in der Demokra-
tiebildung unserer Schülerinnen und Schüler eine
enorm wichtige Aufgabe. In Zeiten, in denen Popu-
listinnen und Populisten an Stärke gewinnen, in de-
nen sie vermeintlich einfache Lösungen für kom-
plexe Probleme präsentieren und Feinbilder schaf-
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fen, um die Massen zu bewegen, ist politische Bil-
dung wichtiger denn je.

Es gab vor Kurzem eine Analyse der Bertelsmann
Stiftung zur Demokratiebildung an Schulen. Das
Ergebnis fand ich erschreckend: Bei nur 3,4 % der
Befragten konnte eine hohe Intensität schulischer
Demokratiebildung beobachtet werden. Da müssen
wir besser werden! Wir brauchen mehr politische
Bildung an Schulen.

Um die Lehrkräfte bei der Demokratiebildung zu
stärken, ist es ist von zentraler Bedeutung, dass wir
als Parlament und als Gesellschaft insgesamt die
Lehrkräfte dabei unterstützen, die demokratische
Meinungsvielfalt an den Schulen zu erhalten. Und
das tun wir! Wir stellen uns Einschüchterungsver-
suchen, zum Beispiel durch Meldeportale demokra-
tiefeindlicher Kräfte, entschieden entgegen und ge-
ben den Lehrkräften Rückendeckung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
vereinzelt CDU und FDP)

Diese Rückendeckung gibt auch das Jahr der politi-
schen Bildung.

Jetzt kommen wir dazu, was wir machen und was
wirklich effektiv ist in der politischen Bildung:
Nach 70 Jahren Demokratie mit Frieden in der EU
merken wir, dass es Kräfte gibt, die den Zusam-
menhalt in unserer Gesellschaft mit Hass und dem
Schüren von Ängsten spalten wollen. Populismus
ersetzt Argumente, einfache Antworten ersetzen
differenzierte Diskussionen.

Dagegen wollen wir unsere Kinder und Jugendli-
chen starkmachen. Karin Prien hat viele gute, mo-
derne Projekte geplant. Das ist richtig; denn es
braucht Formate, mit denen Schülerinnen und
Schüler etwas anfangen können - Politik zum An-
fassen, nicht abgehoben.

Ich habe in meiner Heimatgemeinde ein Planspiel
Kommunalpolitik an einer Schule mitgemacht, wo
die Schülerinnen und Schüler Anträge erarbeitet,
beraten und beschlossen haben. Einer der Anträge
war die Einrichtung eines Grillplatzes an einem
See. Der Antrag wurde in den Jugendbeirat einge-
bracht. Dieser brachte ihn in die Gemeindevertre-
tung - und er wurde genehmigt. Der Grillplatz ent-
stand innerhalb weniger Wochen. Die Schülerinnen
und Schüler haben gemerkt, dass sie mitgestalten
können, dass ihr Engagement einen Effekt hat und
nicht verpufft. Jugendliche entwickeln Interesse für
Politik, wenn sie merken, dass sie etwas bewegen
können. Voraussetzung ist natürlich, dass wir Er-

wachsenen offen für die Vorschläge der Jugendli-
chen sind.

Auch an den Schulen selbst ist es wichtig, demo-
kratische Beteiligung zu üben. Klassenrat, Schüler-
innen- und Schülervertretung, mitentscheiden, was
und wie ich lerne - es gibt viele Gelegenheiten, die
Schülerinnen und Schüler mitbestimmen zu lassen.
Auch hier wird das Jahr der politischen Bildung
Impulse setzen, die dann verstetigt werden.

Auch die Landeszentrale für politische Bildung ist
eine gute Adresse. Manchmal nehmen die Schüler-
innen und Schüler auch unabhängig von der Schule
das Heft des Handelns in die Hand. Ich finde es be-
eindruckend, dass die 16-jährige Schwedin Greta
Thunberg mit ihrer Bewegung #FridaysForFuture
Zehntausende von Kindern und Jugendlichen in
vielen Ländern motiviert, für den Klimaschutz zu
demonstrieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW
und Dennys Bornhöft [FDP])

Gestern gingen in Brüssel 32.000 Schülerinnen und
Schüler auf die Straße.

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Frau Kollegin, auch wenn mich das ebenfalls be-
geistert, möchte ich Sie bitten, an Ihre Redezeit zu
denken.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja, ich bin gleich fertig. - Heute sind in Berlin Tau-
sende, um bei der Sitzung der Kohlekommission zu
protestieren. Die Schülerinnen und Schüler stehen
für ihre Ziele ein. Das macht Mut für die Zukunft
unserer Demokratie. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
SSW, vereinzelt CDU und FDP)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Das Wort für die FDP-Fraktion hat
die Abgeordnete Anita Klahn.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Ziel der politischen Bildung in Schulen
muss es doch sein, Kinder und Jugendliche zu mün-
digen und kritischen Bürgern zu erziehen. Sie sol-
len Funktion und Bedeutung demokratischer Pro-
zesse nachvollziehen können und befähigt werden,
frei von jeder Bevormundung ihre eigene Meinung
zu bilden. Das Bundesverfassungsgericht hat daher
jeder einseitigen politischen oder religiös-weltan-
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schaulichen Einflussnahme in öffentlichen Schulen
eine Absage erteilt.

Der Beutelsbacher Konsens von 1976 wurde in ei-
ner Zeit großer politischer und gesellschaftlicher
Kontroversen geschlossen. Über Partei- und Kon-
fessionsgrenzen hinweg gelangte man zur Einsicht,
dass es an den Schulen nicht zu einem „Kampf um
die Köpfe“ kommen darf. Der Konsens verpflichtet
Lehrer genau darauf, die Schüler eben nicht im Sin-
ne erwünschter Meinungen zu beeinflussen und da-
mit eine eigenständige Urteilsbildung zu verhin-
dern. Im Gegenteil, es gilt, unterschiedliche Stand-
punkte neutral zu vermitteln und die Schüler zu er-
muntern, sich ihr eigenes Bild zu machen.

Das heißt aber nicht, dass politische Bildung in der
Schule in einem luftleeren Raum stattfindet. Aktu-
elle politische Themen, die in der Gesellschaft
kontrovers diskutiert werden, sollten selbstverständ-
lich im Klassenraum ein Echo finden. Dazu gehört
auch eine Diskussion um diesen Film. Gerade kont-
roverse Themen eignen sich hervorragend, das Für
und Wider unterschiedlicher Politikansätze abzuwä-
gen und zu diskutieren.

Der Beutelsbacher Konsens verpflichtet Lehrer zu
parteipolitischer Neutralität, aber nicht zu Wert-
neutralität. Das ist in der Tat eine Gratwanderung.
Aus unseren Schülern sollen mündige Bürger wer-
den, und zwar Bürger unseres freien demokrati-
schen Staates. Das bedeutet, sie für die Gefahren,
die von jedwedem Extremismus ausgehen, hinrei-
chend zu sensibilisieren.

(Beifall FDP und Flemming Meyer [SSW])

Es scheint mir, dass die AfD gerade deshalb dieses
Fass hier und heute aufmacht. Es passt ihr nämlich
nicht, dass in unseren Schulen über die Gefahren
des Rechtsextremismus gesprochen wird, der in
Teilen der AfD immer offener zutage tritt. Diese
Antragstellung, mit der wir uns heute beschäftigen,
ist eine Kampagne, die Sie auch bundesweit durch-
führen. Ich muss ganz ehrlich sagen, es fehlen ei-
nem in der Tat die Worte; der Kollege Loose hat es
vorhin ähnlich formuliert. Das macht es wirklich
schwierig.

Wenn ein Björn Höcke, Kopf des rechten Flügels
Ihrer Partei, die AfD mehrfach - ich zitiere - „als
letzte evolutionäre Chance für unser Vaterland“ be-
zeichnet, so droht er indirekt mit einer Revolution
und damit dem Umsturz unseres gegenwärtigen
freiheitlichen demokratischen Systems. Das sind
extremistische Tendenzen.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Über diese muss im Unterricht ebenso aufgeklärt
werden wie über linken und religiösen Extremis-
mus. Das hat auch nichts mit der gebotenen Über-
parteilichkeit und Neutralität der Schule zu tun. Das
ist vielmehr eine der Kernaufgaben von politischer
Bildung, die in unserem Staat auch immer noch De-
mokratiebildung ist.

Ich sehe es ebenfalls mit Sorge, wie die AfD ver-
sucht, Lehrer einzuschüchtern, beispielsweise durch
dieses Online-Meldeportal. Das ist unmöglich! Ich
weiß gar nicht, wie man überhaupt auf eine solche
Idee kommen kann, wenn man unsere Geschichte
kennt. Es ist wirklich ganz klar: Ohne Worte!

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Für mich ist offenkundig, dass es Ihnen darum geht,
jene offenen, kritischen und kontroversen Diskussi-
onen in den Schulen zu unterbinden, die notwendig
sind, um den politischen Bildungsauftrag vollum-
fänglich zu erfüllen. Und auch ich, auch wir Libera-
len haben Vertrauen in unsere Lehrkräfte, dass sie
dies tun.

(Beifall FDP, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, Freiheit ist nicht selbst-
verständlich. Demokratie muss jeden Tag neu ge-
lebt werden; sonst verlieren wir sie - und damit un-
sere Freiheit. Der politischen Bildung in der Schule
kommt dabei ganz besondere Bedeutung zu, weil
sie Weltbilder in jungen Jahren prägt.

Deshalb begrüße ich auch die zahlreichen Angebote
unseres Landesbeauftragten im Rahmen des 70-jäh-
rigen Bestehens des Grundgesetzes und von 30 Jah-
ren Mauerfall. Es ist gut, dass damit unsere parla-
mentarische Demokratie und der faire Wettbewerb
unter den Parteien für die Schüler erfahrbar werden.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Es ist bereits darauf hingewiesen worden: In den
Wahlkämpfen hat der VPJ erfolgreich Veranstaltun-
gen an den Schulen durchgeführt. An dieser Stelle
möchte ich meinen Dank an die Schülerinnen und
Schüler richten, die es in fast allen Veranstaltungen
hervorragend geschafft haben, die AfD zu enttar-
nen.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)
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Für Maßnahmen zur Vertiefung der politischen Bil-
dung stellt die Landesregierung in diesem Jahr eine
Summe von 280.000 Euro bereit - und jeder einzel-
ne Cent ist gut investiertes Geld. Das ist gerade in
diesen Zeiten wichtig, in denen der Parlamentaris-
mus immer mehr unter Beschuss gerät.

Ich sage es noch einmal deutlich: Der liberale
Rechtsstaat ist ein historisches Erfolgsmodell. Wir
müssen alles daransetzen, dass es auch in der jüngs-
ten Generation genügend mündige Bürger gibt, die
ihn fortführen. - Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Abgeordneten des SSW hat die Abgeordne-
te Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Immer wieder frage ich mich, ob
Sie eigentlich glauben, was Sie in Ihren Anträgen
schreiben. 

Sie haben gemeint, einen Vorgang problematisieren
zu müssen. Was machen Sie also als Erstes? Sie re-
den mit Leuten, die etwas damit zu tun haben.
Wenn dann niemand mit Ihnen sprechen möchte,
stehen Sie vor dem ersten Problem. Ihnen bleibt
dann die Möglichkeit der Lektüre und Recherche.
Sie nutzen die Bibliothek; Lektüre zum Beutelsba-
cher Konsens hätten Sie finden können. 

Es gibt tatsächlich einige Bücher, die „Wildes
Herz“ heißen; allerdings sind das eher Groschenro-
mane; das hätte für Verwirrung gesorgt.

(Vereinzelte Heiterkeit)

Also nutzen Sie Möglichkeiten der Onlinerecher-
che. Sie landen auf der Homepage der Landeszent-
rale für Politische Bildung Baden-Württemberg. Es
ist eben jene Einrichtung, auf deren Initiative hin
der Beutelsbacher Konsens 1976 erarbeitet wurde.
Und siehe da, Sie finden einen Artikel zum Beutels-
bacher Konsens, dessen Unterüberschrift lautet:
„Der Beutelsbacher Konsens verpflichtet Lehrkräfte
gegen Indoktrination, aber nicht zur Wertneutrali-
tät“.

Sie lesen weiter und erfahren, dass seine Grundbe-
standteile Folgende sind: ein Indoktrinationsverbot;
ein Gebot, politisch Kontroverses auch kontrovers
darzustellen; Schülerinnen und Schüler dazu zu be-

fähigen, ein eigenständiges Urteil über politische
Themen zu gewinnen.

Am liebsten würde ich Ihnen den gesamten Text
vorlesen, in dem explizit darauf eingegangen wird,
dass Schülerinnen und Schüler an den Schulen im
Geiste der Demokratie, Menschenwürde und
Gleichberechtigung erzogen werden sollen. 

Im Unterricht soll es kritisch beleuchtet werden,
wenn die freiheitlich-demokratische Grundordnung
und die Werte des Grundgesetzes und der Landes-
verfassung angegriffen werden - beispielsweise
wenn Antisemiten in politischen Parteien geduldet
werden, wenn es personelle Überschneidungen mit
rechtsradikalen Gruppierungen gibt. 

Wenn all das noch nicht dazu geführt hat, Sie davon
zu überzeugen, dass Sie mit ihrem Vorhaben auf
dem Holzweg sind, bleibt Ihnen noch das parlamen-
tarische Mittel der Kleinen Anfrage. Sie haben die-
ses Mittel genutzt, um die Landesregierung zum
Film „Wildes Herz“ zu befragen und dann direkt
den Beutelsbacher Konsens ins Spiel zu bringen.

Daraufhin erhalten Sie als Antwort auf Ihre Kleine
Anfrage: 

„Der ‚Beutelsbacher Konsens‘ verpflichtet
Lehrkräfte nicht zur Werteneutralität. Politik
und politisch kontroverse Diskussionen sind
gewollte und gesetzmäßige Inhalte schuli-
schen Unterrichts.“

Sie haben also ein Instrument der parlamentari-
schen Kontrolle genutzt, Arbeitskraft im Ministeri-
um gebunden und eine ausführliche Antwort be-
kommen. Auch das hat nicht ausgereicht, dass Sie
zur Besinnung kommen und merken, dass Sie sich
verrannt haben. 

Aber was erzähle ich Ihnen da eigentlich? - Sie ha-
ben es jetzt mehrfach gehört und hören doch nicht.
Mir ist diese Herangehensweise einfach unverständ-
lich.

Ich muss zugeben: Ich bin davon zunehmend ge-
nervt.

(Beifall SSW, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP)

Sie suggerieren wieder ein Problem, das es nicht
gibt. Sie versuchen erneut, Lehrkräfte in Verruf zu
bringen. Sie haben mehrmals gezeigt, dass Sie -
fernab jedweder Vernunft - beratungsresistent blei-
ben. Wir können nur hoffen, dass das Comeback
von „Die Ärzte“ im Sommer nichts Vergleichbares
bei Ihnen auslösen wird.
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(Beifall SSW, SPD, vereinzelt CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP - Zuruf: Sehr gut!)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für einen Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Dr. Frank Brodehl.

Dr. Frank Brodehl [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Wie schön: Endlich mal wieder gibt es
eine Diskussion, mit Meinung und Gegenmeinung.
Das haben wir nicht immer; aber trotzdem habe ich
das hier vermisst.

(Vereinzeltes Lachen - Zuruf: Das ist Demo-
kratie! Das ist das, was Sie nicht können! -
Unruhe)

- Ja, ja, das haben wir immer. Das hätten wir, wenn
Sie in Ihren Redebeiträgen darauf eingegangen wä-
ren, was ich gesagt habe. Ich habe, Herr Loose,
zum Beispiel nicht gesagt, dass der Anlass für mei-
nen Antrag die Bombendrohung gewesen sei.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das wäre ja noch
schöner!)

Wie kommen Sie denn auf diesen Unsinn? Ich bitte
Sie, im Protokoll nachzulesen, was Sie gesagt ha-
ben. Seit Sommer haben wir kleine Anfragen zu
dem Projekt laufen. 

(Zuruf SPD)

- Dass es eine bundesweite Kampagne ist, habe ich
nicht gewusst. - Zum Bezug zur Bombendrohung -
das muss ich hier klar sagen: Das ist ein Unding!
Gewalt hat in dieser Diskussion nichts zu suchen.

(Beate Raudies [SPD]: Das wäre ja noch
schöner!)

Ich bin froh, wie die Ministerin darauf reagiert hat,
als der Film vorgeführt worden ist. Da es uns be-
troffen hat, haben wir uns ganz klar distanziert. Das
ist doch selbstverständlich.

Herr Vogel, Sie vergleichen diesen Film mit
„Schindlers Liste“. Das ist sehr gewagt. Dazu fällt
mir nichts mehr ein. Sie sagen, ich meinte, die Leh-
rer würden den Film unreflektiert zeigen. Sie sagen,
ich würde ihnen misstrauen. Nein, das habe ich
nicht gesagt. Ich habe auf die Vor- und Nachberei-
tung verwiesen. 

Man muss kein Pädagoge sein, um zu wissen, was
für eine Wirkung ein Gespräch hat und was für eine
Wirkung ein Film hat. Wie der Film gestrickt ist,
dass der Film nicht kontrovers ist, können Sie in der
Bewertung der Deutschen Film- und Medienbewer-

tung nachlesen. So schwer ist das doch nicht. Das
habe ich mir doch nicht ausgedacht. Diejenigen, die
den Film für besonders wertvoll halten, sagen auch
das.

(Birte Pauls [SPD]: Ich glaube nicht, dass Sie
Lehrer sind!)

- Sie glauben nicht, dass ich Lehrer bin? Wissen
Sie, was ich glaube? Ich glaube, dass Sie nicht den
Mut haben, auf meine einfache Frage zu antworten:

(Kathrin Wagner-Bockey [SPD]: Das hatten
Sie nicht verstanden! - Zuruf Birte Pauls
[SPD])

Was würden Sie denken, wenn der Film „Wildes
Herz“, der mitreißerisch ist, der distanzlos ist, der
Heldenverehrung betreibt, der Schüler in eine be-
sondere Schutzposition rücken soll, wenn dieser
Film über eine rechtsradikale Band gedreht worden
wäre? Wenn Sie mir die Frage nicht beantworten,
können Sie die Frage vielleicht Ihren Wählern an
den Info-Ständen beantworten. Ich würde gern
Mäuschen sein und wissen, was die dazu sagen.

Ich war gestern bei der Vereidigung meines Sohnes
- er ist Polizist geworden -, das war in Lübeck. Es
gab eine tolle, eine gute Spannung. Die jungen Leu-
te wurden nach Ende ihrer Ausbildung auf die harte
Wirklichkeit vorbereitet. Das ist kein Zuckerschle-
cken. 

Dieses Haus hat heute keine Distanzierung von den
Texten, die die Band in diesem Film singt, vorge-
nommen. Das geht gar nicht, meine Damen und
Herren! Sie nehmen das achselzuckend zur Kennt-
nis. 

Wenn Sie schon auf die Antworten in der Kleinen
Anfrage zu sprechen kommen: Darin hieß es, es
werde keine Bewertungen von Texten aus anderen
Bundesländern vorgenommen. Wenn das alles ist,
was Sie dazu zu sagen haben, dann ist das ein
schlechtes Zeichen für die jungen Männer und
Frauen, die jetzt Polizist werden wollen. - Vielen
Dank.

(Beifall AfD - Beate Raudies [SPD]: Genau!
Das ist Ihre Masche! Das hat kein Mensch
gesagt! - Unruhe)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für einen weiteren Kurzbeitrag hat der
Abgeordnete Tobias von Pein.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 49. Sitzung - Freitag, 25. Januar 2019 3721

(Vizepräsidentin Annabell Krämer)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8974&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8974&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG


Tobias von Pein [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Abgeordnete!
Herr Brodehl, ich versuche es mal: 

„Nichts ist klar
Nichts scheint wahr
Wir verlassen uns auf uns selbst
Es bleibt beim Alten,
außer wir verändern es“

Worum geht es eigentlich? - Ihr kläglicher Versuch
ist gescheitert. Die Kolleginnen und Kollegen sind,
finde ich, gut darauf eingegangen. Es geht nicht um
die Wertneutralität. Es geht um den schulischen
Auftrag. Das haben Sie nicht verstanden. 

Auch die Antwort auf Ihre Kleine Anfrage haben
Sie offensichtlich nicht ganz gelesen. Der Film
„Wildes Herz“ gehört wie viele andere Dokus und
Filme - es gibt zum Beispiel auch „Im Westen
nichts Neues“ und „American History X“ - - Es gab
vor Kurzem auch einen Film - der Titel fällt mir ge-
rade nicht ein - über die Radikalisierung in der
Rechtsrockszene. 

Das ist alles so plakativ. Man muss die Musik in
dem Film „Wildes Herz“ nicht mögen. Das ist Ge-
schmackssache. Auch ich höre mir lieber Ska-P
oder Rantanplan an, wenn ich mal wieder etwas
Lautes auf die Ohren brauche. Ich mag die Musik
in dem Film ehrlich gesagt nicht so sehr. Ich finde
an Feine Sahne Fischfilet aber sehr beeindruckend,
dass sie wie kaum eine andere Band das Lebensge-
fühl und die Erfahrung vieler jungen Menschen in
Mecklenburg-Vorpommern widerspiegelt. Genau
darum geht es in der Doku.

Auch ich kenne solche Anfeindungen von damals,
als 15-Jähriger, 16-Jähriger, linksdenkender, auf
dem Dorf lebender, aktiver Mensch, der sich enga-
gieren möchte. Abiparty, Landgasthof, Schützen-
und Scheunenfeste - auch bei uns gab und gibt es
sie noch immer: die Dorfnazis. Mal sind sie organi-
siert, mal nicht; mal sind sie gewalttätig, mal nicht.
Auch ich habe schon Drohanrufe bekommen. 

Auch wenn die Dimension in unserem Nachbarbun-
desland Mecklenburg-Vorpommern eine ganz an-
ders ist, kann ich die Wut, die Angst und das Le-
bensgefühl absolut nachfühlen, weil mir das so na-
he ging, weil ich es selbst erlebt habe. Ich habe nie
einen Hehl daraus gemacht, was ich denke - als St.-
Pauli-Fan, links, Juso, Sozi.

(Zurufe)

- Das ist eine Linie, die ich jedem empfehle. 

(Beifall SPD - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Darü-
ber müssen wir noch einmal reden! - Peer
Knöfler [CDU]: Zum Glück kein Bayernfan!)

- Das klären wir dann. - Auch wenn es eine harte
Sprache ist - Kunstfreiheit darf durch nichts und
niemanden in diesem Land wieder eingeschränkt
werden. 

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Nun nehme ich ein anderes Zitat aus einem Song
von Feine Sahne Fischfilet:

„Wir bleiben jetzt stark
Auch wenns machmal schwer ist
Wir haben die Kraft
Auch wenns manchmal schwer ist
Wir halten zusamm'
Auch wenns manchmal schwer ist
Sie haben keine Chance!“

Ich verneige mich vor diesem Mut und der Ausdau-
er im Kampf für Toleranz, Weltoffenheit und eine
klare Kante gegen Rechtsaußen. Es sind Menschen
wie diese und andere - übrigens auch Lehrkräfte -,
die mich dazu bewegt haben, mich nicht unterkrie-
gen oder einschüchtern zu lassen. Es ist nicht zu-
letzt diese politische Bildung, die mich dazu bewegt
hat, in die Sozialdemokratie einzutreten, die so
standhaft steht gegen jede Form von altem und neu-
em Rechtsextremismus.

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Abgeordnete Claus Schaffer.

(Unruhe)

Claus Schaffer [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! In dieser Diskussion ist ein Aspekt
noch zu kurz gekommen, er wurde nur kurz ange-
rissen; deswegen greife ich ihn jetzt auf.

Gewalt gegen Polizeibeamte ist in Schleswig-Hol-
stein ein ernsthaftes Problem, und das wird jedes
Jahr größer. 2017 mussten wir in unserem Land
1.307 Gewalttaten gegen die Polizei verzeichnen,
306 Beamte wurden verletzt, sechs davon schwer.
Die Hansestadt Lübeck liegt mit rund 300 Gewalt-
taten gegen Polizeibeamte jährlich an der Spitze in
Schleswig-Holstein. 

(Zurufe Lukas Kilian [CDU] und Dr. Frank
Brodehl [AfD])

3722 Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 49. Sitzung - Freitag, 25. Januar 2019

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3D3187&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3D3187&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8970&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8970&format=WEBVOLLLANG


Auch im Landtag haben wir dieses Thema behan-
delt. Fraktionsübergreifend wurde Gewaltpräventi-
on als gesamtgesellschaftliche Aufgabe betrachtet;
Respekt und Anerkennung gegenüber Aufgaben
und Arbeit der Polizei seien der Schlüssel zum Er-
folg der Prävention.

Nun erleben wir hier im Haus eine ganz eigene
Idee, letztlich auch eine eigene Idee der Landesre-
gierung, wie diese Prävention umgesetzt und Werte
vermittelt werden. Den Schülern werden die aus
dem linksextremen Milieu stammenden Protagonis-
ten einer Band im Rahmen schulischer Bildung vor-
gesetzt, die beispielsweise folgende Texte über Po-
lizisten veröffentlichen - ich erspare Ihnen den Text
nicht noch einmal -:

„Wir stellen unseren eigenen Trupp zusam-
men
Und schicken den Mob dann auf euch rauf
Die Bullenhelme - sie sollen fliegen
Eure Knüppel kriegt ihr in die Fresse rein
Und danach schicken wir euch nach Bayern
Denn die Ostsee soll frei von Bullen sein.“

(Zuruf Lukas Kilian [CDU])

Sie können diese Texte nicht einfach ausblenden,
wenn es um diese Protagonisten geht.

Auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion erklärte
die Landesregierung, sie kenne die Gewaltaufrufe
dieser Band gegen die Polizei, aber sie bewerte die
Texte von Gruppen aus anderen Ländern grundsätz-
lich nicht. 

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Genau!)

Sehr geehrte Damen und Herren der Landesregie-
rung, das sollten Sie aber, zumindest wenn Sie es
mit der Prävention gegen Gewalt gegen Polizeibe-
amte ernst meinen.

(Beifall AfD)

Ich schließe mit der Veröffentlichung der Deut-
schen Polizeigewerkschaft Schleswig-Holstein über
die SchulKino-Veranstaltung in Lübeck:

„Polizei schützt Filmvorführung über eine
Band, die in ihren Liedtexten zu Gewalt ge-
gen Polizisten aufruft. Machen wir auch noch
nebenbei. Dank an die eingesetzten Kolle-
gen.“

Der Titel dieses Beitrags lautet: „Rechtsstaat skur-
ril“. - Dem ist nichts hinzuzufügen. - Vielen Dank. 

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zum nächsten Kurzbeitrag hat der Abge-
ordnete Tobias Loose.

Tobias Loose [CDU]:

Ich will es kurz machen. Erstens ist, was Sie dazu
vorgetragen haben, was an dem Film zu kritisieren
ist, vielleicht sogar alles richtig.

(Jörg Nobis [AfD]: Vielleicht oder richtig?)

Die wesentliche Frage ist doch: Gehört das in den
Unterricht? Der Beutelsbacher Konsens - das haben
wir dargelegt - besagt: Ja, selbstverständlich gehört
die politische Kontroverse in den Unterricht. - Das
ist das, was Sie nicht verstehen. Sie können sich an
dem Film abarbeiten, wie Sie wollen; aber, wenn
Sie den Beutelsbacher Konsens ernst nehmen, ge-
hört das in den Unterricht. Es ist Meinungsvielfalt,
Pluralismus und Demokratie, wenn es möglich ist,
darüber eine Kontroverse zu führen.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW - Zuruf Jörg Nobis
[AfD]: Die Kontroverse kommt nicht vor!)

- Das stimmt nicht. Im Rahmen der SchulKinoWo-
che ist vorgesehen, dass das im Unterricht, bevor
die Kinder dort hingehen, behandelt und auch nach-
bereitet wird. 

(Claus Schaffer [AfD]: Laut Beutelsbacher
Konsens hat das da nichts zu suchen!)

Es gab auch eine Diskussionsveranstaltung, die,
insbesondere als die Ministerin daran teilgenom-
men hat, sehr kontrovers war. Das hat stattgefun-
den.

Zweitens. Herr Brodehl, Sie haben den Anlass des
Antrags erwähnt. Wir haben diesen Brief - ich habe
Zitate daraus vorgelesen - entsprechend an die
Schule gerichtet. Danach empfinde ich es als einen
Skandal, dass der Antrag gestellt wurde, weil Sie
weder im Antrag noch in Ihrer Rede im Landtag sa-
gen, dass solche Drohungen an Schulen nicht in
Ordnung sind, und das nicht kritisieren. Das kritisi-
ere ich hier noch einmal.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Zu einem Kurzbeitrag hat der Abgeordnete Jan
Marcus Rossa das Wort.
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Jan Marcus Rossa [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Schulpolitisch bin ich hier noch nicht aufgetreten.

(Heiterkeit CDU - Hans-Jörn Arp [CDU]:
Das haben wir gemeinsam!)

Aber immerhin bin ich vierfacher Vater.

(Zuruf: Bravo! - Beifall)

Ich habe als Vater Erwartungen an das, was in der
Schule gelehrt wird. Dazu gehört auch politische
Bildung. Ich möchte, dass meinen Kindern vermit-
telt wird, sich mit unterschiedlichen politischen
Strömungen und Positionen auseinanderzusetzen.

(Jörg Nobis [AfD]: Unstrittig!)

Die Kritik, die Sie an diesem Film und an dieser
Filmveranstaltung äußern, finde ich ungeheuerlich.
Es ist überhaupt kein Problem, sich mit solchen Fil-
men und den Inhalten kritisch auseinanderzusetzen
und unseren Schülern beizubringen, wie man sich
kritisch mit solchen Filmen auseinandersetzt. Sie
blenden völlig aus, dass das zum Leben unserer
Kinder gehört.

(Jette Waldinger-Thiering [SSW]: Ja!)

Die Band, die Gegenstand dieses Films ist, wird
von unseren Kindern gehört. Auch noch andere
Musik wird gehört. Es ist doch vernünftig, wenn
unsere Kinder in der Schule darauf vorbereitet wer-
den, wie sie mit solchen Inhalten und Botschaften,
die dort vermittelt werden, umgehen. Das kann
doch von Ihnen nicht ernsthaft in Abrede gestellt
werden.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Ihnen geht es um etwas völlig anderes.

(Tobias Loose [CDU]: Natürlich!)

Es geht Ihnen um die Beschneidung von Meinungs-
freiheit.

(Klaus Schlie [CDU]: So ist es!)

Es geht Ihnen im Ergebnis um Zensur und einen
Angriff auf Film- und Meinungsfreiheit.

(Beifall FDP, CDU und SSW - Dr. Frank
Brodehl [AfD]: Blödsinn!)

- Sie mögen noch so empört sein, Herr Schaffer;
das hört man bei Ihnen überall raus.

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Ach, das hört man
raus! - Claus Schaffer [AfD]: Meinen Sie, ich
finde das gut?)

Sie ziehen Gewalt gegen die Polizei heran. Sie zie-
hen hier Beispiele heran und stellen sie in einen Zu-
sammenhang, der in dieser Form nicht besteht.

(Claus Schaffer [AfD]: Aber selbstverständ-
lich!)

Kein Schüler wird sich zur Gewalt gegen die Poli-
zei bereit erklären, weil er diesen Film eingebettet
in einen aufklärenden Unterricht über die Proble-
matik geguckt hat, die in diesem Film zum Aus-
druck kommt. Das ist einfach so, und da haben wir
einen Bildungsauftrag.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Ich will an dieser Stelle noch etwas anderes sagen:
Ihnen vorzuwerfen, sich mit Menschen, die diese
Bombendrohung ausgesprochen haben, gemeinzu-
machen, liegt - es tut mir leid - nahe, denn Ihre
Zielrichtung ist die gleiche.

(Claus Schaffer [AfD]: Das ist falsch!)

Sie wollen Meinung beeinflussen und Meinungsbil-
dung unterbinden.

(Claus Schaffer [AfD]: Fake News!)

- Das hat mit Fake News nichts zu tun, weil es ein
Film ist.

(Claus Schaffer [AfD]: Sie erzählen Quatsch,
Herr Rossa! Sie erzählen Quatsch!)

- Nein, ich erzähle keinen Quatsch.

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Ich bitte darum, die Zwiesprache jetzt zu beenden.

Jan Marcus Rossa [FDP]:

Herr Schaffer, ganz ehrlich: Ihre Partei ist auch für
das AfD-Lehrer-Pranger-Portal oder das Petzportal
verantwortlich. Das zeigt, welche Haltung Sie zur
Schulpolitik haben. Es tut mir leid: Das können wir
hier nicht durchgehen lassen.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Zum nächsten Kurzbeitrag hat der Abgeordnete
Lasse Petersdotter das Wort.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordne-
te! Eigentlich wollte ich mich in diese Debatte gar
nicht groß einmischen oder noch einmal in sie hi-
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neingehen, aber es ist dann doch bemerkenswert,
wenn gerade von Ihnen, Herr Brodehl, dem vor-
nehmlichen guten Gewissen der AfD - zumindest
nach außen hin -, eine Aufforderung zu einer Positi-
onierung an alle anderen ausgesprochen wird. Sie,
der Sie sich immer wieder verweigern, sich zu al-
lem, was die AfD überall äußert, zu positionieren;
Sie, der Sie nie der Meinung sind, dass Sie damit
etwas zu tun hätten und nur immer wieder betonen,
dass Sie eine ganz eigenständige Gruppe seien:
„Okay gut, die eine müssen wir jetzt gerade einmal
rausnehmen!“; „Okay, die paar Debatten zur Euro-
papolitik nehmen wir jetzt auch einmal raus!“; „Ei-
gentlich sind wir so wahnsinnig liberal, wir haben
mit all den anderen nichts zu tun!“. All dieses igno-
rieren Sie hier in dieser Diskussion und verlangen
von den anderen plötzlich eine knallharte Positio-
nierung.

(Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD: So ist es!)

Gerade in der Fragestellung, die Sie geäußert ha-
ben, in der Fragestellung, wie man sich bei einer
rechten Dokumentation oder einer rechten Band
verhalten hätte, wäre es viel interessanter zu erfah-
ren, ob Ihr Aufschrei bei einer rechten Dokumenta-
tion ebenso gewesen wäre.

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Aber hundertpro-
zentig!)

- Ich glaube, nein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD, FDP und SSW - Dr. Frank Brodehl
[AfD]: Ich glaube, ja! Er wäre sogar noch
lauter gewesen!)

Ich möchte mich absolut nicht zur Punkkritik der
AfD äußern. Wenn jetzt hier Texte vorgelesen wer-
den, wenn Sie der Meinung sind, dass diese Text-
zeilen und diese Inhalte Leute zur Gewalt aufrufen,
dann ist es interessant zu erfahren, was Sie zu AfD-
Reden sagen. Es gibt über 400 Seiten, die Sie nach-
lesen können, die den Verfassungsschutz dazu ver-
anlassen, die AfD zu überprüfen. All diese Seiten
dokumentieren sehr minutiös, was die AfD geäuß-
ert hat. Sind Sie eigentlich der Meinung, dass all
die Reden von Gauland, Höcke und all den anderen
auch zu Gewalt führen? Verhalten Sie sich gefäl-
ligst dazu, denn das ist eine Partei, die das äußert,
und nicht eine Punkband!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD, FDP und SSW)

Ich möchte noch einmal in Persönlichkeit der Koa-
lition und für alle hier sagen, dass man den Film

nicht feiern muss, wenn man ihn gesehen hat. Ich
habe ihn mit linksfeministischen Freundinnen und
Freunden geschaut, von denen viele gesagt haben,
das sei ein reiner Machokult, der da gezeigt werde.
Da kann man auch der linksradikalen Szene gegen-
über kritisch sein. Auch das ist eine Kritik, die man
in solchen Diskussionen in der Schule äußern kann,
dass da nur Typen erzählen, wie geil sie sind. Auch
das ist etwas, was ich in meinem feministischen
Freundinnen- und Freundeskreis nicht gut finde. In-
sofern: Keine Sorge!

(Beifall und Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, CDU, SPD, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Abgeordnete Lars Harms.

(Martin Habersaat [SPD]: Lars setzt bei den
Kindern noch was drauf! - Weitere Zurufe)

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Um noch einmal zu illustrieren, welch
Geistes Kind die AfD eigentlich ist, braucht man
sich nur anzuschauen, welche Abgeordneten hier in
der ersten Runde der Aussprache die Bombendro-
hung angesprochen haben. Einer hat es nicht getan,
das war Herr Brodehl, den hat das nicht interessiert.
Alle anderen fünf Abgeordneten haben das ange-
sprochen, weil das eben auch das eigentliche The-
ma ist. 

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Aha!)

Das eigentliche Thema ist nicht ein Film, 

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Sondern?)

der vor- und nachbereitet in einer Schule gezeigt
wird, sondern das eigentliche Problem ist immer
noch, dass daraufhin Bombendrohungen eingegan-
gen sind, und davon hat man sich distanziert.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und vereinzelt CDU)

In der Tat, Kollege Schaffer, haben Sie gerade ge-
fragt, wie es denn gewesen wäre, wenn in irgendei-
ner Art und Weise etwas von rechts behandelt wor-
den wäre. Ich sage Ihnen ganz deutlich: In der
Schule über die Böhsen Onkelz und über Freiwild
zu reden, Filme zu zeigen, egal in welcher Form,
das aber mit Vorbereitung und Nachbereitung, da-
mit hätte ich kein Problem. Das kann überhaupt
keinen Schmerz machen, weil auch das dazu dienen
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kann, zu analysieren, welch Geistes Kind wer ist.
Jeder kann sich dann eine eigene Meinung bilden.

(Klaus Schlie [CDU]: So ist es!)

Das große Problem ist, wenn solche Songs - egal,
ob man sie gut findet, ob sie von links oder von
rechts kommen - einfach so im Raum stehen. Ich
finde, es ist gesellschaftlicher Auftrag von Schulen,
auch über diese Songtexte aufzuklären und darüber
zu diskutieren, damit die jungen Leute eine Chance
haben, sich ihre eigene Meinung dazu zu bilden.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Ich bin sicher, dass unsere jungen Leute sich dann
dazu auch eine gute Meinung bilden.

(Beifall SSW, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)

Deswegen darf es auch keine Vorschriften dazu für
Lehrer geben. Die sind klug genug. Davon bin ich
fest überzeugt. Sie bekommen das gut hin, denn sie
sind gut ausgebildet, und sie wissen, was sie tun.

(Zurufe)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Anmerkung des Abgeordneten Schaffer?

Lars Harms [SSW]:

Ja.

Claus Schaffer [AfD]: Herr Harms, ich habe
eine Frage - wenn das Mikrofon an ist -: Sie
sagten gerade, Sie seien fest davon über-
zeugt, dass die jungen Leute sich selbst eine
gute Meinung über diese Songtexte bilden
könnten. Bitte erklären Sie mir, welche gute
Meinung denn dabei herauskommen soll,
wenn man zur Gewalt gegen die Polizei auf-
ruft.

- Zum Beispiel die gute Haltung, dass man sagt: Ich
bin nicht der Auffassung, dass man Gewalt gegen
die Polizei anwenden sollte! Auch das kann bei ei-
nem Diskurs herauskommen.

(Beifall SSW, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)

Lieber Kollege Schaffer, diese Meinung müssen
sich die jungen Leute selber bilden können. Wenn
ich ihnen das vorschreibe, indem ich ihnen Song-
texte vorenthalte, ihnen nur vorgeprüfte Musikstü-
cke vorspiele und zu ihnen sage: „Das ist die richti-
ge Meinung, der musst du folgen!“, dann sind wir

auf dem falschen Weg. Die jungen Leute müssen
das aus Überzeugung machen, und das geht nur in
einem Diskurs.

(Vereinzelter Beifall SPD - Zuruf Jörg Nobis
[AfD] - Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Das ist schon politische
Bildung, was der Kollege Harms hier macht!
- weitere Zurufe)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Schaffer?

Lars Harms [SSW]:

Selbstverständlich.

Claus Schaffer [AfD]: Dann freue ich mich,
dass Sie die erste 500-€-Frage - so wie das
gerade anklang - gewonnen haben.

- Die nehme ich gern.

(Heiterkeit)

- Herr Abgeordneter, wir sind uns dann of-
fensichtlich darüber einig, dass diese Texte
dieser Band vollkommen indiskutabel sind.
Vielen Dank.

(Lukas Kilian [CDU]: Sie sind gerade nicht
indiskutabel! - Weitere Zurufe BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

- Wenn ich bitte antworten dürfte. - Es mag sein,
dass ich mit einigen Teilen von Texten einer Band
nicht einverstanden bin. Das gilt nicht nur für Feine
Sahne Fischfilet, das gibt es auch bei anderen
Bands, beispielsweise bei den Böhsen Onkelz. Es
gibt bestimmt auch noch ganz andere Bands, die
man sonst vielleicht ganz, ganz toll findet, aber bei
einem Song von ihnen sagt: Den Text finde ich jetzt
nicht so prickelnd.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

Da habe ich aber die Chance gehabt, mir darüber
selbst eine Meinung zu bilden. Diese Chance möch-
te ich den jungen Leuten auch immer wieder geben,
und diese Chance bekommen sie in der Schule. Ich
glaube, das ist auch vernünftig.

(Beifall Wolfgang Baasch [SPD] und Kai Vo-
gel [SPD])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge beziehungsweise Anmerkung des Abgeordneten
Schlie?
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Lars Harms [SSW]:

Sehr gern, ja.

Klaus Schlie [CDU]: Herr Abgeordneter
Harms, sind Sie auch der Meinung, dass bei-
spielsweise auch die Aussage des Bundesvor-
sitzenden der AfD Deutschland in den Unter-
richt gehört, dass die Zeit des Nationalsozia-
lismus nur ein Vogelschiss in der tausendjäh-
rigen deutschen Geschichte sei, um die jun-
gen Menschen darüber aufzuklären, dass das
das Übelste ist, was überhaupt jemals in die-
sem Land von einem Menschen im Deut-
schen Bundestag gesagt worden ist, damit al-
le jungen Menschen begreifen, dass es keine
Relativierung der Nazi-Barbarei gibt? Genau
das ist in den Worten dieses AfD-Vorsitzen-
den zum Ausdruck gekommen. Sind Sie mit
mir der Meinung, dass man trotzdem dieses
Zitat im Unterricht behandeln muss?

(Lang anhaltender Beifall CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und
SSW)

- Herr Schlie, ich bin vollständig mit Ihnen einer
Meinung.

(Beifall SSW, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP)

Meine Damen und Herren, worum geht es also? -
Es geht um Meinungsvielfalt, es geht um Demokra-
tie, und es geht vor allen Dingen darum, keine Zen-
sur auszuüben. Das ist ganz, ganz wichtig.

(Unruhe)

Im Übrigen ist dieses Instrument, dass man Song-
texte nimmt, um einmal darüber zu diskutieren, in
der Schule nicht neu. Das gab es sogar schon, als
ich noch zur Schule gegangen bin, meine Damen
und Herren.

(Christopher Vogt [FDP]: Was!)

Wir haben im Englischunterricht ein sehr umstritte-
nes Lied der Dead Kennedys behandelt. Einige ken-
nen es vielleicht, das gute Stück heißt: Nazi Punks
Fuck Off.

(Beifall und Heiterkeit SSW, CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Der nächste Kurzbeitrag kommt von Dr. Ralf Steg-
ner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Als die Debatte heute begann und ich nur
den Antrag gelesen hatte, dachte ich eigentlich,
dass es Zeitverschwendung ist, sich damit zu befas-
sen. Nachdem ich die Debatte jetzt wahrgenommen
habe, finde ich das eigentlich nicht mehr. Die De-
batte hatte nämlich durchaus einen Ertrag, nämlich
den Ertrag, dass man lernen konnte, dass wir heute
in einer anderen Gesellschaftsform angekommen
sind, in einer Gesellschaft, wo nicht im Chor
„Schwarzbraun ist die Haselnuss“ gesungen werden
muss, sondern in der man Freiheit und Meinungs-
freiheit hat, unterschiedliche Haltungen vertreten
darf und in der wir keine Belehrungen von einer
Gruppe über Gewalt brauchen. Denn jeder weiß,
dass die demokratischen Parteien in diesem Haus
Gewalt in jeder Form ablehnen - egal von wem sie
ausgeht, gegen wen sie sich richtet oder wie sie be-
gründet wird.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Übrigens muss man uns auch nichts über Polizei er-
zählen. Denn was Polizisten ganz oft tun müssen,
ist, dass sie Demonstrationen von Rechtsextremis-
ten schützen müssen. Da sage ich immer: Da schüt-
zen sie nicht die Rechten, sondern das Recht. Das
unterscheidet diese Gesellschaftsordnung von sol-
chen, die Sie wollen. Das muss man hier ganz deut-
lich sagen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP, SSW und vereinzelt CDU)

Ich fand auch den Beitrag des Kollegen von Pein -
mit einer kleinen Ausnahme - vollständig zustim-
mungsfähig.

(Heiterkeit SPD)

Aber das ist eben die Meinungsfreiheit in unserer
Fraktion. Selbst da gibt es eine Meinungsfreiheit,
möchte ich einmal sagen.

(Zurufe SPD: So ist es! - Weitere Zurufe und
Heiterkeit SPD)

Im Ernst: Meinungsfreiheit ist manchmal schmerz-
haft, man muss sich manchmal auch viel Unsinn
anhören, aber das hält unsere Demokratie aus.

(Unruhe)

Ich will aber deutlich sagen: Wir wollen nicht zu-
rück in eine Gesellschaftsordnung, in der es eine
Reichsschriftumskammer gibt, wo Zeugnisse und
Filme verbrannt werden, wo Zensur ausgeübt wird,
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wo man in einer bestimmten Form zu denken hat,
wo die Schüler indoktriniert werden und wo jeder
das Gleiche sagt.

Wir müssen sogar aushalten, dass es an unseren
Schulen Lehrer wie Herrn Höcke gibt, von dem ich
gar nicht weiß, was mir lieber sein soll, dass er in
seinen Beruf zurückkehrt oder im Parlament sitzt.
Beides ist gleichermaßen schlecht. Aber selbst so
etwas hält unsere Demokratie aus. Das unterschei-
det sie von anderen Gesellschaftsordnungen.

Es war heute ein Lehrbeispiel dafür, was uns von
Ihnen unterscheidet. Dass Sie das geliefert haben,
macht die Debatte heute sinnvoll. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Abgeordnete Dr. Kai Dolgner.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Es ist alles gesagt! -
Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, FDP und SSW)

- Das sieht der Kollege Hansen nicht so. Also hören
wir jetzt einen weiteren Kurzbeitrag des Kollegen
Jörg Hansen.

Jörg Hansen [FDP]:

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, Sie
hätten sich alle gewundert, wenn ich nicht nach vor-
ne gegangen wäre.

(Heiterkeit - Christopher Vogt [FDP]: Wir
haben uns gewundert, dass Dolgner nicht
nach vorne gegangen ist! - Heiterkeit)

- Ich hoffe, das geht nicht von meiner Redezeit ab.

(Zuruf: Doch! - Heiterkeit)

Jetzt mit allem Ernst: Ich war durchaus zornig über
die Zwischenbemerkung, den Zwischenruf von
Claus Schaffer, der mir persönlich galt. Selbstver-
ständlich finde ich es nicht gut, wenn in einem Lied
zur Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte aufgefordert wird.

(Claus Schaffer [AfD]: Vielen Dank für die
Klarstellung!)

Auch das macht mich wütend. Aber ich finde es
gut, wenn man in der Schule über solche Dinge dis-
kutiert. Ich traue den Lehrern zu, das richtig einzu-
ordnen und den Schülerinnen und Schülern entspre-
chend zu vermitteln. Das unterscheidet uns eben.
Das sind Liedtexte, die von den Jugendlichen ge-

hört werden. Sie müssen in der Schule lernen, mit
solchen Dingen umzugehen, sie richtig zu bewer-
ten.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder Zwischenbemerkung des Abgeordneten
Dr. Frank Brodehl?

Jörg Hansen [FDP]:

Nein, ich möchte meinen Gedankengang zu Ende
bringen.

Sie als AfD haben jetzt eine zweite Chance ver-
passt. Das möchte ich ausdrücklich erwähnen. Wir
haben dieses Thema gerade heute mit Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamten besprochen. Es geht da-
rum, dass Sie als erste Chance verpasst haben, sich
von Chemnitz zu distanzieren. Sie haben als zweite
Chance verpasst, einen guten Antrag zu diesem
Thema zu stellen.

Ich bin erschüttert über Ihr Weltbild und erschüttert
darüber, dass Sie denken, dass Polizeibeamte diese
Textzeile nicht richtig einsortieren könnten.

(Claus Schaffer [AfD]: Doch, das glaube
ich!)

Es tut not, dass man Sie darauf hinweist. Ich bin er-
staunt, dass Sie dieses Thema, das in keinem Zu-
sammenhang mit der Polizei steht, auf die Tages-
ordnung gesetzt haben. - Vielen Dank, dass Sie mir
zugehört haben.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die Landesregierung erteile ich der Ministerin
für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Karin Prien,
das Wort.

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es
steht mir als Regierungsmitglied überhaupt nicht
zu, die Angemessenheit einer Debattenanmeldung
zu bewerten. Das würde ich auch nie wagen. Trotz-
dem habe ich mir meine Gedanken gemacht. Ich
muss Herrn Dr. Stegner zustimmen. Ich wünsche
mir, dass sich möglichst viele Schülerinnen und
Schüler die Aufzeichnung dieser Debatte heute
oder in Zukunft anhören.

3728 Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 49. Sitzung - Freitag, 25. Januar 2019

(Dr. Ralf Stegner)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.ltsh.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3D3354&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.ltsh.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3D3354&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.ltsh.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3D3354&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.ltsh.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3D3354&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8965&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG



(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP, SSW und Dr. Frank Brodehl
[AfD])

Das war ein gelungenes Lehrstück. Warum war es
ein gelungenes Lehrstück? Weil man anhand dieser
Debatte sehr schön lernen kann, was eigentlich ein
freiheitlich-demokratischer Rechtsstaat bedeutet.

(Klaus Schlie [CDU]: So ist es!)

Er bedeutet eben auch, dass unsere Polizei die Auf-
führung eines Kinofilms, der zunächst durch eine
rechtsradikale Bedrohung nicht stattfinden konnte,
bewacht. Das macht unseren freiheitlichen Rechts-
staat aus.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Ich danke den Polizistinnen und Polizisten, die das
getan haben. Ich sage Ihnen aber auch: Ich würde
mir wünschen, dass das in unserem Land nicht not-
wendig wäre.

(Beifall im ganzen Haus)

Nun aber ein paar Bemerkungen zum Beutelsba-
cher Konsens. Frau Waldinger-Thiering hat uns
freundlicherweise ein bisschen eingeführt. Wir wis-
sen, das ist gar kein Beschluss. Das hat nie jemand
beschlossen. Das war eine Beratung. Wir in Schles-
wig-Holstein haben in der vergangenen Legislatur-
periode einen neuen Erlass zur politischen Bildung
verabschiedet, der die Wesensgrundsätze des Beu-
telsbacher Konsenses bestätigt, Überwältigungsver-
bot, Kontroversitätsgebot und Schülerorientierung.
Es war gut, dass der Erlass das ausdrücklich aufge-
nommen hat, auch um unseren Lehrkräften den Rü-
cken zu stärken und sie in ihrem Handeln zu ermu-
tigen.

Was sagt denn dieses Kontroversitätsgebot über-
haupt aus? Es fordert die Schule zur eigenen Mei-
nungsbildung von Schülerinnen und Schülern über
wissenschaftliche, gesellschaftliche und politische
Kontroversen auf. Auch im Unterricht müssen diese
Kontroversen dargestellt und diskutiert werden.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Es ist der Anspruch an Demokratie-Erziehung, an-
dere Meinungen, andere Auffassungen zu diskutie-
ren, sie zu hinterfragen, zu verstehen, sich selbst ein
Bild zu machen und - ganz wichtig - die Meinung
anderer auszuhalten.

Vielleicht muss man seine Meinung auch einmal
ändern. Auch das gehört übrigens zur Demokratie,

wenn man einen Irrtum erkennt. Auch das hält De-
mokratie aus.

Zur Herstellung der Kontroversität im Unterricht
gehört es zum Beispiel auch, dass einmal Positio-
nen dargestellt werden, die in sich eben nicht aus-
gewogen sind. Ich habe mich die ganze Zeit ge-
fragt, Herr Brodehl: Darf man eigentlich einen Ra-
dioauftritt von Joseph Goebbels im Politikunterricht
behandeln?

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: In jedem Fall!
Unbedingt!)

Das ist ohne Zweifel hochmanipulativ gewesen.
Selbstverständlich kann das Gegenstand des Unter-
richts sein, sollte Gegenstand des Unterrichts sein.
Ich glaube, schon an dieser Stelle sehen Sie, dass
Ihre Argumentation tatsächlich in die Irre führt.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW - Dr. Frank Bro-
dehl [AfD]: Das ist nicht so!)

Lassen Sie mich noch zwei Bemerkungen zu dem
Dokumentarfilm machen, über den wir hier reden.
Natürlich muss ein Dokumentarfilm nicht unseren
bildungspolitischen Grundsätzen entsprechen. Wa-
rum sollte er das denn tun? Natürlich gilt für diesen
Film die Freiheit der Kunst. Das ist erst einmal die
Grundfeststellung.

Darüber hinaus geht es aber doch auch darum, dass
Demokratie immer streitbar sein muss. Genau das
lernen die Schülerinnen und Schüler im Unterricht
und an außerschulischen Lernorten wie im Kino.
Ich finde die Einrichtung der SchulKinoWoche in
diesem Zusammenhang außerordentlich sinnvoll.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Das Kontroversitätsgebot bedeutet eben mitnichten,
dass Schule politikfrei sein sollte. Es bedeutet eben
nicht, dass Schule wertneutral sein sollte. Es geht
natürlich darum, die Grenzen des Akzeptablen zu
wahren, die übrigens nicht das Grundgesetz als
Ganzes aufmacht, sondern nur die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung, der Wesenskern des
Grundgesetzes mit der Menschenwürde und den
Prinzipien des Artikels 20 Grundgesetz. Da ist die
Grenze.

Eine zweite Grenze - das will ich zum Kontroversi-
tätsgebot auch sagen - ist, dass wegen der notwen-
digen didaktischen Reduktion kein Anspruch auf
Vollständigkeit zu jeder Zeit besteht. Das heißt,
nicht zu jedem Zeitpunkt, zu jedem Thema muss
ein Sachverhalt in vollem Umfang wertneutral mit
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allen politischen Meinungen dargestellt werden. Es
geht um die Gesamtheit der Ausgewogenheit, es
geht nicht um jedes einzelne genutzte Unterrichts-
material. Befolgten Sie Frau Waldinger-Thierings
Rat und befassten sich einmal näher damit, würden
Sie das, glaube ich, ohne Weiteres erkennen.

Ein weiterer Punkt. Sie haben angesprochen, es feh-
le an der Schülerorientierung. Bitte, das ist doch die
Musik, die unsere Söhne und Töchter hören. Wie
viel mehr an Schülerorientierung wollen Sie denn
haben?

Ich will noch eine letzte Bemerkung machen, die
ich eigentlich nicht machen wollte. Ich finde weder
den Film besonders toll, noch finde ich die Musik
gut. Aber eines ist doch auch klar. Wir haben es mit
einer Coming-of-Age-Band zu tun. Die Zeilen, die
Sie immer zitieren, stammen aus dem Jahr 2009.
Wenn man sich mit dieser Band und den Inhalten
beschäftigt, sollte man das auch in diesem Zusam-
menhang einmal tun. Das können Schülerinnen und
Schüler nämlich. Sie können differenzieren. Das
konnten übrigens auch die Schülerinnen und Schü-
ler, mit denen ich diskutiert habe. Das waren Neun-
tklässler einer Gemeinschaftsschule. Selbst sie wa-
ren sehr wohl in der Lage, sich mit der Frage Ge-
walt in der Politik zu beschäftigen. Sie waren in der
Lage, sich mit dieser ambivalenten Figur des Lead-
sängers zu beschäftigen. Lasse Petersdotter, dieser
Film ist durchaus auch eine ästhetische Herausfor-
derung, wenn ich das einmal so sagen darf.

(Heiterkeit CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, danke
ich Ihnen außerordentlich für diese gute und kont-
roverse Debatte.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Die Ministerin hat die vorgesehene Redezeit um 1
Minute 30 Sekunden erweitert. Diese Zeit stünde
jetzt theoretisch jeder Fraktion zur Verfügung. Ich
sehe nicht, dass davon Gebrauch gemacht wird.

Es ist beantragt worden, über die Anträge in der Sa-
che abzustimmen. Ich lasse zunächst über den An-
trag der Fraktion der AfD, Drucksache 19/1109, ab-
stimmen. Wer zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Damit ist der
Antrag in der Drucksache 19/1109 mit den Stim-
men der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der Abgeordneten des SSW, der Frakti-
onen von FDP und CDU gegen die Stimmen der

AfD-Fraktion und der Abgeordneten von Sayn-
Wittgenstein abgelehnt.

Ich lasse dann über den Alternativantrag der Frakti-
onen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, FDP und der Abgeordneten des SSW, Druck-
sache 19/1203 (neu), abstimmen. Wer zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der Antrag
mit den Stimmen sämtlicher Abgeordneten bis auf
die Enthaltung der Abgeordneten Sayn-Wittgen-
stein angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:

Diskussionsprozess zur Neugestaltung der Ober-
stufe öffnen

Antrag der Fraktion der SPD und der Abgeordneten
des SSW
Drucksache 19/1150 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne somit die Aussprache.
Das Wort hat für die SPD-Fraktion der Abgeordne-
te Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Der Zeitpunkt Freitagnachmittag ist nicht
so richtig günstig, der Zeitpunkt Jahresbeginn 2019
insgesamt dagegen schon. Es ist ein günstiger Zeit-
punkt, um über die Neugestaltung der Oberstufe in
Schleswig-Holstein zu sprechen, weil seit einiger
Zeit der doppelte Abiturjahrgang unsere Schulen
verlassen hat, weil G 9 wieder eingeführt worden
ist, aber noch nicht bis zur Oberstufe hochgelaufen
ist und weil es, wie wir alle erkannt haben, Verbes-
serungsmöglichkeiten an unseren Profiloberstufen
gibt.

Das Bildungsministerium hat nun ein Diskussions-
papier vorgelegt. Die heutige Debatte und die künf-
tigen Diskussion werden zeigen, ob zeitgleich mit
diesem Diskussionspapier auch schon die dazuge-
hörigen Verordnungen und Erlasse geschrieben
worden sind oder ob es tatsächlich eine offene Dis-
kussion ist. Wir wollen diese Diskussion tatsächlich
öffnen. Wir wollen möglicherweise auch Wasser ins
Schwimmbad tragen. Das wollen wir in dem Sinne
tun, dass wir ein bisschen mehr als nur den Nicht-
schwimmerbereich fluten, Herr Loose.

(Zuruf CDU: Die Flügel aufmachen!)

Das wäre übrigens auch eine gute Möglichkeit,
über die Neuordnung in der Mittelstufe zu spre-
chen, die ja durch die Rückkehr zu G 9 wieder
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mehr Zeit bekommt. Aber das nur am Rande. Heute
geht es uns darum, dass wir hier im Landtag einmal
über die Oberstufe sprechen, damit das Ganze nicht
am Landtag vorbei diskutiert wird.

Die SPD wünscht sich mehr Wahlmöglichkeiten für
die Schülerinnen und Schüler. Wir wünschen uns
mehr individuelle Schwerpunktsetzungen. Wir
wünschen uns mehr Eigenverantwortung, und wir
wünschen uns mehr Praktika, mehr Auslandsaufen-
thalte, mehr fächerübergreifenden Unterricht, mehr
Welterfahrung in der Oberstufe. Ich habe schon
wahrgenommen, dass die Begeisterung über unsere
Vorschläge auf Regierungsseite nicht besonders
groß ist. Aber ich will es noch einmal versuchen. Es
ist auch mitnichten so, dass das irgendwelche abge-
hangenen GEW-Forderungen sind, wie ich gelesen
habe. 

Beispielsweise gibt es da die Evangelische Schule
Berlin-Zentrum. Die erarbeiten seit einigen Jahren
neue, alternative Modelle für die Arbeit in ihrer
Oberstufe. Da gibt es sogenannte Pulsare. Das ist so
etwas Ähnliches wie Projektwochen, von mehreren
Lehrkräften begleitet, jahrgangsübergreifend, fä-
cherübergreifend, von vielen Bildungswissenschaft-
lern hochgelobt. Da gibt es Lernexpeditionen, bei
denen Schülerinnen und Schüler ein bestimmtes
Vorhaben auswählen und dieses Vorhaben dann be-
gleitet durch Tutoren umsetzen. Da gibt es in Klas-
se 11 das Projekt „Alle ins Ausland“. Was ist für
die Persönlichkeitsentwicklung besser als eine län-
gerfristige Erfahrung im Ausland? Da gibt es viele
spannende Ansätze mehr, die sich lohnen, diskutiert
zu werden. 

Es gibt das Sportgymnasium in Potsdam. Das er-
probt seit einigen Jahren für die KMK das soge-
nannte Additive Abitur. Das ist gar nicht so viel an-
ders als das Abitur im eigenen Takt, über das ich
auch schon Negatives gelesen habe. In Baden-
Württemberg gibt es eine Reihe von Schulen, die
mit den Füßen scharren, um das Abitur im eigenen
Takt erproben zu dürfen. So abwegig ist der Gedan-
ke auch gar nicht. Wer heute in G 9 die Klasse 11
überspringt, ist ein Jahr schneller. Wer den 13. Jahr-
gang wiederholt, macht ein Jahr mehr. Das ist nicht
ganz weit vom eigenen Takt entfernt und schon
durchaus möglich.

Die Deutsche Schulakademie - das sind die, die
jährlich den Deutschen Schulpreis ausloben - hat
zwei Innovationslabore eingerichtet. Das eine Inno-
vationslabor befasst sich mit „G-Flex“, wie sie das
nennen. Das ist so etwas Ähnliches wie das Abitur
im eigenen Takt. Das andere Innovationslabor be-
fasst sich mit Lernarrangements. Da geht es um sol-

che Themen, wie ich sie eben am Beispiel der Ber-
liner Schule dargestellt habe. 

Spannend wird es, wenn man sich anguckt, wer
denn zum Forum „Oberstufe neu gestalten“ eingela-
den war und einen hervorragenden Vortrag zur Neu-
gestaltung der Oberstufe gehalten hat. Das war Pro-
fessor Dr. Anne Sliwka. Sie ist vielen von uns be-
kannt, weil Frau Prien sie zum Thema Bildungsbo-
nus eingeladen hatte. Frau Prien, ich würde mir
wünschen, dass Sie Frau Sliwka auch noch einmal
zum Thema Oberstufe einladen. Sie hat faszinieren-
de Ideen zur Neugestaltung derselben.

Wir haben in unseren Antrag auch Punkte der GEW
aufgenommen; das ist richtig, allerdings auch Punk-
te der Philologen; denn wenn man schon diskutiert,
dann durchaus einmal etwas breiter. Ich will mit ei-
nem Zitat schließen: 

„Über die Ziele und Wege soll ein breiter
Diskussionsprozess in Gang kommen.“

Das schreibt das Ministerium in seinem Papier zur
Neuordnung der Oberstufe. Ich bin gespannt, wie
ernst Sie das meinen. - Ich danke Ihnen für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Tobias
Loose das Wort.

Tobias Loose [CDU]:

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Liebe Kollegen! Aus unserer
Sicht ist es der richtige Zeitpunkt, die Profiloberstu-
fe auf den Prüfstand zu stellen und Veränderungen
zu diskutieren. Ich möchte unterstreichen, dass ich
den Weg der Einbindung von Schulleitungen, Leh-
rern, Eltern, Schülern und Verbänden bemerkens-
wert gut finde. Dafür möchte ich der Bildungsmi-
nisterin Karin Prien herzlich danken. Das ist nicht
selbstverständlich, und das hat es auch nicht immer
so gegeben. 

Das Ministerium hat bereits vor den Herbstferien
ein Diskussionspapier veröffentlicht und mögliche
Änderungen an der Oberstufenverordnung skizziert.
Viele Gespräche wurden schon geführt, und am
Wochenende folgt eine sehr große Informations-
und Diskussionsveranstaltung. Ich glaube, das ist
ein gutes Beispiel dafür, wie eine komplizierte Re-
form mit vielen Details - das ist wirklich kompli-
ziert - in der Breite diskutiert werden kann und so
hoffentlich am Ende Lösungen gefunden werden,
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die die allermeisten mittragen können. Wir unter-
stützen diesen Prozess ausdrücklich.

(Beifall Tobias Koch [CDU] und Christopher
Vogt [FDP])

- Danke, Herr Koch, dass Sie dem so zustimmen. 

Für mich ist das Thema auch persönlich sehr span-
nend, weil ich seinerzeit über eine Oberstufenre-
form politisiert wurde und gesagt habe: Mensch,
ich fange an, mich für Politik zu interessieren.

(Christopher Vogt [FDP]: Aha!)

- Ja, so ist es gewesen. Damals ging es auch um die
Frage des Kurssystems. Allerdings wurde das Kurs-
system seinerzeit abgeschafft. Es ist eine gewisse
Genugtuung festzustellen, dass wir jetzt eine Dis-
kussion haben, bei der es eher wieder in Richtung
Kurssystem geht. Ich weiß aber auch, dass meine
Genugtuung nicht der Grund dafür ist, dass wir da-
ran arbeiten.

Uns geht es darum, die Studierfähigkeit von Abitu-
rienten von Gemeinschaftsschulen und Gymnasien
zu verbessern, übrigens ein Vorhaben, das die Vor-
gängerregierung auch schon ins Auge gefasst hatte.
Kern der Reform ist aus meiner Sicht die Differen-
zierung in den Kernfächern Mathematik, Deutsch
und einer Fremdsprache in ein erhöhtes und grund-
legendes Niveau. Zukünftig wird das erhöhte Ni-
veau wahrscheinlich fünfstündig unterrichtet wer-
den. Aus meiner Erfahrung heraus sind das am En-
de wieder Leistungskurse, die wir einführen wer-
den. Das ist eine gute Nachricht für unsere Oberstu-
fen im Land.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP)

Ich finde es richtig, dass wir dadurch eine stärkere
Spezialisierung von Schülern zulassen. Wir haben
da insbesondere mit den Hochschulen eine große
Debatte. Gerade aus naturwissenschaftlichen Berei-
chen wird uns immer wieder rückgemeldet, dass die
Mathematikkenntnisse der Schüler nicht ausrei-
chend seien. Ich glaube schon, wenn es eine Lern-
gruppe auf erhöhtem Niveau und eine auf grundle-
gendem Niveau gibt, dann werden diejenigen, die
sich für eine naturwissenschaftliche beziehungswei-
se mathematische Spezialisierung entscheiden, über
diese Kurse besser auf ein Studium vorbereitet. Ich
finde, das ist ein ganz wichtiger Aspekt und aus
meiner Sicht eben auch ein Kern.

Ich freue mich sehr, dass wir auch das Thema Infor-
matik in diesem Diskussionspapier wiederfinden.
Wir haben bereits hier im Landtag darüber disku-
tiert. Wenn wir Informatik als Profilfach an den

Gymnasien und auch an den Gemeinschaftsschulen
haben, dann ist dies am Ende auch ein Fingerzeig
dahin gehend: Uns ist Informatik wichtig. Ich glau-
be, viele Studenten würden sich dann eher für ein
Lehramt Informatik entscheiden, und das ist am En-
de, wenn wir über die Digitalisierung sprechen,
wichtig, um irgendwann einmal ein Fach Informatik
zu etablieren. Das ist aus unserer Sicht ein wichti-
ger Punkt.

Eine Herausforderung der Reform wird sein, wie
wir die neuen Wahlmöglichkeinen in der Fläche
umsetzen. Das ist nämlich nicht ganz einfach. Gera-
de kleine Schulstandorte werden das nicht einfach
können. Deshalb schlägt das Positionspapier Ko-
operationen zwischen Schulen und Zweiwegekurse
vor. Ich war am Anfang äußerst skeptisch, was die-
se Vorschläge angeht, bin aber überzeugt, dass die
Spezialisierungsmöglichkeiten so oder so eine Ver-
besserung der Studierfähigkeit mit sich bringen und
dass das, was wir machen, besser ist als das, was
wir vorher hatten. Es wird aber herausfordernd, die-
se Reform in der Fläche umzusetzen. Das ist heute
schon klar.

Da sind wir dann bei den Vorschlägen der SPD. Ih-
re Forderungen zum Beispiel nach der Wiederho-
lung von Kursen sind am Ende, wenn man dies
durchdenkt, nur an großen Oberstufen zu realisie-
ren. Das führt in der Konsequenz eigentlich dazu,
dass wir irgendwann über Oberstufenzentren spre-
chen. Oft werden kleine Oberstufen, die es häufig
an den Gemeinschaftsschulen gibt, nicht in der La-
ge sein, das, was Sie vorschlagen, umzusetzen. Da
stellt sich schon die Frage: Sind Sie am Ende dafür,
dass sich diese Oberstufen verändern, dass sie wo-
möglich schließen oder anders zusammengelegt
werden? Das muss dann in einem solchen Diskussi-
onsprozess klar benannt werden. Die Forderung al-
lein hilft nicht. Ich glaube, das ist ein schlechter
Vorschlag, denn wir wollen ja gerade keine Schul-
strukturreform, sondern allein an der Verbesserung
der Profiloberstufe arbeiten. Das sollte uns bei un-
seren Überlegungen auch leiten.

Weiter schlagen Sie das Abitur im eigenen Takt vor,
also dass Abiturklausuren sukzessive in unter-
schiedlichen Halbjahren abgelegt werden sollen.
Einmal abgesehen davon, dass das nach KMK-Re-
gelungen nicht möglich ist, ist das auch ein anderer
Ansatz an ein Abitur, denn es geht aus unserer - aus
meiner - Sicht nicht darum, irgendwann einmal ir-
gendetwas zu wissen, sondern es ist auch Teil des
Abiturs, viel Wissen zu einem bestimmten Zeit-
punkt abrufbar zu haben. Das ist am Ende Qualität,
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und die ist sehr wichtig, wenn es um das Thema
Studierfähigkeit geht.

(Martin Habersaat [SPD]: Bulimielernen!)

- Es geht nicht um Bulimielernen, es geht um eine
Kompetenz, am Ende mit viel und auch mit unter-
schiedlichem Wissen umzugehen. Das ist am Ende
des Studiums nachgefragt. Sie haben nichts davon,
wenn ein Student im zweiten Semester feststellt,
dass er einem Studium nicht gewachsen ist, und da-
rauf müssen wir achten.

(Beifall Lukas Kilian [CDU])

Meine Redezeit ist abgelaufen. Ich freue mich auf
diesen Diskussionsprozess. Es wird ja auch eifrig
diskutiert. Ich bin gespannt auf die Oberstufenver-
ordnung. Auch diese geht noch einmal in eine An-
hörung, und ich glaube, wir sind mit dieser Reform
auf einem sehr guten Weg. Am Ende werden die
Oberstufen davon profitieren. - Danke.

(Beifall CDU und vereinzelt FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Lieber Kollege Tobias Loose, ich möchte mich ent-
schuldigen, dass ich eben bei der Artikelwahl
scheinbar nicht auf der richtigen Höhe war. Ich
selbst habe es nicht gehört.

(Zuruf)

- Nein, das war nicht gegendert.

(Tobias Loose [CDU]: Dafür waren Sie bei
der Redezeit gnädig!)

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
die Abgeordnete Ines Strehlau das Wort.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben es gehört. Der Diskussionsprozess zur
Neuorganisation der Oberstufe läuft. Er läuft öffent-
lich seit dem 28. September 2018, als die Bildungs-
ministerin ein Diskussionspapier veröffentlicht hat.
Natürlich werden die Verordnungen nicht geschrie-
ben, bevor der Diskussionsprozess zu Ende ist. Wir
haben morgen eine Fachtagung dazu, auf die ich
schon ganz gespannt bin.

Die Bildungsministerin setzt mit der Neujustierung
der Oberstufe eine Vereinbarung aus unserem Koa-
litionsvertrag um. Dort haben wir verankert, dass
wir prüfen wollen, wie wir wieder mehr Wahlfrei-
heit in der Oberstufe einführen können, um die
fachlichen Vertiefungsmöglichkeiten der Schülerin-
nen und Schüler ihren Neigungen entsprechend zu
stärken. Dies entspricht einem Wunsch der schuli-

schen Akteurinnen und Akteure seit dem Wechsel
vom Kurssystem zur Oberstufe.

Ich habe dazu viele Gespräche geführt, um mit
Lehrkräften, Schülerinnen und Schülern und Eltern
zu diskutieren, wie sie sich die Neugestaltung vor-
stellen. Einig waren sich alle darin, dass die Fächer
auf erhöhtem Niveau fünfstündig zu unterrichten
sind und die auf grundlegendem Niveau dreistün-
dig.

Eine breite Mehrheit war auch dafür, in Zukunft
nicht mehr alle drei Kernfächer, also Deutsch, Ma-
the und erste Fremdsprache, auf erhöhtem Niveau
anzubieten, sondern nur noch zwei. Auch dass bei
einem sprachlichen Profil nicht mehr drei, sondern
zukünftig zwei Sprachen für das Profil ausreichen,
fand eine Mehrheit.

Allerdings: Bei der Diskussion darüber, welche Fä-
cher denn als Pflicht gestrichen werden sollten, um
die Stunden für die Fünfstündigkeit herzubekom-
men, waren die Meinungen bunt. Es ist schwierig,
Fachlehrkräfte davon zu überzeugen, dass ihr Fach
nicht mehr Pflichtfach sein muss.

Bei der Neufassung der Oberstufenverordnung
müssen wir natürlich die neuen KMK-Vereinbarun-
gen zur Gestaltung der Oberstufe und der Abitur-
prüfung von 2016 berücksichtigen. Sie sind die Ba-
sis für eine stärkere Angleichung der Anforderun-
gen in der Oberstufe. Die neue Oberstufenverord-
nung muss die Balance finden zwischen guter Vor-
bereitung auf zentral gestellte Abiturprüfungen und
der Freiheit der eigenen Schwerpunktsetzung von
Schülerinnen und Schülern und Schulen.

Inhaltlich ist für uns Grüne wichtig - so sagen es
auch die Schülerinnen und Schüler -, dass Inhalte
der politischen Bildung einen hohen Stellenwert in
der Oberstufe behalten müssen und im Idealfall so-
gar gestärkt werden. Wir haben gerade die Debatte
im vorangegangenen Tagesordnungspunkt erlebt
und gesehen, wie wichtig das ist. Die Kultusminis-
terkonferenz hat festgelegt, dass Geschichte oder
ein Fach, in dem Geschichte mit festen Anteilen un-
terrichtet wird, bis zum Abitur belegt werden müs-
sen. Ich bin gespannt, welche Vorschläge dazu auf
der Veranstaltung morgen kommen.

Für uns ist auch wichtig, dass das fächerübergrei-
fende Arbeiten intensiviert wird. Wir hören aus der
Wirtschaft und aus der Wissenschaft, dass nicht nur
Fachkompetenz gebraucht wird, sondern dass im-
mer mehr interdisziplinär gearbeitet wird. Wir müs-
sen also schon an den Schulen stärker fächerüber-
greifend arbeiten. Dafür eignet sich die Profilober-
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stufe sehr gut. Vor allem die Gemeinschafsschulen
sind hier schon gut aufgestellt.

Dafür brauchen die Schulen aber Zeit. Da eignet
sich ein Seminarfach, in dem sowohl wissenschaft-
liches Arbeiten gelernt werden kann als auch der
fächerübergreifende Profilgedanke gelebt werden
kann. Für die Umsetzung haben wir schon einen
konkreten Vorschlag eines Oberstufenleiters be-
kommen.

Die SPD bringt nun einige Vorschläge in ihrem An-
trag vor. Das vorgeschlagene Abitur im eigenen
Takt hört sich gut an, ist nach den aktuellen KMK-
Vorgaben aber nicht ohne Weiteres möglich. Den
Vorschlag, Fächer in zwei Schuljahren abwechselnd
mit vier Stunden anzubieten statt zwei Jahre lang
zweistündig, finde ich interessant. Das ermöglicht
auch eine stärkere Schwerpunktsetzung und eine in-
tensivere Bearbeitung eines Themas.

Es gibt weitere Fragen, die auf der Tagung morgen
sicher besprochen werden, beispielsweise: Welchen
Freiraum sollen die Schulen beim Anbieten von Fä-
chern bekommen? Soll es die Möglichkeit geben,
statt Mathe eine Naturwissenschaft auf erhöhtem
Niveau zu wählen? Soll es die Pflicht geben, zwei
oder drei Fächer auf erhöhtem Niveau zu wählen?
Welche weiteren Ideen gibt es, inhaltliche Schwer-
punkte zu setzen?

Ich freue mich auf die Schwarmintelligenz morgen
auf der Tagung, und ich freue mich auf die weiteren
Beratungen im Bildungsausschuss. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP
und vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die FDP-Fraktion hat die Abgeordnete Anita
Klahn das Wort.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe SPD, Ihr Antrag ist eigentlich
ein Offenbarungseid für Ihre eigene desaströse Bil-
dungspolitik der letzten Jahre.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Auf jeden Fall ist er nicht der bahnbrechende bil-
dungspolitische Aufschlag, den Sie für das neue
Jahr angekündigt hatten. Sie werden nicht umhin-
kommen, zugeben zu müssen, dass Sie für Ihren
Wurf, den Sie jetzt versuchen zu machen, in der
letzten Legislaturperiode eigentlich ausreichend
Zeit hatten. Es ist vielleicht bitter für Sie: Sie sind
gescheitert.

Aber lassen Sie uns einmal den Antrag genauer be-
trachten. Erstens. Sie fordern einen ergebnisoffenen
Prozess. Das hat mich ehrlicherweise ein klein we-
nig erheitert. Ihr Misstrauen scheint ein Ergebnis
des Bildungsdialogs der letzten Legislaturperiode
zu sein, den man wohl kaum als solchen bezeichnen
kann. Denn wir haben damals zu Recht - wie es
scheint - unterstellt, dass es eine reine Alibiveran-
staltung ist, dass das Ergebnis schon im Vorhinein
feststand und man sich die dazu passenden Gruppen
eingeladen hat.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Wir meinen es ernst mit unserem offenen, konstruk-
tiven Dialog, dem Diskussionsprozess und dem Be-
teiligungsprozess - anders als Ihre Bildungsminis-
terinnen Wende und Ernst.

Meine Damen und Herren, anders als damals müs-
sen wir kein Ergebnis modifizieren, um es in die
gewünschte Form zu pressen.

Punkt zwei, der mich ebenso erfreut hat: Sie for-
dern von der dreijährigen Oberstufe das, wofür sie
steht: Raum für Vertiefung, aber auch Auslandsau-
fenthalte, wenn die Familien das bezahlen können,
und Praktika.

Punkt drei, Abitur im eigenen Tempo: Liebe SPD,
Sie haben vor Kurzem G 9 noch als den bildungs-
politischen Untergang verteufelt. Als Konsequenz
setzen Sie jetzt einen drauf und fordern G 10. Das
ist eine alte Idee der GEW. Herr Heiden hat schon
vor neun Jahren bei mir gesessen und das als Idee
vorgestellt. Jetzt haben Sie es übernommen. Das
finde ich ganz spannend.

(Beifall FDP)

Ich frage Sie: Wenn Sie diese Erkenntnis hatten -
ich gehe davon aus, dass Sie zur GEW einen beson-
ders engen Draht und auch mit Herrn Heyden ge-
sprochen haben -, warum haben Sie dann G 8 in
den letzten Jahren wie ein Mantra vor sich hergetra-
gen, während die Schülerinnen und Schüler unter
dem Druck gelitten haben?

Aber wir wollen an dieser Stelle zum bildungspoli-
tischen Erfolg beitragen. Wir begrüßen jedwede In-
tensivierung jeglicher Fächerkombinationen, um
unsere Schülerinnen und Schüler bestmöglich auf
Studium und Beruf vorzubereiten. Inwiefern dieses
Ziel mit einer Fächerreduktion in Einklang zu brin-
gen ist, wird der Gegenstand dieses Diskussions-
prozesses und einer sorgfältigen Prüfung sein.

Was wir nicht wollen, ist ein Zerfasern von Lehr-
plänen, einen zusätzlichen planerischen Aufwand
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und absehbare zusätzliche Verwaltungsaufgaben,
die bereits jetzt schon einen Großteil der Lehrkräfte
zeitlich binden.

Wir Freie Demokraten wollen unsere zukünftigen
Abiturienten mit Blick auf die Anforderungen in
Hochschulen und Betrieben gut auf ein späteres
Studium oder eine höher qualifizierende Berufsaus-
bildung vorbereiten. Viel zu groß ist die Zahl der
Studienabbrecher gerade in den mathematisch-na-
turwissenschaftlichen Disziplinen. Das ist nicht nur
frustrierend für die betroffenen Jugendlichen, son-
dern auch ein nicht akzeptabler volkswirtschaftli-
cher Schaden.

In jedem Fall müssen wir sicherstellen, dass unsere
Schulen das Rüstzeug an die Hand gegeben bekom-
men, um unsere Schülerinnen und Schüler für die
neuen Anforderungen im 21. Jahrhundert fit zu ma-
chen. Dazu gehört fundiertes Wissen mit digitalen
Techniken sowie ein verbessertes Lehrangebot in
den internationalen Handelssprachen. Dazu gehört
ein Allgemeinwissen über Kunst und Kultur, über
Politik, wie wir es eben diskutiert haben. Google er-
setzt eben kein Allgemeinwissen. Wir wollen, dass
Menschen eigenverantwortlich handeln können.
Das kritische Denken setzt Wissen voraus. Dieses
Rüstzeug halten wir für unverzichtbar, damit Ju-
gendliche ihre Zukunft eigenverantwortlich erfolg-
reich gestalten können.

(Beifall FDP)

Kommen Sie morgen zur Fachtagung, und ich freue
mich auf die weitere Beratung im Ausschuss. - Vie-
len Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Für die AfD-Fraktion hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Frank Brodehl.

Dr. Frank Brodehl [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Wir wissen es, kein anderer Bereich ist
so sehr von Reformen, Neugestaltung und Experi-
menten betroffen wie unsere Schulen. Als AfD set-
zen wir uns dafür ein, dass Schule endlich wieder
stärker dem nachkommen kann, was ihre ursprün-
glichen Ziele sind: Berufsreife, Hochschulreife und
politische Bildung.

In unseren Oberstufen weist das derzeitige Misch-
system aus Profilklassen einerseits und Kursunter-
richt andererseits Schwächen auf. In den Fächern
mit erhöhtem Anforderungsprofil fehlen Unter-

richtsstunden, um Inhalte zu vertiefen. Infolgedes-
sen werden geltende Standards von immer weniger
Schülern erreicht. Das sollte nicht nur unseren
Schülern Sorge bereiten, die ab 2021 ein zentrales
Abitur ablegen müssen. Das sollte vor allem für uns
Anlass sein, ernsthaft zu debattieren und zu disku-
tieren, wie man Oberstufe mit ganz pragmatischen
Verbesserungsvorschlägen optimieren kann.

Die Gesamtsituation, den Status quo an unseren
Oberstufen bringt das Diskussionspapier des Bil-
dungsministeriums auf folgenden Punkt - ich zitiere
mit Ihrer Erlaubnis -:

„Theorie und Praxis der Profiloberstufe klaf-
fen … auseinander.“

An anderer Stelle heißt es: In Teilen „wenig prakti-
kabel“.

Gut, dass die Probleme erkannt und benannt wur-
den. Über die Zielvorgaben wird es allerdings mit
Sicherheit noch einen intensiven Diskussionspro-
zess geben; denn es geht letztlich um die Fragen:
Wie viel sicheres, breites Wissen in den Kernfä-
chern Mathe, Deutsch, Englisch brauchen wir? Wie
viel Schwerpunktsetzung, wie viel Vertiefung wol-
len Sie Schülern entweder in diesen oder in ihren
Neigungsfächern gemäß ihrer Neigung zubilligen
und ermöglichen? Das ist für mich nicht leicht zu
beantworten. Auch von der Beantwortung dieser
Frage wird die Stundenverteilung abhängen. Beides
gleichzeitig zu erreichen, wird schlicht nicht mög-
lich sein.

Die SPD bringt jetzt einen Antrag ein, den Diskus-
sionsprozess zur Neugestaltung der Oberstufe zu er-
öffnen. Mein erster Impuls war: Den Diskussions-
prozess eröffnen? - Der läuft doch schon längst.
Aber wenn man genauer hinschaut, und das habe
ich gemacht, stellt man fest: Aha, die Landesregie-
rung möchte eine Neujustierung der Oberstufe. Die
SPD spricht von einer Neugestaltung. SPD, Neuge-
staltung und Bildungssystem - dazu sage ich jetzt
nichts weiter. Es geht Ihnen offensichtlich nicht um
eine Diskussion. Das merkt man daran, dass kaum
einer Ihrer Punkte - wahrscheinlich sogar keiner der
genannten - an dem Diskussionspapier anknüpft.

Stattdessen zünden Sie ein Feuerwerk, was man al-
les machen könnte. Sie wollen Schülern ein Abitur
im eigenen Tempo mit der Möglichkeit anbieten,
dass Kurse wiederholt werden können, wenn Schü-
ler mit einer Bewertung unzufrieden sind. Meine
Damen und Herren, das würde Schule auf den Kopf
stellen. Es sind noch immer die Lehrkräfte, die das
entscheiden - und nicht umgekehrt.
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Ebenfalls in Richtung vermeintlich höherer Eigen-
verantwortung der Schüler gehen Ihre Vorstellun-
gen, nach denen sich Schüler zweistündige Vertie-
fungskurse oder Grundlagenwiederholungskurse
dazubuchen können. Von Organisationsproblemen
einmal ganz zu schweigen - hören Sie doch endlich
damit auf, jungen Leuten zu vermitteln und zu sug-
gerieren, dass es wichtig und sinnvoll ist, dass alle
das Abitur ablegen sollen. Man braucht eben nur ei-
ne Stunde hinzuzubuchen oder etwas abzubuchen.
Das ist unfair.

Meine Damen und Herren, Menschen sind nicht al-
le gleichermaßen begabt. Sie haben unterschiedli-
che Interessen und Neigungen.

(Beifall AfD)

Vielleicht erkennen Sie einmal, die Sie vom Abitur
für alle träumen, Herr Habersaat.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Warum eigentlich nicht fünf Jahre Oberstufe? Ich
will Ihnen sagen, warum. Weil Sie genau wissen,
dass es ohnehin nicht KMK-kompatibel ist, von der
Vergleichbarkeit des Abiturs einmal ganz zu
schweigen.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns also den
Antrag ruhig als das bewerten, was er ist. Es ist ein
Störfeuer. Mit den eigentlichen Schwierigkeiten hat
der Antrag nichts zu tun. Uns bleibt in Richtung
Landesregierung an dieser Stelle zu sagen, dass wir
sehr wohl sehen, dass Sie einen überfälligen Dis-
kussionsprozess angestoßen haben. Die Probleme
sind klar benannt.

Ich frage mich allerdings, was Sie meinen, wenn
Sie davon sprechen, einzelne Fächer vertiefen zu
wollen. Derjenige, der etwas vertieft, leistet doch
etwas. Wir sollten den Begriff „Leistungskurs“ ru-
hig wiederbeleben; denn Leistung motiviert unsere
Schüler. Leistung ist nichts Böses, sondern gehört
zum Leben dazu. Das darf an den Oberstufen gern
wieder stärkeren Niederschlag finden. Das muss
nicht einmal auf die Kompetenzen in den Kernfä-
chern Mathe, Englisch, Deutsch gehen.

Natürlich habe ich die Weisheit nicht mit Löffeln
gefressen, aber es wäre durchaus denkbar zu schau-
en, wie man diese Kompetenzen bereits in der Mit-
telstufe, also bis Ende Klasse 10, stärken kann, da-
mit bisher häufig dringend notwendige Wiederho-
lungsphasen, nämlich Jahrgangsstufe 11, gekürzt
werden könnten. Dann entstünde wieder Zeit, und
die könnte man für Leistungskurse nutzen. - Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat die
Abgeordnete Jette Waldinger-Thiering.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Vielen Dank. - Sehr geehrte Landtagspräsidentin!
Sehr geehrte Damen und Herren! Noch einmal zur
Diskussion zum Tagesordnungspunkt: Es ist nicht
nur die SPD, die den Antrag gestellt hat, sondern es
ist auch der SSW.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insofern gehört mir die Haue genauso wie der SPD.

(Zurufe FDP)

Streng genommen wird seit der Einführung der Pro-
filoberstufe vor über zehn Jahren die Diskussion
über ihren Sinn oder Unsinn geführt. Das ist für bil-
dungspolitische Reformen zwar nicht ganz unge-
wöhnlich, aber doch bezeichnend. Ich denke, wir
sind uns heute zumindest darüber einig, dass mit
der Entscheidung für die Profiloberstufe nicht nur
Vorteile verbunden sind. Grundsätzlich wird oft kri-
tisiert, dass Profilierung und Klassenbildung ver-
mischt werden.

Aber auch im konkreten Vergleich stehen zum Bei-
spiel für Fächer auf erhöhtem Anforderungsniveau
weniger Stunden zur Verfügung als in der früheren
Kursoberstufe. Das wirkt sich bei einem Teil der
Schülerinnen und Schüler negativ auf die Kompe-
tenzen aus. Deshalb teile ich die Auffassung, dass
man unser Oberstufenmodell kritisch hinterfragen
muss.

Die hier geltende Verordnung gibt mitunter Dinge
vor, die in der Praxis nicht wirklich umsetzbar sind.
An jeder Oberstufe muss zum Beispiel ein natur-
wissenschaftliches, aber auch ein sprachliches Pro-
fil mit drei Fremdsprachen eingerichtet werden.
Doch für Letzteres gibt es an vielen Standorten
schlicht zu wenig Interesse.

Auch bei der fächerübergreifenden Zusammenar-
beit, die ich für enorm wichtig halte, gibt es im
Schulalltag erhebliche Umsetzungsprobleme; denn
auch hier finden sich in manchen Profilen nicht ge-
nügend Schülerinnen und Schüler für die vorgese-
henen fächerübergreifenden Lerngruppen. Ich kann
alle Lehrkräfte und Schülerinnen und Schüler, aber
auch alle Eltern verstehen, die wenig Lust auf den
nächsten Eingriff in die Schulstruktur haben.
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Die Rückkehr zu G 9 ist gerade erst besiegelt, und
längst nicht alle Betroffenen fühlen sich in diesem
Prozess mitgenommen. Auch wir hatten unsere
Zweifel. Aber wenn man nach vorne schaut, dann
kann man die Entscheidung für G 9 auch als eine
Chance begreifen, als Chance für eine Neugestal-
tung der Oberstufe und damit auch für konkrete
Verbesserungen. Wir sollten diese Gelegenheit nut-
zen, bevor die neuen G-9-Jahrgänge in einigen Jah-
ren die Oberstufe erreichen.

Das Bildungsministerium hat schon vor einigen
Monaten ein Diskussionspapier zur Neujustierung
der Profiloberstufe herausgegeben. Dieses Papier
enthält sinnvolle Ideen, allen voran natürlich den
Ansatz, die Informatik deutlich aufzuwerten. Aber
es gibt auch die eine oder andere Lösungsmöglich-
keit für die Probleme, die ich gerade erwähnt habe.

Deshalb freue ich mich, dass wir diese Dinge schon
morgen in einer ganztägigen Veranstaltung weiter
vertiefen können. Natürlich haben auch wir eigene
Vorstellungen für eine neue Oberstufenstruktur.
Aber ich möchte im Sinne der Betroffenen festhal-
ten, dass diese Diskussion nicht nur möglichst breit
angelegt, sondern auch - Frau Klahn und Herr Lo-
ose - ergebnisoffen geführt werden muss. Denn es
gibt viele spannende Ansätze. Aber gleichzeitig be-
steht auch die Gefahr, Dinge zu verschlimmbessern.

Ich hoffe, wir alle sehen die Herausforderungen, die
eine voranschreitende Digitalisierung und Globali-
sierung mit sich bringen. Allein dadurch steigen die
Anforderungen an Berufsanfänger und Absolventen
deutlich. Hinzu kommt, dass die Schülerschaft
durch Inklusion, aber auch durch Zuwanderung he-
terogener wird. Diese Entwicklung gilt auch für
Gymnasien und wird von mir ausdrücklich begrüßt.

Aus Sicht des SSW haben aber auch langsam lern-
ende oder anderweitig benachteiligte Schülerinnen
und Schüler und natürlich auch zugewanderte Kin-
der und Jugendliche ein Recht auf den für sie
höchstmöglichen Abschluss. Vor diesem Hinter-
grund sollten wir gemeinsam daran arbeiten, mög-
lichst vielen jungen Menschen die Chance auf gute
Bildung und eine qualifizierte Beschäftigung zu si-
chern. Anders gesagt: Es reicht nicht, wenn wir bei
der Neugestaltung der Oberstufe nur die Studierfä-
higkeit einzelner Schülergruppen im Blick haben.
Wir müssen die jungen Menschen deutlich breiter
qualifizieren, um ihnen wirklich gute Bildungs-
chancen und Perspektiven zu eröffnen. Ich bin da-
von überzeugt, dass wir dieses Ziel auch durch indi-
viduellere und flexiblere Angebote und mehr Ei-
genverantwortung in der Oberstufe erreichen.

(Beifall SSW, SPD und Lasse Petersdotter
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem Kurzbeitrag hat der Herr Abge-
ordnete Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Frage „Warum haben Sie es denn nicht in der letz-
ten Legislaturperiode umgesetzt?“ ist ja keine, die
heute das erste Mal aufgekommen ist. Bei diesem
speziellen Punkt ist es allerdings so, dass wir be-
reits in der letzten Legislaturperiode gesagt haben,
dass es aktuell kein guter Zeitpunkt ist, weil der
doppelte Abiturjahrgang in den Schulen war. Schon
damals habe ich gesagt: Wenn der doppelte Abitur-
jahrgang die Schulen verlassen hat, wird ein guter
Zeitpunkt sein, über eine Neustrukturierung der
Oberstufe zu sprechen. - Den haben wir jetzt.

Liebe Frau Klahn, ich kann mir vorstellen, dass Sie
mir nicht glauben, was den Bildungsdialog angeht.
Aber jetzt koalieren Sie ja mit den Grünen. Viel-
leicht unterhalten Sie sich einmal bei einem Kaffee
mit den Grünen und lassen sich erklären, wie offen
die Dialogveranstaltung damals war.

(Zuruf Anita Klahn [FDP])

Ich finde es übrigens falsch zu sagen, alles, was wir
mit der Oberstufe tun, dient einzig und allein der
Studierfähigkeit, wie ich es auch im Bericht zum
Bildungsbonus falsch fand, dass alles, was wir in
Sachen Bildungsbonus tun, der Ausbildungsfähig-
keit dient. Man muss mit einem Abitur vernünfti-
gerweise sowohl eine Ausbildung antreten können
als auch studieren können dürfen, wenn man an ei-
ner Schule ist, die einen Bildungsbonus bekommt.

(Beifall SPD und SSW - Zuruf Anita Klahn
[FDP])

Wenn Sie in Ihrem Koalitionsvertrag schreiben, Sie
wollen durch Änderungen an der Profiloberstufe
mehr Wahlmöglichkeiten erreichen, dann fürchte
ich, dass Sie sich da ein bisschen in einem Wider-
spruch befinden. Mehr Wahlmöglichkeiten wünsche
auch ich mir. Ich persönlich bin mir aber nicht si-
cher, ob das im Rahmen einer Profiloberstufe mit
den Wahlmöglichkeiten machbar sein wird. Als ei-
ner von zwei Rednern hier habe ich auch schon ein-
mal an einer Profiloberstufe unterrichtet.

Der nächste spannende Punkt ist dieser: Sollen die
Schülerinnen und Schüler möglichst viel Wissen zu
einem bestimmten Zeitpunkt abwerfen können? Ist
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das der Sinn von Oberstufe? Oder ist der Sinn von
Oberstufe, Schülerinnen und Schülern Rüstzeug für
ein Studium, für eine Ausbildung, für ihr ganzes
weiteres Leben mitzugeben, von dem sie noch lan-
ge zehren können? Das ist aus meiner Sicht der we-
sentlich wichtigere Punkt. Da kann man Unterricht
auch anders gestalten als nur nach diesem Bulimie-
prinzip: Alles in kurzer Zeit in sich hineinstopfen,
einmal abwerfen, und dann ist es vorbei.

Gerade in Mathematik klagen doch die Hochschu-
len darüber, dass die jungen Studenten schon ein
halbes Jahr später nicht mehr das beherrschen, was
sie in der Schule sehr wohl noch konnten. Das
spricht doch dafür, das ein bisschen anders zu ge-
stalten.

G 9 haben wir nie verteufelt; darauf müssen wir an
dieser Stelle nicht eingehen. Wir haben auch gesagt,
wir würden an Ihren Regelungen festhalten, wenn
wir in Kürze wieder regieren.

(Zurufe CDU)

Ich bitte Sie darum, die sinnvollen Ideen zumindest
einmal kurz in Ihren Herzen zu bewegen, zum Bei-
spiel bei Mathematik dieses 3+2-Prinzip. Drei Stun-
den Mathematik-Grundkurs, für die Cracks zwei
Stunden Vertiefung und für die anderen zwei Stun-
den Mathe-Mittelstufenwiederholung. Dann kom-
men sie, wenn sie das ihr Leben lang beherrschen
wollen, diesem Ziel wesentlich näher als mit vielen
anderen Varianten.

Letzter Gedanke: Zweitkorrekturen außerhalb der
eigenen Schule - lassen Sie uns darüber auch nach-
denken - würde diese elende Debatte beenden, ob
denn die Gemeinschaftsschulen oder die Gymnasi-
en das bessere Abitur anbieten. Ich glaube, sie bie-
ten beide ein identisch gutes Abitur an. - Vielen
Dank.

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Herr Abgeordnete Dr. Heiner Dunckel.

Dr. Heiner Dunckel [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! - Ganz kurz nur.

Ich habe schon vor längerer Zeit an einem Gymna-
sium in der reformierten Oberstufe gelernt und ge-
arbeitet. Ich möchte Sie gerne noch einmal bitten,
die Idee von der Flexibilisierung der Wahlfreiheit in
Ihrem Herzen zu bewegen.

Ich glaube, das war damals der erste reformierte
Jahrgang in Deutschland, nämlich in Hamburg, und
wir hatten sehr viele Optionen. Wir konnten Mathe-
matik abwählen, wir konnten mehr Deutschkurse
wählen, davon einige abwählen und so weiter und
so fort. Ich glaube, das war ganz erfolgreich.

Man kann natürlich darüber streiten, ob mein Be-
rufsweg jetzt erfolgreich war. Das lassen wir mal
dahingestellt sein.

(Zuruf)

- Ich habe auch nichts anderes gelernt.

(Heiterkeit)

Aber ich kann Ihnen versichern, dass meine Mit-
schüler durchaus erfolgreich waren. Das stellen wir
in den Jahrgangstreffen fest.

(Christopher Vogt [FDP]: Fishing for Com-
pliments!)

- Bitte?

(Heiterkeit - Christopher Vogt [FDP]: Fishing
for Compliments!)

- Das brauche ich nicht mehr, Herr Vogt; das weiß
ich ja in Ihrem Fall.

Nein, ich glaube, das ist eine Bestätigung. Schauen
Sie sich die Geschichte noch einmal an, in der man
sehen kann, dass die Möglichkeit, Schwerpunkte zu
setzen, über Optionen zu verfügen, Wahlfreiheiten
zu haben, in der Tat sehr erfolgreich war. Das hat
auch den Schülerinnen und Mitschülern neue Mög-
lichkeiten eröffnet, die in einer normalen traditio-
nellen gymnasialen Oberstufe gescheitert wären.
Diese konnten nämlich eigene Schwerpunkte set-
zen, ihre Stärken unterstützen und die für sie nicht
so geeigneten Fächer relativ schnell abwählen. Des-
halb glaube ich, dass die Möglichkeit, mehr Optio-
nen zu haben, ausgesprochen positiv ist. - Vielen
Dank.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. - Das
Wort für die Landesregierung erhält die Ministerin
für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Karin Prien.

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Lassen Sie mich gleich zu Anfang eine Be-
merkung zum Anlass für diese Reformdebatte ma-
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chen: Natürlich war es der Koalitionsvertrag, aber
darüber hinaus sicherlich auch der Umstand, dass
gleich zu Anfang meiner Amtszeit viele Schulleiter
auf mich zugekommen sind und den dringlichen
Wunsch geäußert haben, über die Profiloberstufe
und deren Neujustierung nicht nur zu sprechen -
das hatten sie schon seit einigen Jahren getan -,
sondern auch in eine Umsetzung zu gelangen.
Schulleitungen sind ja eher zurückhaltend, wenn es
darum geht, Reformvorhaben von neuen Regierun-
gen ins Leben zu rufen. An dieser Stelle war es tat-
sächlich so, dass der Impuls auch sehr stark aus den
Schulen selbst - von Schulleitungen, von Lehrkräf-
ten, von Eltern - gekommen ist. Insofern freue ich
mich darüber, dass es gelungen ist, diesen Prozess
relativ schnell auf den Weg zu bringen. Seit Sep-
tember - es ist erwähnt worden - sind wir in diesem
Diskussionsprozess in einer Vielzahl von Formaten
im Land unterwegs.

Ich selbst spreche nicht von „Reform“, sondern von
„Neujustierung“. In der Zeitung standen auch schon
andere Dinge, zum Beispiel: „Prien will zu den
Leistungskursen zurück“. Sie wissen, ich rede sehr
gern von Leistung, immer wieder. Aber ich glaube,
in dieser Debatte kommt es weniger auf das Etikett
an, sondern darauf an, was am Ende, nach der Neu-
justierung, drin ist.

In diesem Sinne bin ich auch sehr froh - unabhän-
gig davon, wie ich die einzelnen heute vorgetrage-
nen Reformvorschläge bewerte -, dass wir diesen
Prozess nicht nur mit den Beteiligten draußen im
Land führen, sondern auch hier im Parlament. Ich
glaube, das wird der Qualität der Neujustierung am
Ende wirklich guttun.

Ich will ein paar Bemerkungen dazu machen, wo-
hin der Weg geht. Meine Damen und Herren, Sie
wissen, dass der Bildungsföderalismus im Augen-
blick durchaus unter Druck steht. Die Menschen
haben immer weniger Verständnis dafür, dass
Transparenz und Vergleichbarkeit von Ausbildungs-
gängen und Abschlüssen nicht immer so gegeben
sind, wie sie sich das wünschen. Wir stehen also
unter Druck - nicht zuletzt wegen der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts zur Ver-
gleichbarkeit der Abiturnoten.

Da ist es dann eben doch so, Herr Habersaat, dass
es darauf ankommt, bei den Prüfungen eine Ver-
gleichbarkeit zu gewährleisten. Deshalb kann man
nicht einfach sagen, man könne das nach zwei Jah-
ren oder nach vier Jahren machen. So einfach wird
das nicht gehen. Das wäre mit den KMK-Vorgaben
nicht vereinbar. Es wäre im Übrigen auch nicht ver-
einbar mit den Erwartungen der Eltern, die von ei-

nem Bundesland in ein anderes umziehen müssen;
das soll ja heutzutage aufgrund der Mobilitätsanfor-
derungen in unserer Gesellschaft häufiger vorkom-
men. Insofern müssen wir bei allen Überlegungen
zur Oberstufenreform darauf achten, dass wir dem
Anspruch an eine stärkere Vergleichbarkeit der
Ausbildungsgänge, aber auch der Abiturnoten tat-
sächlich gerecht werden.

Diese Bemerkung erlauben Sie mir an dieser Stelle:
Es hat schon Gründe, warum das Abitur im eigenen
Tempo auch von SPD-geführten Landesregierungen
an keiner Stelle in der Republik so angeboten wird.
Mir sind aus anderen Ländern keine Reformbemü-
hungen bekannt - auch nicht aus SPD-geführten -,
die in diese Richtung gehen. Im Gegenteil! Es ist
gut so - das will ich an dieser Stelle ausdrücklich
sagen -, dass sich die Länder insoweit im Sinne ei-
nes kooperativeren Föderalismus aufeinander zube-
wegen, damit die Bedingungen sowohl für die Aus-
bildungsgänge als auch für die Abiturprüfungen nä-
her aneinanderrücken. Das ist auch der Anspruch an
diese Reform.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Was müssen wir ändern, um Anspruch und Wirk-
lichkeit besser in Übereinstimmung zu bringen?
Die große Linie ist in vielen Gesprächen deutlich
geworden. Es wird bei der Ausgestaltung der Ober-
stufe vor allem darum gehen, Schülerinnen und
Schülern mehr Möglichkeiten zur Vertiefung zu ge-
ben, und zwar sowohl in den Kernfächern als auch
im Profilfach, das heißt im Neigungsfach. Was das
Profilfach und die sonstigen Fächer auf erhöhtem
Niveau angeht: Ja, da werden wir uns den Leis-
tungskursen sicherlich annähern, unabhängig da-
von, ob wir sie am Ende so nennen werden. Trotz-
dem wollen wir dabei bleiben, die Kernfächer
Deutsch, Mathematik und eine Fremdsprache stark
zu halten. Diesen Anspruch hat die KMK nach wie
vor.

(Beifall CDU)

Wir müssen uns auch weiterhin Gedanken darüber
machen, wie wir das fächerübergreifende, das inter-
disziplinäre Arbeiten besser gestalten können. Für
Anregungen bin ich dankbar. Unter dem vielen, was
im Bundesgebiet ausprobiert wird, sind gute Ansät-
ze.

Wichtig ist mir, noch einmal darauf hinzuweisen,
dass wir in Schleswig-Holstein schon heute eine
dreijährige Oberstufe haben. Auch in G 8 haben wir
eine dreijährige, keine zweijährige Oberstufe. Wir
werden in Zukunft mit der Rückkehr zu G 9 in der
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dreijährigen Oberstufe deutlich mehr Möglichkei-
ten haben, auch und insbesondere für Auslandsau-
fenthalte - sicherlich ein positiver Nebeneffekt, den
G 9 mit sich bringen wird.

Hinauslaufen wird es aus meiner Sicht auf eine Ver-
tiefungsmöglichkeit im fünfstündigen Unterricht
auf erhöhtem Niveau. In wie vielen Kernfächern
wir das am Ende machen werden, ist eine Frage,
über die wir miteinander intensiv diskutieren müs-
sen.

Wenn ich zusammenfassen müsste, worum es bei
dieser Reform geht, dann würde ich sagen: Es geht
letztlich darum, das Beste aus den Reformen der
Oberstufe in den letzten 40 Jahren herauszufiltern
und genau zu schauen, was sich bewährt hat und
was sich nicht bewährt hat. Das ist kein Schnell-
schuss. Wir reagieren jetzt nicht auf die PISA-Stu-
die oder ähnliche Dinge, sondern wir prüfen wirk-
lich: Was hat sich bewährt? Was hat sich nicht be-
währt? Wie können wir eine Synthese der Refor-
men der letzten 40 Jahre schaffen? - Das ist unser
Anspruch, neben der Vergleichbarkeit mit den Prüf-
ungen beziehungsweise deren Ausgestaltung in den
anderen Bundesländern.

Wie geht es weiter? Es ist bereits erwähnt worden:
Wir werden uns morgen, nach monatelanger inten-
siver Diskussion, zu einer großen Fachtagung tref-
fen. Wir haben über 180 Anmeldungen aus dem
Land; ich finde, das ist für einen Samstag, an dem
man sich auch etwas anderes vorstellen könnte, eine
sehr positive Anmeldelage.

(Beifall CDU)

Wir werden uns übrigens in einigen Input-Vorträ-
gen auch noch einmal mit der Geschichte der Ober-
stufenreformen in unserem Land beschäftigen, um
die Frage, was sich bewährt hat, auch aus wissen-
schaftlicher Sicht, aus der Sicht der Bildungsfor-
schung zu betrachten.

Die Idee ist, dass wir in den nächsten Wochen die
Gespräche der letzten Monate, unsere Beratungen
hier im Haus und den Tag morgen auswerten, so-
dass wir im Frühjahr zu einem Entwurf der neuen
Oberstufenverordnung kommen können. Diese
könnte dann im Sommer in Kraft treten, aber erst
mit Wirkung zum darauffolgenden Schuljahr, also
zum Schuljahr 2021.

Ich freue mich darauf, mit Ihnen im Ausschuss im
Detail über die Ausgestaltung sprechen zu können,
und bedanke mich für diese schöne, intensive bil-
dungspolitische Debatte zum Schluss. - Vielen
Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Lars Harms [SSW])

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Die Ministerin hat die vorgesehene Redezeit um
2 Minuten 30 Sekunden erweitert. Gibt es eine
Fraktion, die von der Erweiterungsoption Gebrauch
machen möchte? - Gern. Ich erteile das Wort dem
Abgeordneten Martin Habersaat für die SPD-Frak-
tion.

Martin Habersaat [SPD]:

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Ich mache es auch kurz.

(Heiterkeit)

Auch ich fand die Debatte gut. Dass sie stattgefun-
den hat, ist ja einzig und allein diesem Antrag zu
verdanken; sonst hätten wir das Thema nicht im
Landtag gehabt.

An mir nagt, ehrlich gesagt, noch ein Vorwurf der
AfD: Die SPD wolle, dass viele Leute Abitur ma-
chen. Ich verstehe überhaupt nicht, wie das ein Vor-
wurf sein kann. Natürlich kann man ohne Abitur
ein glücklicher, zufriedener, erfolgreicher, guter
Mensch sein.

(Stephan Holowaty [FDP]: Zum Beispiel
Handwerksmeister!)

Aber natürlich ist es ein naheliegender Gedanke,
möglichst vielen jungen Menschen möglichst viel
Bildung zuteilwerden zu lassen.

Ich will Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich habe an ei-
nem Gymnasium unterrichtet. Mein Ziel war es,
möglichst alle meine Schülerinnen und Schüler bis
zum Abitur zu bringen. Natürlich! Nicht indem ich
die Hürden senke, sondern indem ich den jungen
Leuten die Möglichkeiten eröffne, ihre Potenziale
auszuschöpfen. Ich verstehe nicht, wie man das dif-
famieren kann.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Mir ist nicht ganz bewusst geworden: Haben Sie
Ausschussüberweisung beantragt?

(Zurufe SPD: Ja!)

– Okay. - Es ist beantragt worden, den Antrag
Drucksache 19/1150 (neu) dem Bildungsausschuss
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zu überweisen. Wer so beschließen möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! -
Damit ist das einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf:

Hilfsorganisationen im Rettungsdienst berück-
sichtigen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/1157

Rahmenbedingungen für den Rettungsdienst
weiterhin rechtssicher gestalten

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/1197

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
sehe, das ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist
nicht vorgesehen. 

Die Reden zu diesem Punkt geben Sie bitte zu Pro-
tokoll.

Ich schlage vor, den Antrag Drucksache 19/1157
sowie den Alternativantrag Drucksache 19/1197 an
den Sozialausschuss zu überweisen. Wer so be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Die Gegenprobe! - Das ist damit einstimmig
so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf:

Stellungnahme in dem Verfahren vor dem Lan-
desverfassungsgericht betreffend die Teilableh-
nung der Volksinitiative zum Schutz des Wassers
(Verbot von Fracking) wegen Unzulässigkeit -
AZ: LVerfG 2/18 -

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- und
Rechtsausschusses
Drucksache 19/1160

Ich erteile der Berichterstatterin des Innen- und
Rechtsausschusses, der Abgeordneten Barbara Ost-
meier, das Wort.

Barbara Ostmeier [CDU]:

Ich verweise auf die Vorlage.

(Vereinzelter Beifall)

Vizepräsidentin Annabell Krämer:

Ich danke der Frau Berichterstatterin. Gibt es Wort-
meldungen zum Bericht? - Das ist nicht der Fall.
Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Ich lasse über die Beschlussempfehlung Drucksa-
che 19/1160 abstimmen. Wer der Beschlussempfeh-
lung zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Damit ist die Empfehlung
Drucksache 19/1160 einstimmig - -

(Zurufe SSW: Halt! Halt!)

- Damit ist die Beschlussempfehlung mehrheitlich
bei Enthaltung der Abgeordneten des SSW ange-
nommen.

Ich rufe nunmehr auf:

Sammeldrucksache über Vorlagen gemäß § 63
Absatz 1 a der Geschäftsordnung des Schleswig-
Holsteinischen Landtags

Drucksache 19/1177 (neu)

Die Voten zu den einzelnen Tagesordnungspunkten,
für die eine Gesamtabstimmung nach § 63 Ab-
satz 1 a der Geschäftsordnung vorgesehen ist, ent-
nehmen Sie bitte der Ihnen vorliegenden Drucksa-
che 19/1177 (neu). Voraussetzung für die Abstim-
mung insgesamt ist, dass keine Abgeordnete bezie-
hungsweise kein Abgeordneter widerspricht. - Dies
ist offensichtlich nicht der Fall.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer mit der Über-
nahme der Empfehlungen entsprechend der Sam-
meldrucksache 19/1177 (neu) einverstanden ist, den
bitte ich um das Handzeichen. - Damit hat der
Landtag diese Empfehlungen einstimmig bestätigt.

Bevor ich die Tagung schließe, weise ich darauf
hin, dass unsere nächste Tagung am 13. Februar
2019 um 10 Uhr beginnt.

Damit schließe ich die heutige Sitzung und wün-
sche Ihnen allen einen schönen Heimweg.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 16:41 Uhr
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Anhang
Reden zu Protokoll

Hilfsorganisationen im Rettungsdienst berück-
sichtigen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/1157

Rahmenbedingungen für den Rettungsdienst
weiterhin rechtssicher gestalten

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/1197

Hans Hinrich Neve [CDU]:

Herr Präsident! Erst im September 2018 haben wir
das Rettungsdienstgesetz in zweiter Lesung be-
schlossen. Es ist in Kraft getreten. Die Tinte unter
dem Gesetz ist gerade mal trocken, da kommen Sie,
Herr Heinemann, mit einem Antrag zur Bereich-
sausnahme um die Ecke. Gerade diese Thematik
haben wir im Ausschuss und auch im Landtag rauf
und runter diskutiert.

Die Rechtsauffassung von Minister Dr. Garg ist
klar, und sie weicht keinen Millimeter von der
Rechtsauffassung der Vorgängerregierung ab. Nice
to have ist das eine, und Rechtssicherheit das ande-
re.

Die Vergabe an Dritte erfolgt nach klaren Regeln.
Das europäische Vergaberecht spielt hierbei eine
sehr große Rolle. Der Gleichbehandlungsgrundsatz
ist einzuhalten! Auch aus Gründen der Fürsorge-
pflicht gegenüber den Trägern des Rettungsdiens-
tes, den Kreisen und kreisfreien Städten sind wir
verpflichtet, rechtssichere Gesetze auf den Weg zu
bringen.

Ihr Antrag kommt zur Unzeit! Es läuft zurzeit ein
Verfahren beim EUGH. Ein Urteil wird dieses Jahr
noch erwartet. Lass uns die Urteilsbegründung erst
einmal auswerten, und dann können wir gerne im
Ausschuss darüber diskutieren.

Zustimmung Jamaika-Antrag, Ablehnung SPD-An-
trag.

Bernd Heinemann [SPD]:

Herr Präsident! Es war für das Deutsche Rote
Kreuz in Schleswig-Holstein eine große Freude, als
der Ministerpräsident Daniel Günther dem DRK-
Präsidenten Georg Gorrissen auf dessen Jahresemp-
fang angekündigt hat, die Bereichsausnahme noch
einmal zu diskutieren und zu prüfen. Das hat auch
uns Sozialdemokraten sehr gefreut und angeregt,

dieses Thema erneut als Antrag zu stellen. Wir So-
zialdemokraten gehen davon aus, dass der erfahrene
Katastrophenschutz mit den vielen Ehrenamtlern
nicht mit privaten Billiganbietern im Rettungsdienst
in Konkurrenz treten muss. Ihr Alternativantrag, lie-
be Koalitionäre, weist nun immerhin schon einmal
in die richtige Richtung.

Was hat sich nun seit September nach der Gesetzes-
novelle zum Rettungsdienstgesetz konkret geän-
dert? Der Generalanwalt Campos Sánchez-Bordona
am Europäischen Gerichtshof hat am 14. November
2018 seine Schlussanträge in einem Verfahren um
die Bereichsausnahme bei der Vergabe von Ret-
tungsdiensten vorgelegt. Darin hält er unter ande-
rem fest, dass „der Transport von Notfallpatienten
in einem Rettungswagen bei Betreuung und Versor-
gung durch einen Rettungsassistenten/Rettungssani-
täter als ‚Einsatz von Krankenwagen‘ anzusehen ist,
so dass die öffentliche Auftragsvergabe nicht den
Verfahren der RL 2014/24 unterliegt, sofern die
Leistung von einer gemeinnützigen Organisation
oder Vereinigung erbracht wird“.

Reine Krankentransporte ohne Notfallrettung sind
von der Bereichsausnahme ausgenommen. Er be-
zeichnet gemeinnützige Organisationen oder Ver-
einigungen, die nicht auf Gewinnerzielung ausge-
richtet sind und etwaige umständehalber erzielte
Gewinne der Erfüllung ihrer sozialen Aufgabe wid-
men. Zur Erfüllung dieser Voraussetzung reicht es
nicht aus, dass sie im innerstaatlichen Recht als
Hilfsorganisation anerkannt sind.

Bei der Durchführung des Rettungsdienstes kom-
men folgende Modelle in Betracht:

Der kommunale Rettungsdienst wird von der öf-
fentlichen Hand selbst mit eigenen Bediensteten
durchgeführt. Einer Ausschreibung des Rettungs-
dienstes bedarf es in diesem Fall nicht. Die Vergü-
tung erfolgt direkt von den Kommunen.

Das Dienstleistungskonzessionsmodell, auch eine
Form von Public Private Partnership. Hier rechnen
die Durchführenden direkt mit den Krankenkassen
als Kostenträger ab. Bei diesem Modell ist das eu-
ropäische Vergaberecht nicht anwendbar. Deren
Anwendung ist allerdings im Einzelnen wegen der
Bereichsausnahme und der Erreichung der Schwel-
lenwerte bisher umstritten. Das Konzessionsmodell
findet in den Rettungsdienstgesetzen allerdings in
Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, Hessen
und Rheinland-Pfalz Anwendung. Niedersachsen
überlässt nach einer Änderung seines Rettungs-
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dienstgesetzes den kommunalen Trägern die Wahl,
in ihren Rettungsdienstbereichen zwischen den Mo-
dellen zu wählen.

Aus den umfangreichen Erwägungen des General-
anwalts ergibt sich nun, dass die Bereichsausnahme
für die Ausschreibung im Rettungsdienst mit hoher
Wahrscheinlichkeit nachhaltig Bestand haben wird.
Wir werden wohl spätestens im März das abschlie-
ßende Ergebnis des EuGH kennen und es wird, wie
bisher fast regelmäßig, die Ausführungen des Gene-
ralanwaltes mindestens stützen und in der Regel
ihm oder ihr auch folgen. Wenn wir nun beide An-
träge in den Sozialausschuss überweisen, dann soll-
ten wir diese Zeit noch nutzen. Auf diese Weise
können wir die Katastrophenschützer und kommu-
nalen Leistungsträger im Ausschuss nach den
schriftlichen Anhörungen im Gesetzgebungsverfah-
ren des vergangenen Jahres nun auch noch einmal
mündlich anhören, um dann über das weitere Vor-
gehen zu beraten. Großschadensereignisse im Zei-
chen des Klimawandels, Terrorangriffe oder Groß-
unfälle werden nämlich nicht von Privatanbietern
gemeistert.

Wir setzen uns für einen leistungsfähigen Katastro-
phenschutz wie dem ASB, dem DRK, den Johanni-
tern und den Maltesern ein, die mit vielen hoffent-
lich auch in Zukunft gut qualifizierten Ehrenamt-
lern Großartiges leisten. In Ihrem Antrag öffnen
auch Sie nun, wenn auch sehr zaghaft und mit viel
Wenn und Aber eine Tür in die Richtung Bereich-
sausnahme, ohne sie anzusprechen. Das begrüßen
wir, und wir sollten nun gemeinsam dem Minister-
präsidenten zum Erfolg verhelfen. Wir freuen uns
auf die Beratungen im Ausschuss.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Damen und Herren! 24 Stunden am
Tag, sieben Tage die Woche ist der Rettungsdienst
in Schleswig-Holstein für alle da. Es geht um Le-
ben und Tod. Es geht um Notfälle, Unfälle und
Krankheiten. Es geht darum, dass schnell Hilfe
kommt. Beim Rettungsdienst geht es um Sekunden
und Minuten. Wir haben alle ein Interesse daran,
dass der Rettungsdienst in Schleswig-Holstein gut
funktioniert.

Bevor ich auf den Antrag der SPD eingehe, möchte
ich allen danken, die im Rettungsdienst ihr Bestes
geben. Haupt- und Ehrenamtliche geben täglich al-
les für andere - manchmal unter Einsatz ihres eige-
nen Lebens. Dieses Engagement kann mit Geld nur
zum Teil abgegolten werden. Mein ganz persönli-
ches Dankeschön gilt allen Frauen und Männern
vom Rettungsdienst auf den Einsatzfahrzeugen, in

den Leitstellen, in den Kliniken und überall da, wo
sie sich in Rufbereitschaft aufhalten. Ohne euch
sind wir aufgeschmissen.

Eine Novelle des Rettungsdienstgesetzes gab es im
Jahr 2015 in der Küstenkoalition. Sie hat umge-
setzt, was aufgrund der neuen Notfallsanitäterin-
nen- und Notfallsanitäterausbildung erforderlich
und unaufschiebbar war. Im Jahr 2017 hat die Küs-
tenkoalition eine weitere Novelle des schleswig-
holsteinischen Rettungsdienstgesetzes vorgenom-
men. Im vergangenen Jahr haben wir Grüne dann
mit der Jamaika-Koalition die nächste Novelle auf
den Weg gebracht.

Wir haben uns im Sozialausschuss jedes Mal viel
Zeit genommen. In schriftlicher und mündlicher
Anhörung haben wir uns von Expertinnen und Ex-
perten beraten lassen. Es gab Kritik und Anregun-
gen: Viele Punkte wurden in einen Änderungsan-
trag gegossen und beschlossen. Bei allen Novellie-
rungen spielte die Bereichsausnahme eine Rolle.
Allen voran das DRK trat dafür ein, dass unter Ver-
zicht auf eine Ausschreibung die Kreise und kreis-
freien Städte den Auftrag zur praktischen Umset-
zung des Rettungsdienstes freihändig und direkt
vergeben können - im besten Fall an gemeinnützige
Hilfsorganisationen, die nicht nur im Rettungs-
dienst, sondern auch im Katastrophenschutz gute
Arbeit leisten.

Wir Grüne haben von Anfang an signalisiert, dass
wir diesem Wunsch offen gegenüber stehen. Unser
ehemaliger Koalitionspartner SPD und das Sozial-
ministeriums waren dagegen, weil es europarechtli-
che Bedenken gab. Die SPD legt jetzt einen Zick-
zackkurs hin und findet heute in der Opposition die
europarechtlichen Bedenken von gestern nicht mehr
wichtig. Ein Klageverfahren ist hierzu anhängig,
aber bisher nicht in letzter Instanz ausgeurteilt.
Nach meinem Kenntnisstand hat sich hieran nichts
geändert.

Rund drei Monate, nachdem wir die letzte Ände-
rung des Rettungsdienstgesetzes Schleswig-Hol-
stein beschlossen haben, kommt die SPD nun er-
neut mit der Bereichsausnahme. Ich frage mich:
Warum?

Der Vorwurf der SPD in der Debatte im Herbst
2018 war, dass jetzt alles die Privaten übernähmen.
- Auch an dieser Stelle liegen mir keine Informatio-
nen vor, dass dies eingetreten ist. Meine Fraktion
hat zugesichert: Wenn es eine Entscheidung des
EuGH gibt, die die rechtssichere Umsetzung einer
Bereichsausnahme ermöglicht, sind wir dafür offen
und werden uns dafür einsetzen. Auch unsere Koa-
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litionspartnerinnen und Koalitionspartner konnten
wir inzwischen von diesem Weg überzeugen.

Jamaika verschließt sich keiner Diskussion und
geht keiner Auseinandersetzung aus dem Weg.
Aber für eine Novellierung des Rettungsdienstge-
setzes in Sachen Bereichsausnahme müssen die ent-
sprechenden Rahmenbedingungen gegeben sein.
Das ist heute noch nicht der Fall. Die Entscheidung
des EuGH wird im Laufe dieses Jahres erwartet.
Bis dahin bitten wir um etwas Geduld. Alles andere
bringt nichts.

Dennys Bornhöft [FDP]:

Herr Präsident! Beim Rettungsdienst reden wir von
einer pflichtigen Selbstverwaltungsaufgabe der
Kreise und kreisfreien Städte. Die operative Durch-
führung kann dabei durch zum Beispiel Eigenbe-
triebe wie Berufsfeuerwehr, Kreisangestellte oder
auch Dritte erfolgen, also den freigemeinnützigen
Dienstleistern wie ASB, Malteser, Johanniter oder
DRK, aber auch von freien privaten Organisationen.
All diese Akteure, die in unserem Land arbeiten,
leisten einen hervorragenden Job und helfen sprich-
wörtlich Menschen aus der Not. Vielen Dank dafür.

Im September letzten Jahres haben wir eine Novel-
lierung des Rettungsdienstgesetzes vorgenommen.
Diese war in den meisten Teilen auch unstrittig, wie
zum Beispiel die Anforderungen an einen leitenden
Notarzt oder aber die Qualitätsanforderungen beim
Baby-Rettungswagen. Der größte Diskussionspunkt
bei der 2018er-Novelle war die Debatte um die et-
waige Bereichsausnahme, also ob freigemeinnützi-
ge Träger hier bevorzugt behandelt und beauftragt
werden sollten. Das verabschiedete Gesetz ohne
Aufnahme der Bereichsausnahme ist im Gleich-
klang mit den Rettungsdienstgesetzen wie bei-
spielsweise in Niedersachsen, Hessen, Mecklen-
burg-Vorpommern oder Thüringen.

Die fachliche Einschätzung zur Ablehnung der Be-
reichsausnahme ist die gleiche wie damals noch un-
ter SPD-Sozialministerin Alheit und SPD-Sozial-
staatssekretärin Langner. Uns wird von der SPD ja
häufig vorgeworfen, wir führen die Arbeit der vor-
herigen Landesregierung einfach fort. Damit kann
ich leben, wenn ihre damalige Entscheidung nicht
nur zweckmäßig, sondern auch richtig war.

Die im heute vorliegenden SPD-Antrag aufgewor-
fene Frage ist mehr eine rechtstechnische als eine
fachliche. Im § 107 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen - GWB - sind Ausnahmere-
gelungen für die Vergabepraxis festgeschrieben. So
sind die Vorgaben über die Vergabe von öffentli-
chen Aufträgen und Konzessionen in bestimmten

gesetzlichen Fällen nicht anzuwenden; sie sind also
vom Bereich der Vergabe ausgenommen. Zu diesen
gesetzlichen Fällen können nach § 107 Absatz 1
Nummer 4 GWB Dienstleistungen des Zivilschut-
zes, des Katastrophenschutzes und der Gefahrenab-
wehr zählen, die von gemeinnützigen Organisatio-
nen oder Vereinigungen erbracht werden. Hier ist
vom Gesetzeslaut eine Direktvergabe an eine frei-
gemeinnützige Organisation oder Vereinigung mög-
lich. Das bedeutet wiederum aber auch, dass damit
nicht die Leistungen für den alltäglichen Rettungs-
dienst gemeint sind.

Wir reden nun heute über etwas, was sich in höchst-
richterlicher Prüfung auf EU-Ebene beim EuGH
befindet. Der Generalanwalt, dessen Einschätzung
häufig gefolgt wird, hat die Chancen für eine Be-
reichsausnahme sehr minimiert. Es wird voraus-
sichtlich bei jeder einzelnen Fahrt abzugrenzen
sein, ob der Transport in einem Krankenwagen -
dies sind bei uns gänzlich Mehrzweckfahrzeuge
(MZF), die sowohl als RTW als auch als KTW ge-
nutzt werden - aufgrund eines lebensbedrohlichen
Notfalls oder als normaler Krankentransport erfolgt.
Dies würde enorme organisatorische als auch fi-
nanzielle Aufwände für alle Beteiligten erzeugen
und wäre nach meinem derzeitigen Dafürhalten
rechtswidrig.

In diesem Frühjahr wird voraussichtlich ein Rich-
terspruch ergehen und dadurch vermutlich mehr
Klarheit und Rechtssicherheit bezüglich der Mög-
lichkeit einer Bereichsausnahme im Rettungsdienst-
wesen schaffen. Gerade für die Kreise und kreis-
freien Städte ist die Entscheidung des EuGH bezüg-
lich des Ausschreibungs- und Vergabeverfahrens
wichtig, um nicht Klagen ausgesetzt zu werden.

Wir sollten diese Entscheidung abwarten und dann
beraten, ob und inwieweit rechtliche Konsequenzen
für das derzeitige Rettungsdienstgesetz in Schles-
wig-Holstein getroffen werden müssen. Hierauf
zielt auch unser Alternativantrag ab.

Flemming Meyer [SSW]:

Herr Präsident! Für den SSW habe ich immer wie-
der betont, wie wichtig ein gut aufgestelltes Ret-
tungswesen und ein funktionierender Katastrophen-
schutz ist. Verlässliche und gut organisierte Struktu-
ren können hier im Zweifel den Unterschied ma-
chen und Menschenleben retten. Dieser Bereich ist
ein ganz wesentlicher Teil der Daseinsvorsorge.
Deshalb ist es unheimlich wichtig, dass die gesetz-
lichen Grundlagen sorgfältig und gewissenhaft erar-
beitet werden. Es ist fast noch wichtiger, dass dabei
die Gesundheit der in Not geratenen Menschen im

3744 Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 49. Sitzung - Freitag, 25. Januar 2019

(Dr. Marret Bohn)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8966&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8966&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8785&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8785&format=WEBVOLLLANG


Vordergrund steht und nicht etwa wirtschaftliche
Interessen.

Ganz grundsätzlich haben sich die Anforderungen
an den Rettungsdienst in den vergangenen Jahren
stark verändert. Es gibt bei uns in Schleswig-Hol-
stein zum Beispiel immer mehr ältere Menschen,
die oft auch zunehmend medizinisch versorgt wer-
den müssen. Allein durch diese Entwicklung ist die
Gesamtzahl der Notarzt- und Rettungswageneinsät-
ze in den letzten 20 Jahren um rund 50 % gestiegen.
Aber auch Großschadensereignisse wie Hochwasser
oder Unfälle nehmen zu. Auch die qualitativen An-
forderungen an die Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen sind heute andere, als noch vor 10 bis 15 Jah-
ren. Die Versorgung hat sich natürlich auch hier
weiterentwickelt. Rettungsassistenten haben längst
eine ganze Reihe von immer anspruchsvolleren
Aufgaben.

Deshalb will ich auch mit Blick auf die Debatte
zum Rettungsdienstgesetz vor einigen Monaten eins
klar sagen: Viele Änderungen sind sinnvoll und not-
wendig und werden von uns unterstützt. Natürlich
müssen wir die gesetzlichen Grundlagen regelmä-
ßig anpassen.

Gleichzeitig ist es aber kein Geheimnis, dass bei ei-
nem recht zentralen Punkt des Rettungsdienstgeset-
zes weiterhin Uneinigkeit herrscht, und zwar bei
der Aufnahme der Bereichsausnahme. Hier geht es
um die Frage, ob Hilfsorganisationen, die auch
Aufgaben im Katastrophenschutz wahrnehmen, bei
der Vergabe des Rettungsdienstes besonders be-
rücksichtigt werden sollen. Die Mehrheit der Bun-
desländer hat diese Frage schon mit ja beantwortet.
Wir hatten den entsprechenden Änderungswunsch
gemeinsam mit der SPD in das Gesetzgebungsver-
fahren eingebracht. Das wurde abgelehnt. Deshalb
ist diese Forderung heute wieder auf der Tagesord-
nung, was wir vom SSW natürlich unterstützen.

Man mag über den Zeitpunkt dieser Debatte strei-
ten, denn zur Zulässigkeit der Bereichsausnahmen
wird noch in diesem Quartal ein Urteil des Europä-
ischen Gerichtshofs erwartet. Aber die Sinnhaftig-
keit dieser Maßnahme steht für uns außer Frage.
Rückblickend muss ich gestehen, dass mir die Not-
wendigkeit nicht von Beginn an klar war. Die Ein-
sicht hat sich erst im Laufe des Verfahrens und
durch viele Gespräche mit Betroffenen entwickelt.

Weite Teile unseres Rettungsdienstes und damit
auch des Zivil- und Katastrophenschutzes basieren
auf der Tätigkeit von anerkannten Hilfsorganisatio-
nen, und die Arbeit von DRK, ASB, Johannitern
und Maltesern wird maßgeblich vom Ehrenamt ge-

tragen. Die bevorzugte Vergabe an genau diese Or-
ganisationen sichert also nicht nur die Versorgungs-
qualität für unsere Bevölkerung, sondern sie würde
auch sicherstellen, dass die hier tätigen Ehrenamtler
weiterhin wichtige Erfahrungen sammeln können
und in ihrer Arbeit gestärkt werden.

Mir ist bewusst, dass die Kreise auch einiges über
ihre Ausschreibung des Rettungsdienstes steuern
können. Neben dem Preis kann zum Glück auch die
Qualität der Leistung eine Rolle spielen. Aber
durch die Aufnahme der Bereichsausnahme könnte
man ihnen eine wirklich sichere Möglichkeit an die
Hand geben, um Hilfsorganisationen einzubinden.
Genau diesen Wunsch gibt es an vielen Stellen im
Land. Dort weiß man, wie wichtig der Zusammen-
hang zwischen Notfallrettung und Rettungsdienst
im Katastrophenfall ist, und man weiß die jahrelan-
ge vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den Hilfs-
organisationen zu schätzen. Aus Sicht des SSW
sollten wir zumindest das EuGH-Urteil zum Anlass
nehmen, um noch einmal gemeinsam über das The-
ma der Bereichsausnahmen nachzudenken.

Dr. Heiner Garg, Minister für Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren Abgeordnete! Was die SPD-Fraktion mit
dem vorliegenden Antrag zu erreichen hofft, ist die
Möglichkeit einer priorisierten Vergabe der Durch-
führung des Rettungsdienstes gemäß § 5 Absatz 1
SHRDG an die Hilfsorganisationen durch Kreise
und kreisfreie Städte als Träger des Rettungsdiens-
tes.

Wir haben dies zwar erst vor wenigen Wochen bei
der Verabschiedung des Rettungsdienstgesetzes
ausgiebig auch hier im Plenum besprochen, aber
ich will die Rechtslage - darauf zielt ja auch der
Antrag der Koalitionsfraktionen ab - gern noch ein-
mal erläutern.

Die einschlägige Regelung in § 5 Absatz 2 SHRDG
schreibt eine Beauftragung Dritter als Dienstleis-
tungsauftrag vor, wobei insbesondere das Vergabe-
recht zu beachten ist. Deshalb gilt, dass bei einer
Vergabe an einen Dritten die Möglichkeit eines
Auswahlverfahrens unter Beachtung der Chancen-
gleichheit für weitere Bewerberinnen und Bewerber
bestehen muss. Keinesfalls kann und wird die Be-
reichsausnahme dazu führen, dass der Rettungs-
dienstträger eine Beauftragung einer Hilfsorganisa-
tion dauerhaft vornehmen kann.

Die Frage, ob also eine Bereichsausnahme für die
Vergabe von Rettungseinsätzen an Dritte zulässig
ist und wenn ja, mit welcher konkreten Ausgestal-
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tung, unterliegt - auch das hatte ich in meiner letz-
ten Rede dazu bereits betont - europarechtlichen
Vorgaben. Mehr noch, liegt diese Frage in einem
aktuellen Rechtsstreit dem EuGH zur Entscheidung
vor. Inhaltlich geht es darum, ob die Bereichsaus-
nahme vollumfänglich auch auf die deutschen
Hilfsorganisationen im Regelrettungsdienst ohne
weitere Kriterien anwendbar ist und sich sowohl
auf Europäisches Sekundär- als auch Primärrecht
erstreckt.

Der Generalanwalt der EU plädiert jedenfalls für ei-
ne nach Einsatzart differenzierte Beantwortung der
aktuellen aus Düsseldorf stammenden Vorlage.
Dem-nach wäre der Transport von Notfallpatiente-
ninnen und -Patienten in einem Rettungswagen bei
Betreuung und Versorgung durch einen Rettungsas-
sistenten/Rettungssanitäter als „Einsatz von Kran-
kenwagen“ anzusehen. Eine solche Fälle betreffen-
de öffentliche Auftragsvergabe unterläge nicht der
Richtlinie 2014/24, sofern die Leistung von einer
gemeinnützigen Organisation oder Vereinigung er-
bracht wird.

Wenn hingegen die Beförderung von Patienten im
Krankentransportwagen keinen Notfall darstellt, ist
dies als „Transport eines Patienten in einem Kran-
kenwagen“ anzusehen. Diese Transportart wiede-
rum unterliegt der Richtlinie 2014/24. Mit anderen
Worten: Beim „Notfalleinsatz von Krankenwagen“
ist eine Bereichsausnahme - dem Generalanwalt zu-
folge - möglich, beim bloßen „Transport in einem
Krankentransportwagen“ nicht.

Was bedeutet das für Schleswig-Holstein? - In
Schleswig-Holstein werden im Rettungsdienst
Mehrzweckfahrzeuge - § 12 Absatz 3 SHRDG -

eingesetzt. Diese können sowohl in der Notfallret-
tung als auch im Krankentransport eingesetzt wer-
den. Dies geschieht auch bei ausnahmslos allen
Rettungsdienstträgern im Land. Dies bedeutet, dass
einem Rettungswagen, der nach einem Notfallein-
satz am Krankenhaus wieder einsatzbereit ist, als
Folgeeinsatz ein Krankentransport aus dem Ziel-
krankenhaus zugewiesen werden kann. Dieses Vor-
gehen ist unter dem Aspekt des Flottenmanage-
ments im Rahmen einer wirtschaftlichen und effizi-
enten Aufgabenwahrnehmung sinnvoll und auch
von den Kostenträgern gewollt.

Die vom Generalanwalt beim EuGH zugrunde ge-
legte klare Trennung von Rettungs- und Transport-
fahrten ist also angesichts der multifunktionalen
Nutzung der RTW in Schleswig-Holstein nicht
möglich. Das wiederum bedeutet: Wenn der EuGH
der Linie des Generalanwalts folgt, ist für eine An-
wendbarkeit der sogenannten Bereichsausnahme im
Rettungsdienst in Schleswig-Holstein kein Raum.

Wie der EuGH entscheiden wird, ist derzeit offen.
Der Beschluss wird jedenfalls für 2019 erwartet.
Deshalb ist zumindest der jetzige Zeitpunkt denk-
bar ungeeignet, um auf Landesebene an den Moda-
litäten der Rettungsdienstvergabe „zu drehen“.

Wie auch bereits in meiner Rede hier im Plenum
des Landtages zur Debatte des Rettungsdienstgeset-
zes am 5. September 2018 betont: Sollte sich durch
die ausstehende Entscheidung des EuGH eine neue
europäische Rechtslage ergeben, werden wir darü-
ber erneut diskutieren müssen. Daher bin ich den
Koalitionsfraktionen für ihren Antrag dankbar, der
genau dies noch einmal betont.
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